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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie halten das „Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis“ 
in Ihren Händen. Dieses Konzept ist das Ergebnis einer intensiven Arbeit bürgerschaftlichen Engage-
ments, die von den Volkshochschulen Hattingen, Ennepe-Ruhr-Süd und Witten | Wetter | Herdecke 
initiiert und begleitet wurde.

Das Konzept wird jetzt in den Gremien des Kreises diskutiert werden.

Im Oktober 2016 wurde vom Kreistag folgender Beschluss gefasst: „Die Kreisverwaltung wird 
beauftragt in Kooperation mit den kreisangehörigen Kommunen und insbesondere den Volks-
hochschulen im Ennepe-Ruhr-Kreis eine Interessensbekundung zum Förderaufruf „NRWeltoffen: 
Lokale Handlungskonzepte gegen Rechtsextremismus und Rassismus“ abzugeben.

Gesagt – getan – und Erfolg gehabt. Anfang März 2017 erhielt der Kreis den Zuschlag für eine 
Projektbeteiligung im Rahmen von NRWeltoffen und startete bereits im April 2017 mit einer 
großen zentralen Auftaktveranstaltung. Dieser folgten – unter reger Bürgerbeteiligung – regionale 
Workshops in Hattingen, Witten und Ennepetal. Die Ergebnisse dieser Bürgerbeteiligung wurden 
in der 1. Regionalkonferenz im November 2017 vorgestellt. Danach wurde das nun vorliegende 
Handlungskonzept erarbeitet und gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern aus dem Kreisgebiet 
bei der 2. Regionalkonferenz im Oktober 2018 diskutiert. 

Viele gute Ideen und lokale Handlungsempfehlungen gegen Rechtextremismus und Rassismus 
werden darin vorgestellt und es ist ein Postulat für das, was auf einem Plakat im Foyer des 
Kreishauses steht:

Der Ennepe-Ruhr-Kreis hat keinen Platz für Rechtsextremismus!
Der Ennepe-Ruhr-Kreis ist bunt und weltoffen!

Ihr
 

Olaf Schade
Landrat
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Essential Summary – Das Wesentliche in Kürze

Im Rahmen des vom Land NRW geförderten Projekts NRWeltoffen wurde erstmals ein Hand-
lungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus für den Ennepe-Ruhr-Kreis entwickelt. 
In einem partizipativen Beteiligungsprozess mit Regionalkonferenzen, Workshops, Tagungen und 
zwei Befragungen haben über 500 Menschen, die im Ennepe-Ruhr-Kreis leben oder arbeiten, 
gemeinsam mit den drei Volkshochschulen des Ennepe-Ruhr-Kreises im Zeitraum vom 25. April 
2017 bis zum 9. Oktober 2018 das hier vorgestellte Handlungskonzept erstellt, diskutiert und 
weiterentwickelt. Das Handlungskonzept gibt eine erste Bestandsaufnahme und beschreibt die 
derzeitige Situation im Ennepe-Ruhr-Kreis. Daraus wurden Handlungsfelder, Ziele und Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet, die im Laufe des Entstehungsprozesses immer wieder mit den  
staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren abgesprochen, ergänzt und vertieft wurden.

A. Analysephase
Die wichtigsten Befunde in der ersten Analysephase des Entwicklungsprozesses zur Erstellung 
des Handlungskonzeptes lauten:

Ambivalentes Erscheinungsbild: Rassismus und Rechtsextremismus 
sind im Ennepe-Ruhr-Kreis angekommen!
Es ist zurzeit kein systematischer Rechtsextremismus festzustellen, der wahrnehmbare  Rechts-
extremismus/Rechtsradikalismus und Rassismus im EN-Kreis scheinen sich auf Einzelaktionen zu 
beschränken. „Noch“ ist der Ennepe-Ruhr-Kreis weniger betroffen als die großen Nachbarstädte. 

Bei der „gefühlten“ Stimmungslage ist deutlich eine Zweiteilung in der Beurteilung der Lage zu 
erkennen. Während  43,6% der Befragten in der Online-Befragung die Situation als „entspannt“ 
einschätzen, empfinden 35,6% die Situation als „angespannt“, 12,9% als „leicht bedrohlich“, 
6,8% als „beängstigend“ und 1,1% gar als „dramatisch“. Fasst man letztere vier Gruppen zu-
sammen, schätzen gar 56,4% der Befragten die Situation als nicht entspannt ein und werten die 
aktuelle Lage zwischen „angespannt“ und „dramatisch“. Diese gefühlte – sicherlich nicht reprä-
sentative – Stimmungslage zeigt dennoch, Sorgen und Ängste vor Rassismus und Rechtsextre-
mismus sind im Ennepe-Ruhr-Kreis angekommen. 

Rechtspopulismus und Alltagsrassismus sind salonfähig geworden!
Offener und latenter Rassismus (sog. Alltagsrassismus) nehmen zu. Trotz des grundlegenden Sicher-
heitsgefühls empfinden viele Menschen ein Unbehagen. Die Wahlergebnisse rechtspopulistischer 
Parteien tragen ebenso dazu bei, wie latente oder sogar offene rassistische Äußerungen. Vorurteile, 
verdrehte Fakten und menschenverachtende Äußerungen finden sich vor allem in sozialen Netzwer-
ken und sie finden sich auch in alltäglichen Lebenssituationen wie z. B. im Bus, im Wartezimmer des 
Arztes oder in Geschäften. Es wurde festgestellt, dass rassistische Einstellungen zwar „alt“, rassisti-
sche Äußerungen aber inzwischen „sagbarer“ geworden seien. In fast allen Interviews wurde erwähnt, 
dass man ständig mit dem Thema konfrontiert wird und darüber gesprochen wird.

Kurzfassung
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Viele Akteure und Kommunen sind im EN-Kreis bereits aktiv und 
engagiert im Kampf gegen Rassismus und Rechtsextremismus!
In fast allen Interviews und Workshops wurde positiv das große Engagement von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, Kommunen, Wohlfahrtsverbänden und Glaubensgemeinschaften heraus-
gestellt. Dies gilt es weiter – verstärkt und systematisch – zu nutzen. Aber deutlich wurde auch: 
„Man kann bei diesem Thema nie genug machen!“

Präventionsarbeit wird immer wichtiger! 
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nimmt bei der Präventionsarbeit eine herausragende 
Rolle ein. Es gibt bereits gute Präventionsangebote im EN-Kreis. Dies wurde in allen Beteili-
gungsformen bestätigt und kommuniziert. Viele Schulen engagieren sich über den Schulalltag 
hinaus, z. B. durch Projektwochen oder nehmen am Programm „Schule ohne Rassismus“ teil.
Jugendliche sind jedoch besonders durch die sozialen Medien von Rassismus und Diskriminie-
rung bedroht. Hier muss nach Meinung der Interviewten noch viel Arbeit geleistet werden, wie 
z. B. Kontrolle der Netzwerkbetreiber, Schulungen und Qualifizierungen der Nutzer etc.

Vernetzung wird immer wichtiger!
Eine gute kreisweite Vernetzung aller Akteure innerhalb des Ennepe-Ruhr-Kreises scheint sowohl 
für die Präventionsarbeit, die Planung und Erstellung von Angeboten, als auch für ein schnelles 
Reagieren auf mögliche Missstände besonders wichtig. Eine stärkere Vernetzung und ein ver-
stetigter Austausch werden in vielen Interviews angesprochen. In den Gesprächen stellte sich oft 
heraus, dass die Aktivitäten in den Nachbarstädten des Ennepe-Ruhr-Kreises kaum bekannt sind. 

Gespräche führen – Dialogfähig bleiben! Einbindung statt Ausgrenzung!
Auf Menschen mit anderen – auch rechtspopulistischen – Einstellungen zugehen, zuhören und ge-
meinsame demokratische Aktionen planen – dies war in vielen Interviews zu hören. Menschen müs-
sen mit ihren Sorgen, (Abstiegs-) Ängsten und Befürchtungen wahr- und ernstgenommen werden.

Vorbilder einbinden! 
Das Thema muss positiv mit guten Beispielen besetzt werden, welche die Vorteile der offenen, 
pluralistischen und demokratischen Zivilgesellschaft spiegeln. Vorbilder aus dem Ennepe-Ruhr-
Kreis (Unternehmer*innen, Sportler*innen…) sollten mehr als bisher mit in die Arbeit gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus eingebunden werden.

Aufklärung und Argumente gegen Stammtischparolen werden immer 
wichtiger!
Die bereits vorhandenen guten Ansätze zur Aufklärung gegen Rassismus und Rechtsextremis-
mus wie z. B. das von Klaus-Peter Hufer entwickelte Argumentationstraining „Erfolgreich gegen 
Parolen, Palaver und Populismus“ werden viel zu wenig in die schulische und außerschulische
Bildungsarbeit eingebunden und sollten flächendeckend stärker verbreitet werden.

„Alle Menschen sind frei und gleich 
an Würde und Rechten geboren.“ 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte



8

B. Entwicklungsphase und Ziele
Nach der Analyse der Ausgangssituation und Rückkoppelung der Ergebnisse aus Workshops und Be-
fragungen mit den zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren in der ersten Analysephase werden in 
der zweiten Entwicklungsphase entsprechende Handlungsbedarfe und Handlungsempfehlungen festge-
legt. Das Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus gliedert sich dabei nach Leitziel, 
strategischen Zielen, Handlungsfeldern, Handlungsempfehlungen und konkreten Projektvorschlägen. 

Leitziel
Das für das Land NRW vereinbarte und auf den Ennepe-Ruhr-Kreis übertragene Leitziel lautet:

„Der Ennepe-Ruhr-Kreis handelt geschlossen für ein respektvolles gesellschaftliches
Miteinander gegen Rechtsextremismus und Rassismus.“

In dieser zweiten Phase des Entwicklungsprozesses, ausgehend von der Bestandsanalyse und 
dem Leitziel, wurden vier strategische Ziele – vorbeugen, unterstützen, vernetzen, Demokratie 
fördern – abgeleitet, konkretisiert und entwickelt. 

Ausgewählte Handlungsfelder
In dieser Entwicklungsphase wurden zehn zentrale Handlungsfelder identifiziert und mit entspre-
chenden Vorschlägen verbunden. Folgende Handlungsfelder sind von den beteiligten Akteuren 
auf den Workshops und Regionalkonferenzen priorisiert worden:
• 	 Kinder- und Jugendhilfe
• 	 Schule
• 	 Arbeit und Wirtschaft
• 	 Integration
•	 Medien und Kultur
•	 Beratungsinfrastruktur gegen Rechtsextremismus und Rassismus
• 	 Sport
• 	 Emanzipation und Gleichstellung
• 	 Politische Bildung
• 	 Wissenschaft, Forschung, Hochschule

Zu diesen zehn Handlungsfeldern wurden über 100 Projektideen entwickelt. Gemeinsam mit den
vier Säulen „Vorbeugen, Unterstützen, Vernetzen und Demokratieförderung“ als strategische
Ziele bilden sie den zentralen Kern des hier vorgeschlagenen Handlungskonzeptes. Daraus
wiederum werden konkrete Handlungsempfehlungen und Handlungsziele abgeleitet, die aus den
Befragungen und Workshops generiert wurden.

C. Umsetzungsphase
Diese Empfehlungen, Vorschläge und Projektideen gilt es, in der nun folgenden Umsetzungspha-
se ab 2019 konkret mit Leben zu füllen, um die Arbeit gegen Rassismus und Rechtsextremismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis weiter zu stärken und zu verstetigen.

Kurzfassung
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„Top Ten“ der Handlungsempfehlungen

Handlungsempfehlungen gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis Erläuterung

1
Kreisweite Gesamtstrategie herstellen: 

Prävention – Support – Networking – Demokratie fördern  
Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus als Querschnittsaufgabe verstehen.

Handlungs-
konzept 

S. 56

2

Kreisweites Netzwerk zur Bekämpfung von Rassismus  
und Rechtsextremismus initiieren

Professionelle Vernetzung zwischen kommunalen Akteuren moderieren – Austausch stärken – 
Koordinierungs-, Anlauf- und Beratungsstelle schaffen (feste Beratungszeiten, regelmäßige Tagungen, 

Konferenzen und Runde Tische). 

Handlungs-
konzept 

S. 57

3

Beratungsinfrastruktur aufbauen und bekannt machen                                                                             
Fachstellen/Ombudsleute benennen - Frühwarn- und Ampelsystem (Monitoring) mit fester Anlaufstelle/ 

Beschwerdestelle und regelmäßigem Austausch mit Schulen, Quartieren und Kommunen (Verwaltung, Polizei, 
Jugendhilfe…) – Verstetigung der Berichterstattung über rassistische und rechtsextreme Einstellungen und 

Handlungen im Ennepe-Ruhr-Kreis.

Handlungs-
konzept 
S. 58 f.

4

Präventions- und Bildungskonzept mit kontinuierlichen 
Aus- und Fortbildungsangeboten entwickeln        

Jährliches Angebot zu Gewaltpräventionstrainings, Argumentationstraining gegen Stammtischparolen, Medien-
bildung, interkulturelle Wissensvermittlung und Trainings, Erinnerungskultur, Gedenkstättenpädagogik etc. für 

Schulen, Verwaltungen, Erwachsenenbildung, Betriebe, Ehrenamtliche etc.

Handlungs-
konzept 
S. 60 ff.

5
Öffentlichkeitsarbeit verstetigen                                                                                                                    

Sensibilisierung und Aufklärung über rassistische und rechtsextreme Erscheinungsformen –               
Informationsportal und Internetplattform herstellen – soziale Medien nutzen.

Handlungs-
konzept    
S. 63 f.

6 Vorbilder und starkes bürgerschaftliches Engagement fördern 
Starke Bürgergesellschaft – Beteiligungsmöglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger stärken.

Handlungs-
konzept    

S. 65

7 Stärkung der Entwicklung von Zivilcourage 
Anregung für Auszeichnungen – Selbstverpflichtung für Institutionen und Unternehmen gegen Rassismus.

Handlungs- 
konzept 
S. 66 f.

8
Sport, Sportler und Sportvereine 

als tragende Säule fördern und unterstützen 
Förderprogramme des LSB und KSB implementieren. 

Handlungs-
konzept 

S. 68

9 Dialog der Kulturen und Religionen fördern
Handlungs-

konzept 
S. 69

10 Best Practice Beispiele fördern
Ggf. in andere Kommunen/ Quartiere übertragen.

Handlungs-
konzept 

S. 70
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1.1

1  So z. B. Zick, Andreas/Küpper, 
Beate/Krause, Daniela 2016: Gespal-

tene Mitte – Feindselige Zustände. 
Rechtsextreme Einstellungen in 

Deutschland, Bonn 2016; Decker, 
Oliver/Kiess, Johannes, Brähler 

(Hrsg.): Die enthemmte Mitte. Auto-
ritäre und rechtsextreme Einstellung 

in Deutschland. Die Leipziger „Mit-
te“-Studie 2016, Gießen 2016

Decker, Oliver/Brähler, Elmar (Hrsg.): 
Flucht ins Autoritäre. Rechtsextreme 

Dynamiken in der Mitte der Gesell-
schaft. Gießen 2018; Vehrkamp, 

Robert/ Merkel, Wolfgang: Populis-
musbarometer 2018. Populistische 

Einstellungen bei Wählern und 
Nichtwählern in Deutschland 2018. 

https://www.bertelsmann-stiftung.
de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/

GrauePublikationen/ZD__Studie_Po-
pulismusbarometer_2018.pdf

1.	 Zielsetzungen und methodische Grundlagen

Rechtsextremismus und Rassismus gefährden die freiheitlich demokratische Grundordnung, die 
Sicherheit und das friedliche Zusammenleben der Menschen in Deutschland. Das haben vor al-
lem die Mordtaten des sogenannten Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) gezeigt und dies 
belegen Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte, diverse Hetzparolen in den sozialen Medien und 
rechtsextreme Protestdemonstrationen. Auch der Ennepe-Ruhr-Kreis ist deshalb gefordert, jegli-
chen Formen von Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus entschieden entgegenzutreten.

Am 25. April 2017 fiel der Startschuss für das vom Land NRW geförderte Projekt NRWeltoffen 
im Ennepe-Ruhr-Kreis. Bis Ende 2018 sollte ein lokales kreisweites Handlungskonzept gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus für den Ennepe-Ruhr-Kreis entwickelt werden. In dieser, mit 
dem hier vorgelegten Handlungskonzept abgeschlossenen, Entwicklungsphase werden entspre-
chende Ziele, Handlungsfelder unf Maßnahmen formuliert.

Zur Auftaktveranstaltung im Ibach-Haus in Schwelm begrüßte Landrat Olaf Schade Akteure aus 
Politik, Verwaltung, Verbänden und Migrantenorganisationen sowie interessierte Bürger*innen. 
Er hob insbesondere die Zusammenarbeit mit den drei Volkshochschulen im Ennepe-Ruhr-Kreis 
und die damit gegebene starke kommunale Verankerung des Projekts gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus in den neun Städten des Ennepe-Ruhr-Kreises hervor. Die Volkshochschulen des 
Kreises, die VHS Hattingen und die Zweckverbände Ennepe-Ruhr-Süd und Witten | Wetter | Herdecke 
sind federführend für die Erstellung des Handlungskonzeptes verantwortlich.

Der Präsident der SIHK, Ralf Stoffels, betonte in seinem Grußwort, wie wichtig eine offene und libe-
rale Kultur des Miteinanders für unsere Gesellschaft sei. Die gelebte Praxis in Firmen und Betrieben 
sei das beste Beispiel für tagtäglich praktizierte und gelungene Integration ohne Rassismus.

Rechtspopulismus ist in zahlreichen Parlamenten präsent und ist auch in der Mitte der Gesell-
schaft angekommen. Zahlreiche (Langzeit-)Studien belegen diese Aussage. Insbesondere die seit 
2002 erschienenen „Mitte“-Studien der Universität Leipzig zeigen erstens, dass fremdenfeindliche 
und rassistische Einstellungen seit Langem schon in der Mitte der Gesellschaft vorhanden sind, 
dass zweitens aber – und das ist neu seit 2015 – das seit Jahren vorhandene und dokumentierte 
antidemokratische Potenzial jetzt eine politisch-ideologische Heimat gefunden hat. 

Der Titel „Die enthemmte Mitte“ der „Mitte“-Studie aus 2016 weist darauf hin, dass die Ideologie 
der Ungleichheit seit Kurzem wieder offen vertreten wird und punktuell Gewalt und Terror als 
legitime Mittel der politischen Auseinandersetzung gewählt, benutzt und verstanden werden. Und 
dies wird auch durch die am 7. November 2018 erschienene jüngste Studie „Flucht ins Autori-
täre. Rechtsextreme Dynamiken in der Mitte der Gesellschaft“ bestätigt. Danach hat die Frem-
denfeindlichkeit erneut zugenommen. Davon besonders betroffen sind Muslime, Geflüchtete und 
Asylbewerber. Und ein weiterer Befund der repräsentativen Erhebung zeigt die Dringlichkeit ei-
nes Handlungskonzeptes gegen Rechtsextremismus und Rassismus: 40 Prozent der Deutschen 
können sich danach ein autoritäres Regime vorstellen. Das jüngste im Juni 2018 im Auftrag der 
Bertelsmann Stiftung erstellte repräsentative Populismusbarometer 2018 belegt diese gesell-
schaftliche Wirklichkeit. Die populistischen, rassistischen und rechtsextremen Einstellungen in 
Deutschland nehmen zu – am deutlichsten in der politischen Mitte1.
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2  Kommunalwahlen NRW 2014: 
Ergebnisse Ennepe-Ruhr-Kreis 
https://www.wahlergebnisse.nrw.
de/kommunalwahlen/2014/aktuell/
a954000kw1400.html ; Kommunal-
wahlen NRW 2014: Ergebnisse der 
Stadtratswahlen https://www.enkreis.
de/politikverwaltung/politik/wahlen/
kommunalwahlen/stadtratswah-
len-2014.html

3 Politisch motivierte Kriminalität 
– rechts. Vergleich PMK Rechts 
2011 bis 1. Halbjahr 2017. An-
gaben des Landeskriminalamtes 
NRW. Dokumentiert bei der Grünen 
Landtagsfraktion https://gruene-frak-
tion-nrw.de/fileadmin/user_upload/
ltf/Bilder/Themen/Rechtsextre-
mismus/Vergleichstabelle_PMK_
Rechts_2011-2017.pdf

4 Antwort der Landesregierung NRW 
auf die Kleine Anfrage 1319 vom 24. 
Juli 2018 der Abgeordneten Verena 
Schäffer, Bündnis 90/Die Grünen, 
Drucksache 17/3247, Anlage1 .

5 PKM-Rechts 2012-2017, Ennepe-
Ruhr-Kreis. Anzahl rechter Straftaten 
im Ennepe-Ruhr-Kreis in 2012-2017. 
Angaben des Landeskriminalamtes 
NRW. Dokumentiert durch: Mobile 
Beratung gegen Rechtsextremismus, 
Schwerte-Villigst.

6 Mobile Beratung gegen Rechts-
extremismus, Schwerte-Villigst: 
Monitoring rechter Vorfälle 2016-17; 
schriftliche Auskunft auf eine Anfrage 
von NRWeltoffen EN, 08.10.2018.

„Wir nehmen insgesamt eine Polarisierung und Enthemmung wahr. Angriffe auf Unterkünfte von Geflüchteten 
werden landesweit zu zwei Drittel von Personen begangen, die vorher nicht als „rechtsextrem“ wahrgenommen 
wurden. Dass es auch solche Angriffe im EN-Kreis gegeben hat, macht für mich deutlich, dass es offenbar auch 
eine Zunahme von Rassismus und Flüchtlingsfeindlichkeit im EN-Kreis gibt.“  

Politiker*in im persönlichen Interview.  

Dabei fällt der gesellschaftliche Befund höchst ambivalent aus: Einerseits werden die politisch-
demokratischen Milieus in Deutschland stärker und größer, andererseits entwickeln sich andere 
Milieus in die entgegengesetzte antidemokratische Richtung. Diese politische Polarisierung erfor-
dert die Stärkung aller demokratischen und republikanischen Kräfte, um eine tolerante, liberale 
und weltoffene Gesellschaft auch im Ennepe-Ruhr-Kreis zu gewährleisten.

Das Phänomen Rechtsradikalismus ist unübersehbar im skandierenden Protest auf der Straße, 
spürbar an Stammtischen mit entsprechenden Parolen und ist auch in der Alltagskommunikati-
on, in Nachbarschaften und Bürgerversammlungen, in Parlamenten angekommen. Im Ennepe-
Ruhr-Kreis sicherlich verhaltener und in anderen Dimensionen als in Teilen Ostdeutschlands 
und in den Nachbarstädten des Ennepe-Ruhr-Kreises; aber es deutet vieles in unseren Untersu-
chungen darauf hin, dass Rechtspopulismus, rechtsextreme und rassistische Einstellungen vor 
unserem Kreis nicht Halt machen.

1.1	Ausgangslage

Auch wenn in den Städten des Ennepe-Ruhr-Kreises bisher nur vereinzelt entsprechende Vorfälle 
bekannt geworden sind und sich diese eher auf die umliegenden Großstädte (v. a. Wuppertal und 
Dortmund) konzentrieren, sollte das Gefahrenpotenzial nicht unterschätzt werden. Dieses zeigen auch 
die Erfolge von rechtspopulistischen Parteien bei den Kommunalwahlen 2014 im Ennepe-Ruhr-Kreis. 
So konnte die AfD in den Kreistag (3,6%, 2 Mandate) und in die Räte der Städte Ennepetal (4,7%, 2 
Mandate) und Wetter/Ruhr (5,1%, 2 Mandate) einziehen. In Witten ist die rechtsextreme Partei ProN-
RW (2,8%, 2 Mandate) im Rat vertreten. Daher ist die die Stärkung der Demokratie und die Präventi-
on gegen Rechtsextremismus und Rassismus auch im Ennepe-Ruhr-Kreis eine notwendige Aufgabe2. 

Die Anzahl der polizeilich erfassten rechtsextremen Straftaten in NRW schwankte in den Jahren 2011 
bis 2014 zwischen 3015 und 3286. Im Jahr 2015 verzeichneten die Behörden dagegen einen Anstieg 
auf 4437 Straftaten, der sich 2016 nochmals auf 4700 Straftaten erhöhte. Im Jahr 2017 war die Zahl 
rechter Straftaten zwar rückläufig, lag aber mit 3764 noch signifikant über den Zahlen von 2011 bis 
2014. Unter den im Jahr 2017 erfassten politisch rechtsextrem motivierten Straftaten wurden 219 mit 
islamfeindlichem Hintergrund und 294 mit antisemitisch motiviertem Hintergrund gezählt3. 

Für den Ennepe-Ruhr-Kreis ist zu vermerken, dass er von Großstädten mit organisierten rechten 
Szenen umgeben ist, die im 1. Halbjahr 2018 eine vergleichsweise hohe Zahl von politisch motivier-
ten Straftaten aufwiesen: Bochum (42), Dortmund (50), Essen (32), Wuppertal (39)4. Ein allmähli-
ches Übergreifen dieser Szenen auf den Ennepe-Ruhr-Kreis ist zu befürchten.

Im gesamten Ennepe-Ruhr-Kreis ist die Zahl politisch motivierter rechter Straftaten ebenfalls ange-
stiegen: von 42 Delikten in 2012 auf 77 Delikte in 20175. Zu den besonders schweren Fällen in den 
letzten Jahren gehörten Brandanschläge auf eine Moschee im April 2015 und auf zwei geplante 
Flüchtlingsunterkünfte im September 2015 und im Januar 2016 in Witten, eine Pfefferspray-Attacke 
auf das Sicherheitspersonal einer Asylunterkunft in Schwelm im Februar 2017 und der Brandan-
schlag auf ein von syrisch stämmigen Inhabern geführtes Geschäft in Wetter im Mai 20186.
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1.1

„Den Satz: Ich hab ja nichts gegen Ausländer, aber… den höre ich schon immer“. 
Aussage eines Menschen mit Migrationshintergrund im persönlichen Interview.  

„Ich finde es wichtig, auch über unterschwelliges Verhalten in unserer Gesellschaft zu reden. 
Rechte Gesinnung hat in unserer Gesellschaft keinen Platz. Es darf keine rechte Hetze zugelassen 
werden. Wir müssen aus Rostock, aus Mölln und Solingen lernen.“ 

Vertreter*in eines Wohlfahrtsverbandes im persönlichen Interview.

„Man soll nicht immer nur gegen Rassismus sein, sondern man soll für positive Sachen sein
und Positives entwickeln.“ „Die Sache ist, wenn man für etwas Positives ist, dann hat man in der
Gemeinde keine sturen Dummköpfe. Genau das sollte man mehr entwickeln, da ist zu wenig.“

(Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband)

„Ja also, ich denke so, man muss nichts dagegen machen. Für mich ist eigentlich wichtiger, dass 
ich Sachen unterstütze, um was positiv zu machen, was kann man besser machen: die Demokratie 
muss gestärkt werden! 					                                                (Rentner*in)

Hier ist bereits deutlich zu erkennen: Wenn heute von rechtspopulistischen, rechtsextremen oder 
rassistischen Einstellungen und Handlungen im Ennepe-Ruhr-Kreis gesprochen wird, richten 
sich diese überwiegend gegen geflüchtete Menschen, zugewanderte Menschen, Ausländer oder 
Asylbewerber. Sie gelten oft als „Feinde der Republik“ wie z. B. bei den Identitären, die eine 
im völkischen Sinne „homogene Gesellschaft“ anstreben. Insbesondere Diskriminierung und 
Desintegration, d. h. Stigmatisierung und Ausgrenzung, dieser Menschen werden von rechtsext-
remistischen oder rassistischen Gruppen und Verbänden beabsichtigt – dies wurde auch deutlich 
in den beiden im Rahmen des Handlungskonzeptes durchgeführten Befragungen bei der Frage 
„Sind Ihrer Meinung nach bestimmte gesellschaftliche Gruppen in unserer Region (Ihrer Stadt) 
besonders durch rechtsextreme Tendenzen gefährdet?“ Die von uns befragten Akteure nannten 
als betroffene Gruppe im Ennepe-Ruhr-Kreis ebenfalls überwiegend geflüchtete Menschen, 
zugewanderte Menschen, Ausländer und Asylbewerber.

Dies bedeutet im Umkehrschluss, Menschen und Einrichtungen, die sich für Integration, Einglie-
derung von geflüchteten und zugewanderten Menschen und Willkommenskultur einsetzen, leis-
ten einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung und Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextre-
mismus. Dies ist deshalb im Folgenden wichtig, weil eine (möglicherweise von einigen Akteuren 
gewünschte) trennscharfe Abgrenzung zwischen Integrationsarbeit und Rassismusbekämpfung 
nicht möglich, unseres Erachtens auch nicht angemessen und zielführend wäre. 

Das hier vorgestellte Handlungskonzept versucht Antworten zu geben, realisierbare Konzepte 
mit unterschiedlichen kleinen und großen Aktionen vorzuschlagen und die hierfür notwendigen 
Ressourcen, pragmatischen Planungsschritte und Akteure/Netzwerke zu benennen.
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1.2 	 Entstehungsprozess und Beteiligungsformen

Aufgabe des Handlungskonzeptes ist es, eine erste Bestandsaufnahme vorzunehmen sowie 
Ziele, Handlungsfelder und Handlungsempfehlungen für die kommunale Arbeit im Ennepe-Ruhr-
Kreis zu benennen. Besonders wichtig dabei war, die Erstellung des Handlungskonzepts als 
partizipativen Prozess anzulegen, an dem sich möglichst viele Akteure aus unterschiedlichen 
Tätigkeitsbereichen beteiligen sollten. Nach der Analysephase mit Bestandsaufnahme und Fest-
legung der wichtigsten Handlungsfelder wurden in der sich anschließenden Entwicklungsphase 
die strategischen Ziele und Handlungsepfehlungen entwickelt und konkretisiert.

Partizipativer Entstehungsprozess

Nach der Auftaktveranstaltung am 25. April 2017 in Schwelm fanden in Ennepetal, Wetter und 
Hattingen drei regionale Workshops statt, um über eine erste Bestandsaufnahme die wichtigsten 
Handlungsfelder und Ziele für die weitere Arbeit im Ennepe-Ruhr-Kreis zu identifizieren. Auf den 
dann anschließenden Regionalkonferenzen in Schwelm und Witten wurden zehn Handlungsfel-
der ausgewählt und priorisiert. Sowohl in den Workshops als auch in den beiden Regionalkon-
ferenzen wurden von den Akteuren konkrete Vorschläge und Handlungsempfehlungen zu den 
zehn Handlungsfeldern gemacht. In den 112 durchgeführten persönlichen Interviews und anhand 
der 265 online erhobenen Interviews im Zeitraum vom 23. Oktober 2017 bis zum 30. März 2018 
konnten zusätzliche Aspekte mit in den Partizipationsprozess implementiert werden. 

Der am 9. Oktober 2018 im Ibachhaus in Schwelm eingebrachte erste Entwurf des Handlungs-
konzeptes wurde vorab allen am Entstehungsprozess Beteiligten zugesandt, um Änderungen 
und Korrekturen vorzunehmen. Auf dieser letzten kreisweiten Konferenz wurden die wichtigsten 
Ziele und Ergebnisse vorgestellt, diskutiert und erörtert und es wurden weitere Empfehlungen in 
das hier vorgelegte Konzept eingearbeitet.

Als Kooperationspartner für die Begleitung des Prozesses der Erstellung des Handlungskon-
zepts konnte die Universität Witten/Herdecke gewonnen werden. Im Wintersemester 2017/2018 
und im Sommersemester 2018 bot sie im Fachbereich Politikwissenschaft der Fakultät für 
Kulturreflexion ein zweisemestriges Lehrforschungsprojekt für eine politikwissenschaftliche/ 
soziologische Begleitforschung an. Zielsetzung war die Erarbeitung einer fachlichen Expertise 
für die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation politischer Handlungskonzepte, die Vorbe-
reitung, Durchführung und Auswertung von Expertengesprächen und standardisierten Befragun-
gen sowie Teilnahme an Koordinationstreffen und Regionalkonferenzen und die Vorstellung der 
Forschungsergebnisse. 

Der zuständige Junior-Professor nahm an Planungstreffen teil und begleitete den Prozess mit 
Empfehlungen, Diskussionsbeiträgen und Teilnahmen an Netzwerkveranstaltungen. Die Studie-
renden stellten ihre Arbeitsergebnisse auf den Konferenzen vor und erstellten eine Milieustudie 
über Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis. Die Studie ist über einen QR-Code, den Sie im Anhang 
finden, im Internet abrufbar.

im EN-Kreis 
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Abbildung 1: Entstehungs- und Ablaufprozess
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Auftaktveranstaltung am 25.04.2017 in Schwelm
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Regionalkonferenz in Schwelm 28.11.2017

Kreisweiter Workshop in Witten – 15.05.2018
Benennung der zehn Handlungsfelder 

09.10.2018: Regionalkonferenz in Schwelm 
Vorstellung: Erster Entwurf des Handlungskonzepts

Leitziel – Strategische Ziele – Empfehlungen

Vorbeugen Unterstützen Vernetzen
 Demokratie 

fördern

TOP TEN 
10 Handlungsempfehlungen

Regionaler Workshop in 
Wetter – 31.05.2017 

Regionaler Workshop in 
Ennepetal – 22.05.2017

Regionaler Workshop in 
Hattingen  - 20.06.2017

1.2
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7 Der Fragebogen zur mündlichen Befragung 

findet sich im Anhang auf S. 75, der Fragebo-

gen zur Online-Befragung auf S. 95. 

8 Die hier wiedergegebenen Prozentzahlen 

sind aufgerundet. Ausführlichere Daten und 

Zitate sind im Anhang im Kapitel 5.2 zu finden.

Beteiligungsformen

Das Handlungskonzept wird durch qualitative Analysen im Rahmen des beteiligungsorientierten
Ansatzes gestützt und ergänzt. Folgende qualitativen Beteiligungsverfahren wurden dabei in die 
Auswertung einbezogen:
•	 Eine Auftaktveranstaltung, drei regionale Workshops, ein kreisweiter Workshop und zwei 	
	 Regionalkonferenzen mit über 150 Beteiligten
•	 112 persönliche Interviews mit staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren
•	 256 Online-Interviews

Insgesamt haben damit über 500 Menschen aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis an dem Entstehungs- 
und Entwicklungsprozess zur Erstellung eines Handlungskonzeptes gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus für den Ennepe-Ruhr-Kreis teilgenommen und sich aktiv beteiligt. Zusätzlich 
wurde ein Begleitausschuss unter Einbeziehung von Migrantenselbsthilfeorganisationen (MSO), 
zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren gebildet, der – als erweitertes Steuerungsinstru-
ment verstanden – in der Phase der Konkretisierung und Festlegung von Handlungsbedarfen und 
der Identifizierung von Handlungsfeldern die Verankerung des Handlungskonzeptes kritisch be-
gleitete. Das hier vorliegende Handlungskonzept basiert v. a. auf den Ergebnissen der Workshops, 
Regionalkonferenzen, Anregungen und Diskussionen des Begleitausschusses, auf den Auswer-
tungen der beiden Befragungen sowie den Korrekturen und Ergänzungen zum ersten Entwurf.

Befragungen

Beide Befragungen erheben keinen Anspruch auf Repräsentativität. Im Sinne einer „feinfühligen Analyse“ 
sensibilisieren die Aussagen der Befragten jedoch und geben Hinweise auf die „Stimmung“ im Ennepe-
Ruhr-Kreis, wenn es um Rassismus und Rechtsextremismus geht. In beiden Befragungen ging es neben 
Fragen zur Einschätzung von Rassismus und Rechtsextremismus am Wohnort und im Ennepe-Ruhr-
Kreis gezielt um die Fragen, was schon geschieht und was noch getan werden muss7.
In der mündlichen Befragung wurden 112 staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure von Mitarbeiter*in-
nen der Volkshochschulen interviewt. Die zehn gestellten Fragen sollten die in den Workshops gewon-
nenen Befunde ergänzen, differenzieren, korrigieren oder absichern. Eine detaillierte Auswertung der 
Befragung findet sich im Anhang unter 5.1.
Die Interviews mit den ausgewählten Akteur*innen wurden nach einem halbstandardisierten Leitfaden 
durchgeführt. Die Einladung und die Bitte um Teilnahme erfolgte über die Volkshochschulen. Fast alle 
vorgeschlagenen Interviewpartner*innen haben mitgemacht. Die in diesem Bericht zitierten Aussagen 
sind anonymisiert wiedergegeben.

Zusätzlich wurde eine Online-Befragung mit acht Fragen initiiert, an der insgesamt 265 Menschen teil-
genommen haben. Hier wurden, anders als bei den persönlichen Befragungen der Aktuer*innen, auch 
Angaben zu Alter, Wohnort und Geschlecht abgefragt. 36% unter 18-Jährige haben dabei teilgenom-
men, die meisten Menschen kamen aus Hattingen (26%), Gevelsberg (16%), Witten (14%), Schwelm 
(13%) und Sprockhövel (11%). 55% Männer und 45% Frauen haben an der Befragung teilgenommen8. 
Beide Befragungen geben mitunter wertvolle Hinweise auf Gefährdungspotenziale, wichtige einzu-
beziehende Akteure und Schwachstellen. Entsprechend wurden Ergebnisse, Meinungen und Befun-
de aus den Befragungen in die Workshops und Regionalkonferenzen eingebracht und diskutiert
.

15

im EN-Kreis 
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1.2

Analytisches Vorgehen

Parallel zum Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus des Landes Nord-
rhein-Westfalen gehen wir in diesem hier erarbeiteten Handlungskonzept von einem Leitziel aus, 
um daraus strategische Ziele abzuleiten. Die strategischen Ziele wiederum münden in die wich-
tigsten Handlungsfelder und -ziele, Handlungsempfehlungen und konkrete Projekt- und Maßnah-
menpakete. Diese drei Ebenen werden im vierten Kapitel näher erläutert. 

Abbildung 2: Konzept- und Zielentwicklung

Systematik und Gliederung

Im hier vorgestellten Handlungskonzept werden im zweiten Kapitel zunächst allgemein gesellschaftli-
che Erscheinungsformen von Rassismus und Rechtsextremismus begrifflich erläutert und differenziert 
dargestellt, um dann konkrete Herausforderungen im Ennepe-Ruhr-Kreis zu benennen. Anschließend 
werden ohne den Anspruch auf Vollständigkeit Akteure, Initiativen und Institutionen im Ennepe-Ruhr-
Kreis benannt, die sich gegen Rechtsextremismus und Rassismus und für Zivilcourage, Demokratie 
und Willkommenskultur engagieren. Abschließend erfolgt eine erste kurze Bestandsaufnahme.
Im dritten Kapitel  werden die identifizierten und priorisierten kommunalen Handlungsfelder mit ent-
sprechenden Vorschlägen und Handlungsempfehlungen skizziert. Folgende neun Handlungsfelder 
wurden dabei von den beteiligten Akteuren auf den Workshops und Regionalkonferenzen festgelegt:

•	 Kinder- und Jugendhilfe
•	 Schule
•	 Arbeit und Wirtschaft 
•	 Integration
•	 Medien und Kultur
•	 Beratungsinfrastruktur gegen Rechtsextremismus und Rassismus
•	 Sport
•	 Emanzipation und Gleichstellung
•	 Politische Bildung

Leitziel: 
Der Ennepe-Ruhr-Kreis handelt geschlossen für ein respektvolles 

gesellschaftliches Miteinander gegen Rechtsextremismus und Rassismus.

Strategische Ziele:
 Vorbeugen, unterstützen, vernetzen und Demokratie fördern

Handlungsempfehlungen: 
Top Ten
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„Nein, genug wird meiner Meinung nach noch nicht getan. Es müssten 
mehr Aktionen durchgeführt werden, die zeigen, dass es antirassistische 
Gruppen gibt, zum Beispiel mit Infoständen in der Stadt, kleinen Feiern, 
Konzerten oder durch die Gründung von Jugendgruppen. Man könnte 
Diskussionsrunden stattfinden lassen und rechte Argumente in diesen 
entkräften. Was man auch machen kann, ist Material zu erstellen und 
dieses zu verteilen, gerade bei öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen. 
Mir ist oft aufgefallen, dass viele hetzerische und faktisch falsche Sprüche 
der Rechten einfach nachgequatscht werden, sowas wie “Die Flüchtlinge 
kriegen alle die neuesten Handys und viel mehr Geld als die Deutschen 
Hartz IV Empfänger“ oder „Deutschland wird durch die Flüchtlinge isla-
misiert“ und „das deutsche Volk soll gezielt ausgerottet werden“. Solche 
Aussagen sind einfach falsch und durch Material, in dem Zahlen, Daten 
und Fakten stehen, könnte man ihnen gezielt entgegen wirken.“ 

Online Befragung.

Zusätzlich zu den neun hier benannten Handlungsfeldern kommt das von der Universität Witten/
Herdecke bearbeitete Handlungsfeld Wissenschaft, Forschung und Hochschule hinzu.

Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen

Auf Basis der vorgenommenen Konferenzen sowie der Workshops und qualitativen
Befragungen werden schließlich im vierten Kapitel Schlussfolgerungen gezogen und Handlungs-
empfehlungen gegeben. Diese sollen in Politik und Verwaltung einen Diskussionsprozess über 
den zukünftigen Umgang mit Rassismus und Rechtsextremismus im Ennepe-Ruhr-Kreis anre-
gen und Maßnahmen und Projekte initiieren. Abschließend werden die Handlungsempfehlungen 
anhand von elf Indikatoren näher spezifiziert und konkretisiert, um mögliche operative Schritte 
nach Verabschiedung des Handlungskonzeptes gegen Rechtsextremismus und Rassismus für 
den Ennepe-Ruhr-Kreis einleiten zu können.

Ausdrücklich wird an dieser Stelle hervorgehoben, dass die Empfehlungen, die sogenannten 
„Top Ten“ der Handlungsempfehlungen, ausschließlich in der Verantwortung des Projektteams 
der drei Volkshochschulen liegen und nur die Auffassung der Autoren wiedergeben. 
Es wird die Aufgabe von Politik, Verwaltung und Kreistag sein, festzulegen, welche Handlungs-
empfehlungen, Schritte, Aktionen und Optionen zukünftig weiter verfolgt und ausgewählt, welche 
ggf. delegiert werden an Kommunen, Volkshochschulen, Wohlfahrtsverbände oder freie Träger 
und Akteure und welche Empfehlungen verworfen werden.
Im Anhang finden sich Auswertungen der beiden  Befragungen, eine Auflistung der in den Work-
shops erarbeiteten Projektvorschäge, der Hinweis auf die von der Universität Witten Herdecke 
erstellten Studie sowie Literaturverzeichnis, Abkürzungs- und Abbildungsverzeichnis. Ganz am 
Anfang des Handlungskonzeptes findet sich eine zweiseitige Zusammenfassung der wesentlichen 
Befunde und Handlungsempfehlungen auf den Seiten 6 bis 9. 
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 „Im Rahmen meiner Arbeit in der offenen Jugendarbeit habe ich sehr häufig mit Kindern und Jugend-
lichen zu tun, die rechtsorientiertes Gedankengut versteckt oder sehr offensichtlich teilen. Aufgrund 
meines Migrationshintergrunds gab es daher leider schon die eine oder andere Situation, in der ich als 
„Nigger!“ beschimpft wurde oder mir beispielsweise ein 12-Jähriges Mädchen den Handschlag verwei-
gerte und mir sagte, dass ich schwarz sei und sie mir deshalb nicht die Hand geben dürfte. Akut bedroht 
fühle ich mich trotzdem nicht, da Rassismus mir gegenüber zumindest auf der Arbeit die absolute 
Ausnahme ist. Anders sieht es im Privatleben aus, beispielsweise, wenn ich in den Bus steige, oder mir 
in einem Café auf Borkum etwas bestellen möchte. Beispielsweise wird mir gesagt, ich brauche kein 
Ticket raussuchen - ich hätte ja sowieso keines. Oder ich werde gar nicht erst bedient oder beachtet 
bzw. mir wird die erwiderte Kommunikation durch Schweigen verweigert, so dass ich mein Essen über 
deutsch-aussehende Bekannte bestellen muss.“ 

„Rassistische Bemerkungen oder Anfeindungen sind für mich allgegenwärtig, dazu braucht man sich 
nur mal die mediale „Facebookwelt“ anschauen, explizit aber die Wittener Gruppen, die teilweise bis zu 
8000 Mitglieder haben. In diesen Gruppen bekommen wenige tagtäglich eine Plattform, um rechte Hetze 
zu betreiben.“ 

Zitate aus der Online-Befragung auf die Frage: „Hatten Sie Begegnungen mit rechtsextremen Personen 
oder Gruppierungen oder fühlen Sie sich durch diese bedroht?“

 9 Ausführlichere theoretische 
Ausarbeitungen und Informationen 

sind aus den Arbeiten der Universität 
Witten/Herdecke, Lehrstuhl Prof. 
Lanfer, zu ersehen. Die dort von 

Student*innen erstellte Studie „Ras-
sismus im Ennepe-Ruhr-Kreis. Eine 

Milieustudie.“ wird mit der Endfas-
sung des Handlungskonzepts gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis als QR-Code 

verlinkt (Gesamtumfang: 103 Seiten) 
Siehe Anhang S.131.

2.	 Ergebnisse und Befunde9

2.1 	Erscheinungsformen und Gefährdungspotenziale 

Im Ennepe-Ruhr-Kreis liegt die Herausforderung zurzeit nur in recht geringem Maße in einem 
„organisierter Rechtsextremismus“. Eher werden „Erscheinungsformen des alltäglichen Ras-
sismus“ und rechtspopulistische Einstellungen – vor allem in den Interviews – thematisiert. Der 
Alltagsrassismus hat nach Meinung der Befragten zugenommen. Bestimmte Dinge, die früher für 
alle ein „No Go“ waren, sind wieder gesellschaftsfähig geworden. Menschen trauen sich mehr, 
rassistische Phrasen und Vorurteile zu äußern.

Das Erscheinungsbild ist ambivalent. Die an den Befragungen beteiligten Menschen können auf 
den ersten Blick in zwei Gruppen aufgeteilt werden. Die eine Gruppe hat keine persönliche Be-
gegnung mit rechtsextremen Gruppierungen oder Personen und fühlt sich auch nicht bedroht. Die 
andere Gruppe hingegen hat solche Begegnungen und rassistische Alltagserfahrungen erlebt.

In der von uns durchgeführten Online-Befragung (siehe ausführlich im Anhang S. 106 ff) stellten 
wir die Frage „Hatten Sie persönlich Begegnungen mit rechtsextremen Personen oder Gruppie-
rungen     oder fühlen Sie sich durch diese bedroht? Wenn ja, in welcher Form?“  225 Menschen 
haben diese Frage beantwortet. Sie wurde mehrheitlich zu 55,5% mit „Nein“ beantwortet. Deut-
lich wird aber auch, dass ca. ein Drittel der Befragten Begegnungen mit rechtsextremen Perso-
nen oder Gruppierungen „regelmäßig im Alltag“, „ab und zu mal“ oder „zufällig“ hat, sich diese 
Personen aber überwiegend nicht dadurch bedroht fühlten. Einige Beispiele:

2.1
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10  s. Rucht, Dieter: Rechtspopu-
lismus als soziale Bewegung. In: 
Forschungsjournal Soziale Bewe-
gungen. Analysen zu Demokratie 
und Zivilgesellschaft, Heft 2 „Die 
neue Normalität? Der aufhaltsame 
Aufstieg des Rechtspopulismus“, 
Juli 2017, S. 34-50.

Allerdings ist das Erscheinungsbild nicht nur höchst ambivalent, sondern die Verwendung der Begriffe wie 
„rechts“, Rechtspopulismus, Rechtsextremismus, Rechtsterrorismus und Rassismus geschieht höchst 
unterschiedlich. Deshalb erscheint an dieser Stelle eine begriffliche und wissenschaftliche Präzisierung 
der Begriffe erforderlich, um auch eine notwendige Differenzierung in der Analyse zu schaffen. 

Exkurs: Begriffliche Klarstellungen

Die hier verwendeten Begriffe Rechtspopulismus und Rechtsextremismus zeigen die analytische Not-
wendigkeit, die Begriffe voneinander zu trennen. Dabei hat sich die von Rucht10 vorgeschlagene Kate-
gorisierung anhand von sechs Kriterien und der jeweiligen Einstellung dazu als grundlegend erwiesen. 
Danach wird differenziert die Haltung zu 

1.	 Menschenwürde (u. a. die Themen Todesstrafe, Folter, Prügelstrafe, Asylrecht, Flüchtlingsschutz, 	
	 soziale Mindeststandards),

2.	 Nationalismus und Ethnozentrismus (u. a. die Themen biologisch oder ethnisch-kulturell 
	 begründete Hierarchien bis hin zu offenem Rassismus),

3.	 Soziale Gleichheit (u. a. die Themen soziale Umverteilung, soziale Mobilität und Bildungschancen, 	
	 Gleichheit der Geschlechter, Chancen zukünftiger Generationen),

4.	 Liberal-repräsentative Demokratie (u. a. die Themen Anerkennung des Parteienwettbewerbs, 	
	 Mehrheitsprinzip, Gewaltenteilung, bürgerliche Freiheiten, Schutz von Minderheiten),

5.	 Gesellschaftlichen Eliten (u. a. durch die Ablehnung der angeblich abgehobenen, selbstherrlichen 
	 oder gar korrupten Eliten),

6.	 Staatlichem Gewaltmonopol (u. a. durch die Ablehnung des Gewaltmonopols und durch die 
	 Befürwortung nicht-staatlicher Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele).

Anhand dieser sechs Kategorien werden vier politische Strömungen unterschieden: Konservatismus, 
Rechtspopulismus, Rechtsradikalismus und Rechtsterrorismus. Dieses Schema hilft, nicht alle Einstel-
lungen, Haltungen, Weltbilder und Handlungen „in einen Topf zu werfen“ und wichtige Differenzierungen 
und Abgrenzungen vornehmen zu können. Damit wird vermieden, dass konservativ-demokratische Ein-
stellungen nicht mit rechtspopulistischen, rechtsextremen/rechtsradikalen oder gar rechtsterroristischen 
Haltungen vermischt und damit weitere Friktionen und Konflikte geschaffen werden.

„Die Personengruppe, die sich am häufigsten antisemitisch verhält, sind nun mal die Moslems und 
Nafris. Jedoch sind Muslime in der BRD „heilig“. Sie sind vom Gesetz befreit und dürfen Sachen sa-
gen, die ganz klar rechts sind. Dieses hypokritische Verhalten der Neo-Liberalen und Linksextremen 
kann und will ich nicht länger tolerieren.“ 					           Online-Befragung

„Stark rechtsextremistische Gruppierungen gibt es meines Wissen nicht. Rassismus beziehungswei-
se Abneigung gegenüber Ausländern gibt es jedoch schon in einem Maße, dass man es nicht tolerie-
ren könnte. Tendenziell in die Jahre gekommene Menschen, Menschen aus etwas bildungsferneren 
Schichten; jedoch auch manche, die aus sehr gutem Hause kommen und sich dementsprechend als 
,,besser“ ansehen, sind darin involviert.“ 			                                         Online-Befragung
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Tabelle 1: Kategoriale Verortung rechter Strömungen11

Kriterium Konservatismus Rechtspopulismus Rechtsradikalismus11 Rechts-Terrorismus
Menschenwürde + + - - - -
Gleichheitsprinzip + - + - - - - -
Nationalismus und Ethnozentrismus + + - + + + +
Liberalrepräsentative Demokratie + + + - - - -
Gesellschaftliche Eliten + + - - - - - -
Staatliches Gewaltmonopol13 ++ + - + -

Legende: + + starke Befürwortung, + Befürwortung, + - Ambivalenz, - Ablehnung, - - starke Ablehnung

Der Rechtspopulismus zeichnet sich dabei v. a. durch eine „systematische Ambivalenz“ aus. 
Einerseits gibt es Bekenntnisse zu Menschenrechten, zum Asylrecht und zur Demokratie, zu bür-
gerlichen Freiheiten, andererseits gibt es viele Anzeichen von Ethnozentrismus, Rassismus und 
Chauvinismus. Dies deutet sowohl auf einen moderaten und einen radikalen Flügel hin als auch 
auf taktisch-strategische Denkmuster, kommen doch oft in einer Rede ein und derselben Person, 
beide Spielarten vor, um unterschiedliche Projektionen des Publikums auszulösen. Deshalb ist 
hier in jedem einzelnen Fall sorgfältig zu prüfen, ob die eher moderate Rede einer politischen 
Haltung entspricht oder ob bloß aus taktischen Gründen bestimmte „rechte“ Reizwörter durch 
neutralere Begriffe ersetzt und in ein demokratisches Vokabular eingekleidet werden. Gleichzei-
tig wird sichtbar, dass nicht alle Mitläufer rechtspopulistisch oder rechtsradikal bzw. rechtsextrem 
sind. Viele verstehen sich als  überzeugte Demokraten. Diese Menschen insbesondere müssen 
durch Gespräche, gemeinsame Veranstaltungen und den offenen Diskurs angesprochen und 
erreicht werden – eine der größten Herausforderungen und Aufgaben in der Bekämpfung von 
Rassismus und Rechtsextremismus überhaupt!

  11 Rucht, Dieter: Rechtspopulismus als 

soziale Bewegung. In: Forschungsjournal Sozi-

ale Bewegungen. Analysen zu Demokratie und 

Zivilgesellschaft, Heft 2 „Die neue Normalität? Der 

aufhaltsame Aufstieg des Rechtspopulismus“, Juli 

2017, S. 36  

  

12 Rucht verwendet den seiner Meinung nach 

„offeneren Begriff“ Rechtsradikalismus anstatt des 

Begriffs Rechtsextremismus. S. hierzu Rucht, Die-

ter: Rechtspopulismus als soziale Bewegung. In: 

Forschungsjournal Soziale Bewegungen. Analysen 

zu Demokratie und Zivilgesellschaft, Heft 2 „Die 

neue Normalität? Der aufhaltsame Aufstieg des 

Rechtspopulismus“, Juli 2017, S. 48. Im Folgenden 

werden die Begriffe Rechtsradikalismus und 

Rechtsextremismus  gleichbedeutend verwendet.

  

13 Es ist anzumerken, dass der Begriff der „Elite“, 

wie er durch Rechtspopulismus und Rechtsradika-

lismus verwendet und stark negativ bewertet wird, 

nicht mit dem Elite-Begriff der Sozialwissenschaften 

identisch ist, welcher wirtschaftliche, politische und 

mediale Gruppen beschreibt, in deren Händen ein 

hohes Maß an gesellschaftlicher Macht konzentriert 

ist (vgl. dazu etwa die Studien des Darmstädter 

Soziologen Michael Hartmann). Denn dieser Elite 

Begriff  eignet sich ja gerade auch, um „rechte“ 

Konzeptionen eines autoritären, nicht-demokrati-

schen Staates näher bestimmen zu können. Mit 

„Elite“ bzw. „Establishment“ bezeichnen Rechtspo-

pulismus und Rechtsradikalismus vielmehr die Po-

litiker*innen der im Bundestag vertretenen „etablier-

ten“ demokratischen Parteien sowie Menschen mit 

höherem Bildungsabschluss, „die Intellektuellen“. In 

diesem polemischen Verwendungskontext wird den 

Gruppen der Politiker*innen und der Intellektuellen 

die Funktion von Sündenböcken zugeteilt, die für 

krisenhafte Entwicklungen und deren Folgen für die 

„einfachen Leute“ verantwortlich seien.

„Ich höre oft, wie andere Menschen (hauptsächlich männlich) in meinem Alter oder unter 18 
Jahren sich sehr negativ gegenüber Homosexuellen äußern.“	                           Online-Befragung

„Persönlich nicht, aber in der Facebook-Gruppe „Du bist Ennepetaler, wenn...“ werden ständig 
unbelegte Meldungen verbreitet, die gegen Flüchtlinge hetzen. Ausländerfeindliche Witze 
werden gepostet und die Kommentare gehen zu weit. Selber wurde ich beschimpft, wenn ich 
etwas dagegen geschrieben habe. Die Administratoren sehen entweder weg oder teilen das 
rassistische Gedankengut.“			                                               Online-Befragung
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Rassistische Einstellungen und der GMF-Ansatz:

Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer und seine Forschungsgruppe am Institut für interdisziplinäre 
Konfliktforschung der Universität Bielefeld haben das – mittlerweile sehr populäre – Konzept der 
„Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF)“ entwickelt. Von 2002 bis 2012 haben sie in 
einem Langzeitprojekt Jahr für Jahr ungefähr 2.000 Personen über ihre Einstellungen gegenüber 
strukturell diskriminierten gesellschaftlichen Gruppen befragt und parallel dazu alle zwei Jahre die-
selben Personen erneut interviewt. Seit 2014 wird diese Forschung von dem neuen Institutsleiter 
Andreas Zick zusammen mit Beate Küpper u. a. in den sogenannten „Mitte-Studien“ fortgeführt.

Der Begriff GMF bezieht sich nicht auf persönliche Feindschaftsverhältnisse, sondern meint 
negative Einstellungen, die Personen allein wegen ihrer vermeintlichen oder tatsächlichen 
Gruppenzugehörigkeit treffen, sie als ungleichwertig markieren und abwerten. Es wird dabei 
unterschieden zwischen manifester Menschenfeindlichkeit in Form von Handlungen und latenter 
Menschenfeindlichkeit in Form von Einstellungen und Handlungsbereitschaften. GMF bezieht 
sich also nur auf bewusste Einstellungen.

GMF setzt sich aus unterschiedlichen Dimensionen zusammen, die sich auf die Abwertung 
bestimmter Gruppen beziehen. Dimensionen, die relevant sind, um Rassismus bzw. Rassismen 
zu beschreiben, sind:

•	 Rassismus14,
•	 die sogenannte Fremden- und Ausländerfeindlichkeit,
•	 Etabliertenvorrechte,
•	 Antisemitismus,
•	 die sogenannte Muslimfeindlichkeit,
•	 Abwertung von Sinti und Roma,
•	 Abwertung asylsuchender Menschen.

14 Rassismus  lässt sich i. d. R. durch 
drei Hauptkriterien bestimmen: 
1. Körperliche Merkmale oder aber 
praktizierte kulturelle/religiöse Sitten 
und Gebräuche werden zu den we-
sentlichen, schicksalhaften Kennzei-
chen einer als fremd wahrgenomme-
nen Menschengruppe und eines jeden 
einzelnen Angehörigen dieser Gruppe 
erklärt. 
2. Von der eigenen Position aus 
werden auf diese Weise phantasier-
te bzw. konstruierte „Wesens- und 
Charaktereigenschaften“ von anderen 
Menschen als negativ oder minder-
wertig beurteilt. Es wird eine Haltung 
gemäß dem Freund-Feind-Schema 
eingenommen: „Wir gegen Die.“
3. Rassistische Gemeinschaften 
versuchen, diese Bewertung bzw. 
Haltung mehrheitsfähig zu machen, 
d. h. als eine gesellschaftliche Norm 
durchzusetzen.

„Ich fühle mich nicht konkret durch rechtsextreme Personen oder Gruppierungen bedroht, aber hatte z.B. während einer De-
monstration der NPD am Busbahnhof in Hattingen Mitte eine persönliche Begegnung; ansonsten begegne ich indirekt ab und 
zu im Bus oder in Supermärkten an der Kasse Menschen, die rechtsgerichtete Kommentare abgeben.“   	          Online-Befragung

„Ja, bei einer von Rechtsradikalen angemeldeten Demo gegen die Errichtung einer ambulanten Einrichtung für psychisch Kran-
ke im ehemaligen Gevelsberger Krankenhaus als Mitorganisator der Gegendemonstration. Bislang habe ich mich noch nie von 
Rechtsradikalen bedroht gefühlt. Ein Gefühl des Unwohlseins entsteht aber automatisch, wenn man auf größere Gruppen von 
jungen Männern trifft, die sich gegenseitig in ihrem Imponiergehabe aufschaukeln. Dabei macht es überhaupt keinen Unter-
schied, ob es sich um Rechtsradikale, Linksautonome vom schwarzen Block, Türkengangs oder um andere Gruppen handelt, 
die diesen Staat verachten.“   									                  Online-Befragung
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„Wichtig ist, Menschen, die rechtsextremistische oder rassistische Tendenzen 
erkennen lassen, ein Integrationsangebot zu machen. Ich halte nicht viel davon, 
Empörung zu üben und auf maximale Distanzierung zu setzen, sondern vielmehr auf 
entsprechende Gruppen zuzugehen und auch nach den Ursachen dieser Tendenzen 
zu fragen.“ 	 	         					          Student*in, 21 J.

„Wir müssen es schaffen, dass die Zivilbevölkerung motiviert wird, sich an den Veran-
staltungen gegen „Rechts“ zu beteiligen“.		          Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband

„Ich würde mir auch wünschen - das ist aber auch ein frommer Wunsch - dass sich 
die demokratischen Parteien öfter zusammentun und auch mal die Differenzen beile-
gen. Denn egal auf welcher Seite des Spektrums man steht, man kann sich ja auf die 
grundsätzlichen Themen einigen.“ 			     	               Musiker*in

Abbildung 3: Syndrom Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF)

Danach haben wir es im Ennepe-Ruhr-Kreis nach Auswertung der Interviews und Workshops 
insbesondere mit Fremden- und Ausländerfeindlichkeit v. a. der Abwertung asylsuchender und 
geflüchteter Menschen, Muslimfeindlichkeit und (Alltags-) Rassismus zu tun.
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2.2 	Aktuelle Herausforderungen

Die Aufnahme einer erhöhten Anzahl von Flüchtlingen durch die Bundesrepublik ab 2015 hat 
nicht nur das weltweite Phänomen von Flucht und Einwanderung erneut sichtbar werden lassen, 
sondern auch das keineswegs neue Problem des Rassismus. Diese jüngste, in der Öffentlichkeit 
häufig als „Flüchtlingskrise“ titulierte Situation – besser wäre von „Fluchtkrise“ zu sprechen – 
wurde nach einer kurzen Phase der „Willkommenskultur“ zum Katalysator für die Manifestierung 
unterschwellig vorhandener rassistischer Haltungen in unserer Gesellschaft. 

Rassistische Mentalitäten „suchen“ sich ihre Objekte anhand bestimmter Ereignisse (Jäger/Cleve/Ruth/
Jäger 1998). Die gewaltförmigen Vorfälle im Zuge der sog. „Fluchtkrise“ seit 2015 finden ihre Ursache 
eben nicht in der Flucht, sondern im immer noch latent vorhandenen Rassismus. Das Phänomen von 
Flucht und Einwanderung bildet lediglich einen Anlass zur Verfestigung von unterschwelligem Rassismus. 
Menschen, die vor Krieg, Verfolgung, Hunger oder Klimawandel nach Europa geflohen waren, werden 
mehr und mehr als „fremd“ oder „anders“ charakterisiert und letztlich zu den „Sündenböcken“ krisenhafter 
Entwicklungen gemacht, sie werden zu Zielscheiben von rassistisch motivierten Gewalttaten.

Rassistische Einstellungen erweisen sich als durchaus hartnäckig und sind nur längerfristig durch 
Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärung, kluge Pädagogik, interkulturelle Begegnungen, politische 
Programme und administrative Maßnahmen etc. abbaubar. Ein auf die Bedingungen der jeweili-
gen Region zugeschnittenes Handlungskonzept kann hierbei einen ersten wichtigen Schritt bilden.

Dass Rassismus nicht allein eine Erscheinungsform rechtextremer Organisationen und Gruppen 
ist, sondern dass ihre Parolen und Feindbilder zum Teil längst in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen sind, offenbarte sich medial und im alltäglichen Umgang bereits bei den angesprochenen 
Ereignissen der frühen neunziger Jahre (Gerhard u. a. 1994), ja zum Teil schon in den  Untersu-
chungen von Theodor W. Adorno und seinen Mitarbeitern über den autoritären Charakter in den 
vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts (vgl. Adorno 1973). Dies zeigt sich aktuell erneut anhand der 
sogenannten „Fluchtkrise“. Das zentrale Bedrohungsbild war seinerzeit die „Asylantenflut“. Heute 
zirkuliert (ausgelöst auch durch die sexuellen Übergriffe in der Silvesternacht 2015/16 in Köln) vor 
allem die angeblich überdimensionierte „Ausländerkriminalität“ in der Öffentlichkeit. Gegenüber den 
Problemlagen in den neunziger Jahren stellen aber heutzutage die anonymen Hassreden und die 
rassistische Hetze im Internet und in den sozialen Medien ein besonderes Problem dar, das nicht al-
lein informationstechnologisch (Zensur, Sperre) angegangen werden kann, sondern demokratische 
Gegenstrategien erfordert (vgl. Kellershohn 2017).

Für das Bundesland NRW ist festzuhalten, dass sich die rechtsextreme Szene in den letzten Jah-
ren verschoben hat. Nach dem Verbot von vier militanten rechten Kameradschaften dient die Partei 
„Die Rechte“ als ein Sammelbecken für ehemalige Aktive dieser Gruppierungen. Der Aufstieg der 
als rechtspopulistisch eingestuften AfD, ihr öffentliches Auftreten u. a. bei Demonstrationen und 
ihr Einzug in die Parlamente, zeigen an, dass mit dieser Partei eine neue Qualität erreicht ist: 
die Verbindung von institutioneller Arbeit, außerparlamentarischem Zusammengehen mit rechts-
extremen Organisationen und geschickt inszenierter Medienwirksamkeit. Neben den genannten 
Parteien spielen die „Identitäre Bewegung“ und die „Reichsbürgerbewegung“ als neue Akteure und 
als geschickte Propagandeure völkisch-nationalistischen Gedankenguts im rechten Spektrum eine 
wichtige Rolle (vgl. Antwort Landesregierung auf Kleine Anfrage, Schäffer, 2018).
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Zusammenfassend lassen sich zwei Entwicklungen benennen, denen erhöhte Aufmerksamkeit 
zu widmen ist: zum einen das Anwachsen von Alltagsrassismus, der sich zunehmend in öffent-
lichen Haltungen und Äußerungen des zuvor „Nicht-Sagbaren“ artikuliert. Der öffentliche und 
mediale Diskurs hat sich zugunsten der Sagbarkeit von rassistischen Werturteilen, die zuvor mit 
geschichtlichen und demokratisch-konsensuellen Tabus belegt waren, verschoben. Auch aus 
den im Rahmen von NRWeltoffen im Ennepe-Ruhr-Kreis durchgeführten Online-Befragungen, 
Interviews und Workshops geht als ein Resultat aller geäußerten Einschätzungen klar hervor, 
dass der Rassismus inzwischen „in der Mitte unserer Gesellschaft“ angekommen“ ist.

Zum Anderen wussten rechtspopulistische Parteien und rechtsextreme Gruppen aus der verän-
derten Stimmungslage ihre Vorteile zu ziehen. Mit diesem negativen Trend, der Gefahren für die 
demokratische Entwicklung indiziert, müssen sich auch unsere staatlichen und zivilgesellschaft-
lichen Akteure im Ennepe-Ruhr-Kreis auseinandersetzen. Die Gefahr einer möglichen Heraus-
bildung einer organisierten rechten Szene auch im Ennepe-Ruhr-Kreis, die am bestehenden 
Alltagsrassismus ansetzt, um Zustimmung und Zulauf zu gewinnen, besteht.
 

Latente Formen sind stärker sichtbar und sagbar geworden

In Zeiten, die allgemein als krisenhaft wahrgenommen werden, scheinen Abgrenzungen, 
Diskriminierungen und Schuldzuweisungen gegenüber anderen, als „fremd“ wahrgenomme-
nen Menschen zuzunehmen („Sündenbock“-Projektionen). In den NRWeltoffen-Workshops im 
Ennepe-Ruhr-Kreis und seitens der interviewten Personen wurde tendenziell ein Ansteigen von 
rassistischen Interaktionsformen im Alltag festgestellt. Eine andere Auffassung hingegen beurteilt 
den Alltagsrassismus als eher gleich bleibend, jedoch sei bislang Latentes nun sichtbar, hörbar 
und auch öffentlich sagbar geworden. Einig war man sich darin, dass eine Tabu-Grenze verscho-
ben worden sei und die gesellschaftliche Akzeptanz von Rassismus größer geworden sei. Als 
von Rassismus betroffene gesellschaftliche Gruppen sind aufzuführen: Flüchtlinge, Einwanderer 
(z. B. türkischstämmige Menschen, Menschen mit dunkler Hautfarbe), Juden, Muslime, Sinti und 
Roma, „anders Aussehende“ oder von der Norm abweichende Menschen (z. B. auch Obdachlo-
se), Homosexuelle, Menschen mit Handicap. In den Focus fremdenfeindlicher resp. rassistischer 
Haltungen sind zunehmend aber auch jene geraten, die Flüchtlinge und Einwanderer sozial oder 
politisch unterstützen (Sozialarbeiter*innen, Flüchtlingsinitiativen, politisch Aktive, Gewerkschaf-
ter*innen). 
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Folgende Formen von alltagsrassistischer Diskriminierung wurden in Interviews und Workshops 
thematisiert:

•	 Beleidigungen und Beschimpfungen, mitunter sogar Bedrohungen in öffentlichen Verkehrs-	
	 mitteln.
•	 Verdachtsunabhängige Kontrollen von Menschen mit dunkler Hautfarbe oder „fremdem“ 	
	 Aussehen in öffentlichen Verkehrsmitteln und Bahnhöfen (sog. racial profiling).
•	 Verdachtsunabhängige Kontrollen durch Hausdetektive in Kaufhäusern und Supermärkten.
•	 Schlechtere Behandlung in Ämtern und Behörden (Duzen, Tonfall, Sprachduktus,		
	 Wegschicken etc.).
•	 Rassistische Sprüche von Besuchern in Gaststätten, Geschäften, Arztpraxen und Ämtern.
•	 Demonstratives Nichtgrüßen durch Nachbarn.
•	 Probleme bei der Wohnungssuche (wegen Kopftuch, ausländisch klingendem Namen). 

„Den Menschen in der Stadt muss zweierlei klar sein. Den potenziellen Opfern muss 
klar sein, dass sie in einer Stadt leben, in der sie sicher leben können, unabhängig von 
Rechtsextremismus oder rassistischen Tendenzen, die es vielleicht geben mag, dass 
diese aber keine Chance haben. Und den Tätern muss klar sein, dass das, was sie tun, 
mit der vollen Härte des Gesetzes bestraft wird.“ 			        Online-Befragung

„Neu und auffällig sind Transparente und Aufkleber der Identitären Bewegung, die seit 
2017 vermehrt im Stadtbild sichtbar waren.“      		        Städt. Jugendhilfeplaner*in

„Viele Menschen überschreiten jetzt in ihren Aussagen Grenzen, die sie früher nicht 
überschritten hätten.“ 			                                             Engagierte*r Bürger*in

,,Böse Blicke spüre ich, aber was kann ich sagen.“  		         
    					               Geflüchtete*r 
„Die allgemeine politische „Wetterlage“ in Deutschland, aber auch in der Welt zeigt, dass 
man nie genug in diesem Themenfeld tun kann. Insbesondere die verblassende Demokra-
tiekultur ist beängstigend. Programme wie Demokratie leben! oder NRWeltoffen können 
den Dialog fördern, aufrütteln, aufklären und insbesondere junge Menschen aktiv einbin-
den. In diesem Zusammenhang ist in Hattingen im kommenden Jahr eine breit aufgestellte 
Gedenkwoche zum 80sten Jahrestag der Reichspogromnacht mit vielen Aktionen und 
Veranstaltungen geplant.“		                                                                    Online-Befragung
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Rechtsextreme und rassistische Erscheinungsformen im Alltag 

•	 Aufkleber und Graffiti mit rechtsextremen Symbolen und Parolen sind von Zeit zu Zeit in 
fast allen EN-Städten in der Nähe von Bus- und S-Bahnhöfen und an öffentlichen Gebäu-
den zu finden.

•	 Es wird von gelegentlichen Pöbeleien und rechten Sprüchen seitens kleinerer Gruppen, 
nahe an den Bahnhöfen in Witten und Hattingen am späten Abend, gegen Jugendliche aus 
dem alternativen, linken oder antifaschistischen Spektrum berichtet.

•	 Generell wurde eine Zunahme von rechtsextremen und rassistischen Hetzreden im Internet 
und in den sozialen Medien von fast allen Interviewten und bei allen Workshops von 
NRWeltoffen beklagt.

Einzelne rechtsextremistische Aktivitäten und Vorfälle

In den vergangenen fünf Jahren kam es, soweit bekannt, im Ennepe-Ruhr-Kreis nur vereinzelt 
zu öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten und Ereignissen mit rechtsextremem Hintergrund. Bei 
drei Vorfällen – Brandanschlägen – handelt es sich jedoch um schwerwiegende Straftaten. 
Unterschwellig bleibende rechtsextreme Indizien deuten freilich darauf hin, dass es in einzelnen 
Städten des Ennepe-Ruhr-Kreises durchaus Rechtsextreme geben könnte, die außerhalb des 
Kreises überwiegend in größeren Städten mit „rechter Szene“ (wie z. B. in Dortmund, Wuppertal) 
aktiv sind.

•	 Demonstrationen in Hattingen und Witten gegen Moscheebauprojekte.
•	 Eine Kundgebung der NPD im Jahr 2015 in Hattingen.
•	 Ein Brandanschlag auf die Wittener Moschee 2015.
•	 Ein Brandanschlag auf eine geplante Flüchtlingsunterkunft in Witten 2015.
•	 Verbale und körperliche Bedrohung von Aktiven des Bündnisses „Buntes Hattingen gegen 

Rechts“ durch Personen mit offenkundig rechtsextremem Hintergrund während des Hattin-
ger Altstadtfests 2016.

•	 Pöbeleien von AfD-Anhängern vor einem Wahlkampfstand der Grünen 2017 in Hattingen.
•	 Ein Brandanschlag auf ein von syrischen Inhabern geführtes Geschäft in Wetter 2018.
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Befunde und erste Ergebnisse

Bei den meisten der hier aufgeführten Aktivitäten und Vorfälle dürfte es sich eher um „unorgani-
sierte“ oder „spontane“ Tätigkeiten gehandelt haben als um organisierten Rechtsextremismus. 
Rechtsextreme Parteien und Organisationen spielen – die rechtspopulistische AfD muss separat 
betrachtet werden – im Ennepe-Ruhr-Kreis zurzeit keine wahrnehmbare Rolle. Erhöhte Aufmerk-
samkeit dürfte aber geboten sein angesichts des Auftretens einer Gruppe im Jahr 2018 in Wetter, 
die sich „Fallersleben-Bund“ nennt und mit Parolen gegen Flüchtlinge und Einwanderern auffällig 
geworden ist.

Als erstes Fazit kann festgehalten werden: Im Ennepe-Ruhr-Kreis liegt die Herausforderung 
zurzeit nur in recht geringem Maße auf dem Schwerpunkt „organisierter Rechtsextremismus/
Rechtsradikalismus“, sondern viel deutlicher auf den Herausforderungen Alltagsrassismus und 
Rechtspopulismus.

„Es gibt zu wenig Zivilcourage im Alltag. Rechte Hetze wird zu sehr toleriert, 
da die AfD die Grenze des Sagbaren verschoben hat. Politische Bildung und 
Medienkompetenz müssen in Schulen und Lehrerausbildung stärker sein.“	
		        Online-Befragung
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2.3

„Grundsätzlich ist immer Luft nach oben. Aber wir liegen hier 
wohl im Mittelfeld, was mehr ist wie in anderen Städten/Kreisen. 
Persönlich finde ich z.B. die „Stolpersteine“ gut. Die Busfahrt
durch den Kreis/Stadt, die jährlich im Rahmen der Woche gegen 
rechts stattfindet, sollte öfter stattfinden, mehr beworben werden 
und verbindlich für Schulklassen sein.“                  Online-Befragung

Zur rechten Szene: „Deshalb hat man den Verdacht: Da schlum-
mert noch etwas im Untergrund.“		             Online-Befragung

Über Weltanschauungen: „Man muss auch mit denen diskutieren, 
mit denen man eigentlich gar nicht reden würde.“ 

Ein sachkundiger Bürger

„Es gibt viele Kräfte, die sich gegen rechtsextreme Tendenzen wenden.“ 
Bürgermeister*in im persönlichen Interview

2.3	Akteure und Aktionen gegen Rechtsextremismus und 		
	 Rassismus

In den vergangenen Jahren, z. T. auch schon früher, bildeten sich im Ennepe-Ruhr-Kreis Initiativen 
und Bündnisse, die sich gegen Rechtsextremismus und Rassismus einsetzten, häufig als direkte 
Reaktion auf rechtsextreme Demonstrationen und Vorkommnisse oder rund um die Morde des 
sogenannten Nationalsozialistischen Untergrunds und die daraus stammenden Erkenntnisse. 

Um für die Förderung demokratischer Werte und die Anerkennung von unterschiedlichen Weltan-
schauungen, Kulturen und Lebensformen zu arbeiten, bedarf es jedoch Anstrengungen, die weit 
über die genannten Reaktionen hinausgehen. Vor allem die präventive Arbeit gegen rassistische 
und rechtsextreme Weltanschauungen scheint dabei wichtig. Eine demokratische, respektvolle, 
weltoffene und freiheitliche Gesellschaft braucht für diese Arbeit engagierte Menschen auf vielen 
verschiedenen Ebenen. 

Flüchtlingsinitiativen und Sozialeinrichtungen betonen, dass auch ihre Arbeit einen wichtigen 
Beitrag gegen alltäglichen Rassismus leiste. Das ist insofern einleuchtend, als gelungene Inte-
gration von geflüchteten und eingewanderten Menschen in die bundesdeutsche Gesellschaft 
gute Beispiele gegen Vorurteile darstellen. Nach Deutschland gekommene Menschen, die gut 
integriert sind, erscheinen nicht mehr als „fremd“, „unwillig“ oder „bedrohlich“. Durch interkulturel-
le Begegnungen im Alltag und Zusammenleben in der Nachbarschaft können Stereotypen und 
Feindbilder über „die Anderen“ nach und nach abgebaut werden. Gute Integrationsarbeit erhöht 
die Akzeptanz gegenüber Flüchtlingen und Zugewanderten. Flüchtlingsinitiativen und Sozialein-
richtungen leisten daher in der Tat präventive Arbeit gegen Rassismus. Denn an die elementa-
ren Formen von Alltagsrassismus, die bis in die Mitte der Gesellschaft verbreitet sind, knüpfen 
rechtspopulistische und rechtextremistische Organisationen an, um ganze Gruppen und Milieus 
der Gesellschaft für ihr geschlossenes rassistisches Weltbild zu gewinnen.
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2.3.1	 Akteure gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
		  im Ennepe-Ruhr-Kreis

Zahlreiche Menschen setzen sich im Ennepe-Ruhr-Kreis bereits proaktiv direkt oder präventiv 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus ein. Diese Akteure wurden deshalb z. T. befragt bzw. 
deren Stellungnahmen flossen mit in die Erstellung des Handlungskonzeptes ein.

Neben dem Landrat, den Bürgermeister*innen der Städte des Kreises, ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer*innen 
sowie engagierten Bürgerinnen und Bürgern beteiligten sich Personen aus folgenden Institutionen, Vereinen 
und Verbänden an unseren Veranstaltungen und Befragungen:

•	 Vertreter*innen der Wohlfahrtsverbände •	 Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus

•	 Vertreter*innen der Kommunen •	 Kreissportbund

•	 Vertreter*innen des Ennepe-Ruhr-Kreises •	 Bürger- und Begegnungszentrum Holschentor, Hattingen

•	 Vertreter*innen der Parteien •	 Frauencafé im Holschentor, Hattingen

•	 Vertreter*innen der Integrationsräte •	 Frauenverband Courage Hattingen

•	 Vertreter*innen der Gewerkschaften •	 Haus der Jugend, Hattingen

•	 Vertreter*innen der Kirchen und Glaubensgemeinschaften •	 IFAK e. V. Bochum, Fachstelle, Beratungsstelle und    
   Wohnprojekt Hattingen

•	 Aussteigerberatung Witten •	 KICK, Hattingen

•	 Bethel regional, Gebal •	 Stadtsportverband Hattingen

•	 Deutscher Kinderschutzbund Ennepe-Ruhr •	 Vertreter*innen der „Woche gegen Rassismus und für   
   Zivilcourage“ in Gevelsberg

•	 Deutscher Kinderschutzbund Gevelsberg •	 Universität Witten Herdecke

•	 Flüchtlingshilfe Sprockhövel •	 VVN - Bund der Antifaschisten Ennepe-Ruhr

•	 HAZ - Hattinger Flüchtlingshilfe •	 Projektgruppe Inklusionsmesse Stadt Witten

•	 Help-Kiosk Witten e. V. •	 Religions for Peace

•	 Kinder- und Jugendparlament Hattingen •	 Liberal Islamischer Bund Ennepe-Ruhr

•	 Kulturgarten NRW
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2.3.2

2.3.2 	Aktionen gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
		  aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis

In unseren Beteiligungsforen wurden von den Mitwirkenden zahlreiche Beispiele genannt von 
Vereinen, Institutionen, Gruppierungen und Initiativen, die sich für Vielfalt, Demokratie und Tole-
ranz und gegen Rechtsextremismus und Rassismus sowohl ehrenamtlich professionell als auch 
hauptberuflich professionell einsetzen. 

Es wurden sowohl langfristige Aktivitäten wie z. B. die der Stadtarchive, der Gewerkschaften 
oder von Stiftungen benannt als auch Initiativen, die sich als Reaktion auf die veränderte Zuwan-
derung seit 2015 oder auf rechtsextreme Aktivitäten gegründet haben. 

Deutlich wurde, dass in jeder der neun Städte des EN-Kreises Initiativen und Aktionen zu finden 
sind. Deutlich wurde auch, dass die Ankunft zahlreicher geflüchteter Menschen seit 2015 nicht 
nur Rechtspopulisten Argumente lieferte, um Ängste in der einheimischen Bevölkerung zu schü-
ren, sondern auch ein hohes Maß an bürgerschaftlichem Engagement mobilisiert und hervorge-
bracht hat, welches in diesem Umfang zuvor nicht in Erscheinung getreten war.

In den Interviews und Online-Befragungen wurde nach bekannten Gruppen oder Institutionen, 
gefragt, die gegen Rechtsextremismus und/oder Rassismus aktiv sind. Sehr häufig wurden 
Initiativen genannt, die sich für Willkommenskultur und die Integration Geflüchteter einsetzen. 
Zwar richten sich diese nicht unmittelbar gegen Rechtsextremismus und Rassismus, doch ist 
diese Arbeit untrennbar damit verbunden, den unter Kapitel 2.1 beschriebenen rassistischen und 
rechtsextremen Ideologien und Erscheinungsformen positive Einstellungen entgegenzusetzen. 
Die Unantastbarkeit der Menschenwürde und das Selbstverständnis der Gleichwertigkeit von 
Menschen jeder Hautfarbe, Religion und sexueller Orientierung manifestieren sich auch in der 
Mobilisierung von Menschen, die anderen Menschen, die vor Krieg und anderen Schrecken in 
unser Land geflohen sind, Hilfe und Unterstützung anbieten. Zudem ging das deutliche Erstar-
ken der Rechtspopulisten in Deutschland untrennbar zusammen mit der steigenden Zahl der 
Geflüchteten seit 2015.

Das lässt den Schluss zu, dass diese Initiativen, Bündnisse und Vereine ebenso wertvolle Arbeit 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus leisten, wie solche, die sich direkt gegen rechtsex-
treme Aktionen wenden. Nicht ohne Grund werden auch Menschen, die sich in der Arbeit mit 
Geflüchteten engagieren, Zielscheibe rechtsextremer Angriffe.

In den Interviews und Beteiligungsaktionen wurden zahlreiche Initiativen, aber auch Beispiele 
aus professionellen Bereichen benannt, die sich gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
einsetzen. Die im Folgenden genannten Beispiele stehen stellvertretend für viele weitere, die 
während der partizipativen Erstellung dieses Konzepts nicht benannt wurden oder nicht in Er-
scheinung getreten sind. 

Eine ausführlichere Auflistung der benannten Aktivitäten finden Sie im Anhang als Teil der Aus-
wertung der persönlichen Befragungen in den Kapiteln 5.1, 5.2 und 5.3.
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Differenziert nach den folgenden Kategorien werden ausgewählte zivilgesellschaftliche und 
staatliche Akteure genannt.

A.	 Initiativen/Bündnisse/Ehrenamt
B.	 Engagierte Organisationen
C.	 Schule/Beratung
D.	 Verwaltung
E.	 Vernetzung

A. Initiativen/Bündnisse/Ehrenamt

•	 Aktionen des Bündnis „Buntes Hattingen gegen Rechts“
•	 Bürger- und Begegnungszentrum Holschentor
•	 Bürgerstiftung Herdecke 
•	 Elterninitiativen in Schulen
•	 Elternschulen (z. B. Rucksack-Schule)
•	 Ennepetaler „Modell gegen Rechts“
•	 Facebookgruppe „Freies Witten – Gegen Rassismus“
•	 Help-Kiosk e. V. Witten
•	 Soko e. V. /“Trotz allem“
•	 Künstler für Gerechtigkeit e. V.
•	 Liberal-Islamischer Bund, Schwelm
•	 Migrant*innen-Selbstorganisationen kreisweit
•	 Sportvereine 
•	 ehrenamtliche Arbeit insgesamt (Sportvereine, Patenschaften, …)
•	 zahlreiche weitere ehrenamtliche Initiativen und Hilfsorganisationen für Geflüchtete und
	 Bedürftige (z. B. auch Kleiderkammer)
•	 Engagement von Unternehmer*innen

B. Engagierte Organisationen

•	 Angebote der Service Clubs
•	 VdK (Verband der Kriegsgegner) 
•	 Integrationsagenturen (DRK, Caritas)
•	 Ortsgruppen von Amnesty International
•	 Antifa Gevelsberg 
•	 CVJM – präventive Arbeit
•	 Demokratische Parteien und deren Jugendorganisationen
•	 DGB Bildungsstätte und Jugend Ruhr- Mark
•	 Kirchen/kirchliche Vereinigungen
•	 Kinderschutzbund
•	 Pro Asyl
•	 Wohlfahrtsverbände
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C. Schulung/Beratung

•	 Angebote der Gewaltakademie Villigst, z. B. zu Gewaltprävention und 
	 rassismuskritischer Arbeit
•	 Angebote der IFAK e. V. (z. B. Wegweiser)
•	 Angebote des IG Metall Bildungszentrums 
•	 Angebote und Schulungen der Amadeu-Antonio-Stiftung
•	 Ev. Erwachsenenbildung - Organisation von Fortbildungsangeboten für ehrenamtlich Tätige
•	 Beratungsangebote der Aussteigerinnen- und Aussteigerberatung Witten
•	 Projekte im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ in Witten, 
	 Gevelsberg und Hattingen
•	 Deutsch-Polnischer Jugendaustausch
•	 Volkshochschulen
•	 Universität Witten/Herdecke

D. Verwaltung 

•	 Kommunales Integrationszentrum/Bildungsbüro
•	 Integrationsrat
•	 Stadtarchive
•	 Schulen ohne Rassismus 
•	 Teile der Verwaltungen der Kommunen und des Kreises
•	 Beteiligung am Landesprogramm „NRWeltoffen“ im Ennepe-Ruhr-Kreis

E. Vernetzung

•	 Wittener Internationales Netzwerk (WIN)
•	 Arbeitskreise Christen und Muslime: Interreligiöser Gesprächskreis Hattingen, 
	 Religions for Peace Witten 
•	 Gevelsberger Bündnis gegen rechte Gewalt und für Zivilcourage: „Woche gegen rechts“.
•	 Partnerschaften für Demokratie in Gevelsberg, Hattingen und Witten
•	 Jugendforen „Demokratie leben!“ in Gevelsberg, Hattingen und Witten
•	 Jugendzentren
•	 Kinder- und Jugendparlamente
•	 Koordinierungskreis ausländischer Mitbürger*innen in Schwelm
•	 Mehrgenerationenhaus in Ennepetal
•	 Kulturzentrum Lichtburg e. V. in Wetter 
•	 VVN-BdA (überparteilicher Zusammenschluss von Verfolgten des Naziregimes, 
	 Widerstandskämpfer*innen und Antifaschist*innen aller Generationen)
•	 Wohlfahrtsverbände
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2.4	 Erste Befunde und Ergebnisse

Es ist deutlich eine Zweiteilung in der Beurteilung der Lage in der Online-Befragung (s.S. 99) zu 
erkennen. Während  43,6% der Befragten die Situation als „entspannt“ einschätzen, empfinden 35,6% 
die Situation als „angespannt“, 12,9% als „leicht bedrohlich“, 6,8% als „beängstigend“ und 1,1% gar 
als „dramatisch“. Fast man letztere vier Gruppen zusammen schätzen gar 56,4% der Befragten die 
Situation als nicht entspannt ein und werten die aktuelle Lage zwischen „angespannt“ und „drama-
tisch“. Diese gefühlte – sicherlich nicht repräsentative – Stimmungslage zeigt, Sorgen und Ängste 
vor Rassismus und Rechtsextremismus sind im Ennepe-Ruhr-Kreis angekommen. Bevor im dritten 
Kapitel die wichtigsten Handlungsfelder beschrieben und das Handlungskonzept mit Zielen und 
Maßnahmen erläutert werden, erscheint es sinnvoll nach der ersten Analysephase die wichtigsten 
z. T. ambivalenten Befunde und Ergebnisse aus den Workshops und Interviews  kurz in Tabellenform 
zusammenzufassen.

AWO: „Herr Dr. Decker, was sind in dem Untersuchungszeitraum der Leipziger Mitte-Studie 
seit 2002 für Sie die zentralen Erkenntnisse?“ 				       

Decker: „Das Interessante ist, dass wir einerseits eine sehr stabile rechtsextreme, ausländer-
feindliche Einstellung feststellen können, die von 20 bis 25 Prozent der Bevölkerung bundes-
weit geteilt wird. Wir beobachten trotz des immer noch hohen Wertes einen auf die lange Sicht 
kontinuierlichen Rückgang rechtsextremer, ausländerfeindlicher Einstellungen. Das heißt, 
generalisierte Vorurteile gegen Migrant*innen nehmen ab. Gleichzeitig ist es aber so, dass 
die Abwertung spezifischer Gruppen zunimmt. Die, wie wir es nennen, autoritäre Aggression 
gegen Fremde oder scheinbar anderes nimmt also nicht ab, sie verschiebt sich und verdichtet 
sich nur auf bestimmte Gruppen. Derzeit sind es vor allem Dingen Geflüchtete und Muslime. 
Ebenso sind Sinti und Roma ein sehr prominentes Objekt der autoritären Aggression.“ 

Interviewauszug mit Dr. Oliver Decker, Vorstand und Sprecher des Kompetenzzentrums für Rechts-
extremismus- und Demokratieforschung an der Universität Leipzig. In der AWO Zeitschrift „AWO 

Ansicht“, Heft 1-17, S. 14
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2.4

Tabelle 2: Ergebnisse und Befunde im Ennepe-Ruhr-Kreis

Befunde Erläuterungen

Wahrnehmung: 
Einzelfälle – kein syste-
matischer Extremis-
mus…aber vereinzelte 
rechtsextreme Aktivitä-
ten und Vorfälle..

Insgesamt scheint sich der wahrnehmbare Rechtsextremismus/Rechtsradikalismus und Rassismus im 
EN-Kreis auf Einzelaktionen (siehe oben) zu beschränken. „Noch“ ist der Ennepe-Ruhr-Kreis weniger 
betroffen als die großen Nachbarstädte.
Laut Aussagen der meisten Interviewten ist kein systematischer und struktureller Rechtsextremismus 
im EN-Kreis erkennbar, obwohl immer wieder neue Gruppierungen wie „Pro NRW“, „Identitäre Bewe-
gung“ oder „Reichsbürger“ versuchen, ihre Ideologien zu verbreiten.

Rechtspopulismus ist 
salonfähig geworden: 

Offener und latenter 
Rassismus (sog. All-
tagsrassismus) nimmt 
zu.

Trotz des grundlegenden Sicherheitsgefühls empfinden viele Menschen ein Unbehagen. Die Wahlergeb-
nisse rechtspopulistischer Parteien tragen ebenso dazu bei wie latente oder sogar offene rassistische 
Äußerungen. Vorurteile, verdrehte Fakten und menschenverachtende Äußerungen finden sich vor allem 
in sozialen Netzwerken.
Sie finden sich auch in alltäglichen Lebenssituationen wie z. B. im Bus, im Wartezimmer des Arztes oder 
in Geschäften. Es wurde festgestellt, dass rassistische Einstellungen zwar „alt“, rassistische Äußerungen 
aber inzwischen „sagbarer“ geworden seien. In fast allen Interviews wurde erwähnt, dass man ständig 
mit dem Thema konfrontiert wird und darüber gesprochen wird, beim Golf spielen, privaten Feiern o. ä.

Viele Akteure und 
Kommunen sind 
im EN-Kreis bereits 
aktiv und engagiert 
im Kampf gegen 
Rassismus und 
Rechtsextremismus.
Präventionsarbeit 
wird immer wichtiger!

In fast allen Interviews wurde positiv das große Engagement von zivilgesellschaftlichen Akteuren, Kom-
munen, Wohlfahrtsverbänden  und Glaubensgemeinschaften herausgestellt. Dies gilt es weiter - ver-
stärkt  und systematisch – zu nutzen.
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nimmt bei der Präventionsarbeit eine herausragende Rolle ein. 
Es gibt bereits gute Präventionsangebote im EN-Kreis. Viele Schulen engagieren sich über den Schulall-
tag hinaus, z. B. durch Projektwochen oder nehmen am Programm Schule ohne Rassismus teil. 
Jugendliche sind besonders durch die sozialen Medien von Rassismus und Diskriminierung bedroht. 
Hier muss nach Meinung der Interviewten noch viel Arbeit geleistet werden, wie z. B. Kontrolle der 
Netzwerkbetreiber, Schulungen und Qualifizierungen der Nutzer etc.

Vernetzung wird 
immer wichtiger!

Eine gute kreisweite Vernetzung aller Akteure innerhalb des Ennepe-Ruhr-Kreises scheint sowohl für 
die Präventionsarbeit, die Planung und Erstellung von Angeboten als auch für ein schnelles Reagie-
ren auf mögliche Missstände besonders wichtig. Eine stärkere Vernetzung und ein verstetigter Aus-
tausch werden in vielen Interviews angesprochen. In den Gesprächen stellte sich oft heraus, dass 
die Aktivitäten in den Nachbarstädten des Ennepe-Ruhr-Kreises kaum bekannt sind. Gutes Beispiel 
für eine seit elf Jahren erfolgreiche kommunale Vernetzung: In Gevelsberg findet regelmäßig eine 
Aktionswoche für Zivilcourage und gegen rechte Gewalt statt organisiert durch ein Aktionsbündnis.

Gespräche führen – 
Dialogfähig bleiben!
Einbindung statt 
Ausgrenzung!

Aufklärung und 
Argumente gegen 
Stammtischparolen!

Auf Menschen mit anderen – auch rechtspopulistische Einstellungen – zugehen, zuhören und gemeinsa-
me demokratische Aktionen planen – dies war in vielen Interviews zu hören. Menschen müssen mit ihren 
Sorgen, (Abstiegs-) Ängsten und Befürchtungen wahr- und ernstgenommen werden.

Das Thema muss positiv mit guten Beispielen besetzt werden, die die Vorteile der offenen, pluralistischen 
und demokratischen Zivilgesellschaft spiegeln.
Aufklärung und Argumentationstraining gegen Stammtischparolen sollten in Schulen und außerschulischen 
Institutionen zum Standard werden.
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3.	 Kommunale Handlungsfelder

Rassistische und rechtsextreme Haltungen sind quer durch alle Gesellschaftsschichten empi-
risch seit vielen Jahren festgestellt worden (vgl. die sog. Mitte-Studien von Decker u. a. 2016 und 
2018). Diese Bestandsaufnahme – Rassismus in der Mitte der Gesellschaft und rechtspopulis-
tische und rechtsextreme Parteien fast überall in Europa – erfordert Antworten und Handlungen 
auf unterschiedlichen Ebenen und Handlungsfeldern.

Im Folgenden werden die von den Akteuren ausgewählten Handlungsfelder skizziert, und es 
werden die Vorschläge aufgeführt, die in den Interviews, Workshops und Regionalkonferenzen 
von den beteiligten Akteuren gemacht wurden. 

Während der ersten kreisweiten Regionalkonferenz wurden die neun Handlungsfelder selbst 
durch Punktevergabe von den Anwesenden priorisiert. Im Folgenden sind die Handlungsfelder in 
der Reihenfolge von hoher bis weniger hoher Priorisierung aufgeführt. Die am Ende des jeweili-
gen Handlungsfeldes gegebenen Vorschläge stellen keine Gewichtung und Priorisierung dar.

3.1 	Handlungsfeld Kinder- und Jugendhilfe

Laut Aussagen der über 500 eingebundenen und befragten Akteure ist kein systematischer und 
struktureller Rechtsextremismus (oder gar Rechtsterrorismus) im EN-Kreis erkennbar. Rechtspo-
pulismus und Alltagsrassismus sind jedoch spürbar, vereinzelt auch in rechtsextremen Aktionen 
sichtbar. Folglich liegt der Fokus für viele der beteiligten Akteure auf der Präventionsarbeit. 

Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nimmt bei der Präventionsarbeit eine herausragende 
Rolle ein. Kinder und Jugendliche von demokratischen Werten zu überzeugen, sie zu gewalt-
freien Auseinandersetzungen und zur Anerkennung von unterschiedlichen Weltanschauungen, 
Kulturen und Lebensformen zu befähigen, wird als oberstes Ziel angesehen.

Über die Schulen sind alle Kinder ab sechs Jahren erreichbar. Viele Schulen engagieren sich be-
reits über den Schulalltag hinaus, z. B. durch Projektwochen oder nehmen am Programm Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage teil. Alle Schulen sollten angehalten und dabei unterstützt 
werden, Projektwochen und Thementage zu veranstalten, die sich mit Themen wie z. B. An-
derssein, Teilhabe, Gewaltfreiheit oder Fremdheit auseinandersetzen.
Anreize und Angebote (z. B. Theaterstücke zum Thema, Zeitzeugenberichte, Anti-Gewalt-Trai-
nings) sollten auch von externen Akteuren und Institutionen an die Schulen herangetragen 
werden. Stellenweise geschieht dies bereits.

Interkulturelle Trainings für Schüler*innen in das Curriculum aufzunehmen wird von den Beteilig-
ten als ebenso sinnvoll für die genannte Präventionsarbeit eingeschätzt wie ein kultureller Aus-
tausch durch Auslandsreisen für Schüler*innen zu fördern bzw. zu finanzieren, z. B. im Rahmen 
der bestehenden Städtepartnerschaften.
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Nicht nur Schüler*innen, sondern auch Lehrkräfte und Verwaltungsmitarbeiter*innen, sollten re-
gelmäßig und verstetigt Schulungen zu interkultureller Identität und interkulturellen Kompetenzen 
durchlaufen. Dies beinhaltet auch Sprach- und Argumentationsfähigkeit gegen „rechte“ Parolen. 
Anbieter solcher Trainings werden im Handlungsfeld Beratungsinfrastruktur benannt.
Kinder aus verschiedenen Kulturen gleichmäßiger an die Schulen zu verteilen, ist auf dem 
direkten Weg nicht möglich, da alle Kinder nach Möglichkeit eine wohnortnahe Schule besuchen. 
Deshalb sollte die Wohnverteilung von Menschen verschiedener Kulturen so organisiert werden, 
dass einer möglichen Ghettobildung entgegen gewirkt wird. Diese schwierige und anspruchsvolle 
Aufgabe ist in den jeweiligen Kommunen zu lösen. 

Eine lebendige Antisemitismusarbeit außerhalb des Geschichtsunterrichts sollte an Schulen und 
Jugendeinrichtungen erfolgen, wie zum Beispiel die Durchführung von Fahrten zu Gedenkstätten, 
Einladung von Zeitzeug*innen oder die Einbindung von Schüler*innen bei Stolpersteinverlegungen.
Wünschenswert ist die Teilnahme möglichst vieler Schulen am Programm Schule ohne Rassis-
mus – Schule mit Courage. Die Motivation zur Teilnahme muss allerdings aus der Schülerschaft 
und aus dem Kollegium kommen.

Schulische Arbeit bietet auch die Möglichkeit, den Dialog zu suchen mit Menschen an den poli-
tischen Rändern. Die Zusammenarbeit mit Menschen, die sich ausgegrenzt fühlen, auch durch 
politische Entscheidungen, wird als besonders wichtig angesehen.
Diese Menschen sind im Erwachsenenalter durch Angebote und Veranstaltungen in der Regel 
nicht zu erreichen. Sie könnten – sofern sie nicht kinderlos sind – durch Elternarbeit erreicht wer-
den, wie z. B. im Projekt „Rucksack-Schule“. Solche Projekte sollten weiter gefördert werden.

Handlungsempfehlungen: 

•	 Schulungen zur Sprach- und Argumentationsfähigkeit gegen „rechte“ Parolen, zu Gewaltprävention und 
   interkulturellen Kompetenzen sowohl für Schüler*innen als auch für Lehrende und Multiplikator*innen.

•	 Kritischen Umgang mit sozialen Medien erlernen.

•	 Kinder aus verschiedenen Kulturen gleichmäßiger an die Schulen verteilen.

•	 Dialog suchen mit den Menschen an politischen Rändern z. B. durch Elternarbeit.

•	 Lebendige Erinnerungskultur und Gedenkstättenpädagogik an Schulen und Jugendeinrichtungen fördern – nicht   
   nur im Geschichtsunterricht, auch durch die Förderung/Finanzierung von kulturellem Austausch/Auslandsreisen für  
   Schüler*innen.
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3.2	 Handlungsfeld Schule

Die Institution Schule stellt eine der wichtigsten Orte zur Prävention von Rassismus und Rechts-
extremismus dar. In den Schulen sollten Projekte zur Stärkung des Demokratiebewusstseins, der 
demokratischen Partizipation und der Weltoffenheit im Mittelpunkt von Präventionsprogrammen 
stehen. Solche Projekte bilden eine unabdingbare Voraussetzung für die Präventionsarbeit. Die 
Förderung der demokratischen Selbstverwaltung von Schüler*innen muss von daher auch die 
Integration von Schüler*innen nicht-deutscher Herkunft in diese Gremien implizieren. Parallel 
dazu wird eine Stärkung der Kinder- und Jugendparlamente/Jugendforen gleichfalls als dringlich 
erachtet. In einigen Kommunen gibt es entsprechende Beteiligungsforen.

Als Programmpunkte zur Demokratieförderung an Schulen 
werden vorgeschlagen:

•	Zentrale Grundsätze des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Grundgesetzes (insbesondere die 
Grundrechte) könnten in leicht verständliche Sprache übersetzt und durch Illustrationen ver-
deutlicht und vermittelt werden. Die Bundeszentrale für politische Bildung bietet entsprechende 
Hilfeleistungen an.

•	Die Bundeshauptstadt Berlin wie auch die Landeshauptstadt Düsseldorf können von Schulklassen 
und Projektgruppen besucht werden, um sich in den Parlamenten „vor Ort“ über die Aufgaben 
gewählter Vertreter*nnen zu informieren.

•	 In den Schulen sollten Planspiele zur Rolle „Politiker*in“ erprobt werden und fester Bestandteil des 
Unterrichts werden.

•	 In diesen Zusammenhängen können auch vorhandene Programme zum Erwerb von Lebenskom-
petenz wie etwa Lions-Quest genutzt werden.

Früh einsetzende Aufklärungsarbeit und Argumentationstraining gegen Rechtsextremismus sind 
notwendig. Dabei ist die Kommunikation und Vermittlung der Inhalte unbedingt unter dem Aspekt 
der unterschiedlichen kulturellen Herkunft der Schüler*innen durchzuführen.

Als Punkte dazu werden aufgeführt:

•	 Ethische und demokratische Werte müssen klar benannt und überzeugend vermittelt werden.
•	 Coolnesstraining gegen Diskriminierung und Gewalt ist dringend erforderlich.
•	 Es gibt eine Anzahl geeigneter Filme, die verstärkt im Unterricht eingesetzt werden könnten.
•	 Programme des Landessportbundes NRW zur Förderung von Integration, Gleichstellung und 

Chancengleichheit etc. können ebenfalls genutzt werden.
•	 Durch sportliche Betätigungen können Schüler*innen über Spielregeln auch Regeln des Zusam-

menlebens erlernen.
•	 Vertreter*innen der Polizei können zu Informationsveranstaltungen (z. B. über Rechtsextremis-

mus) in die Schulen eingeladen werden.
•	 Informative und gesellschaftlich aufklärende Spiele von Puppenbühnen sollten in Schulprogram-

me einbezogen werden, um spielerische Vermittlungen von demokratischen Inhalten zu erzielen.
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3.3

Handlungsempfehlungen (siehe auch Handlungsfeld Kinder- und Jugendhilfe): 

•	 Rassismusprävention und Gewaltprävention sollten als Teile des Schulalltags ausgebaut und verstetigt werden.

•	 Schulen sollten stärker interkulturell durchmischt werden (keine „monokulturellen“ Klassen).

•	 Projekte zur Stärkung des Demokratiebewusstseins, der demokratischen Partizipation und der Weltoffenheit sollten 
   gefördert werden.

•	 Förderung der demokratischen Selbstverwaltung von Schüler*innen, Förderung der Integration von 
   Schüler*innen nicht-deutscher Herkunft in diese Gremien.

3.3 	Handlungsfeld Arbeit und Wirtschaft

In der Ausübung der zentralen Aufgaben, nämlich der Eingliederung von Geflüchteten in Be-
schäftigung, kommen die Mitarbeiter*innen der JobCenter oft an ihre Grenzen. Um ihren 
Arbeitsalltag besser bewältigen zu können, benötigen sie mehr Unterstützung in Form von 
gesundheitsfördernden Maßnahmen und Supervision. Jede Regionalstelle hat bereits arabisch-
sprechendes Personal eingestellt, das bei Bedarf hinzugezogen werden kann.

Andererseits unterstützen viele Ehrenamler*innen asylbegehrende Geflüchtete bei der Vermittlung in 
Arbeit. Hier wird die Hilfestellung zudem noch in weiteren Bereichen und Lebenslagen praktiziert, weit 
vor und nach der Arbeitsaufnahme. Wünschenswert wären hier gezielte Informationsangebote und 
Workshops für Ehrenamtler*innen, in denen Hilfestellungen, Werkzeuge und Informationen zu arbeits-
marktorientierten Ansprüchen und Fördermöglichkeiten für Geflüchtete zur Verfügung gestellt werden. 

Eine kreisweite Übersicht über Arbeitsmarktmaßnahmen für Geflüchtete wurde im September 2018 
durch das Kommunale Integrationszentrum erstellt und den Akteuren im Bereich Arbeitsmarkt zur 
Verfügung gestellt. Da zahlreiche Projekte zeitlich befristet sind, sollten diesbezügliche Informationen 
regelmäßig (z. B. jährlich) aktualisiert werden. Gleichzeitig müssen Firmen entsprechend über die 
Möglichkeit der Hilfestellung durch Ehrenamtler*innen informiert werden. Eine Unterstützung könnte in 
Form eines Forums für Unternehmer*innen geschaffen werden. 

Ein weiteres wichtiges Bindeglied zwischen den Unternehmen und den Beschäftigten stellen die Ge-
werkschaften dar. Hier sollten vorhandene Ressourcen der Gewerkschaften wie Räume, Netzwerke der 
Gewerkschaftsmitglieder oder Kooperationen, zielgerichtet für die Integration in Arbeit, genutzt werden.
Zudem könnten engagierte Unternehmer*innen noch mehr als Vorbilder in verschiedene vorhandene 
und neu zu installierende Netzwerke eingebunden werden.

Handlungsempfehlungen: 

•	 Arbeitgeberverbände, Kammern und Gewerkschaften in die Netzwerkarbeit gegen Rassismus und Rechtsextremis-
   mus regelmäßig und kontinuierlich einbinden, ebenso wie die JobCenter des EN Kreises und das jeweilige 
   Stadtmarketing der Kommunen.

•	 Vorzeigeprojekte der Firmen und von Unternehmen herausstellen.

•	 Ombudsstellen/Anlaufstellen in öffentlichen Verwaltungen und Organisationen fördern.
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3.4 	Handlungsfeld Integration

Viele Beteiligten hielten die Forderung nach Fortbildungen zum interkulturellen Umgang in Äm-
tern und Behörden als wichtig für gelingende Integration, so z. B. kulturelle Wissensvermittlung 
bei der Kreisverwaltung, dem JobCenter und der Agentur für Arbeit (z. B. Hintergrundwissen zum 
Verhalten von Muslimen während des Ramadan, etc.).

Von Interviewten, Akteur*innen und Betroffenen wurde mehrfach die Einschätzung geäußert, 
dass in der Integrationsarbeit tätige Mitarbeiter*innen manchmal überfordert seien und aus Un-
kenntnis falsch handeln würden.

Programmpunkte zu diesem Handlungsfeld sind z. B.:

•	 Es wird vorgeschlagen, in Ämtern und Behörden eine leicht verständliche Sprache zu verwenden, 
den Besucher*innen Übersetzungshilfen zur Verfügung zu stellen und mehrsprachige Schilder zur 
Orientierung anzubringen (Deutsch als Amtssprache sollte nicht als Dogma praktiziert werden!).

•	 Ein ganz praktischer Ansatzpunkt ist die Nachfrage bei Mitarbeiter*innen von Ämtern und 
Behörden: Welche Maßnahmen würden weiterhelfen?

•	 In der Bundesrepublik insgesamt wie auch im besonderen Focus Ennepe-Ruhr-Kreis hat in 
den letzten Jahrzehnten wiederholt Einwanderung stattgefunden. Menschen aus unter-schied-
lichen Kulturen, mit verschiedenen Religionen, Weltanschauungen und Lebensweisen kom-
men in öffentlichen Institutionen und im Alltag zusammen. Deshalb ist auch die interkulturelle 
Kompetenz der Schulen und Bildungseinrichtungen zu fördern: Das Lehrpersonal wird diesbe-
zügliche Weiterbildungen nutzen und die Schüler*innen benötigen Orientierungen. Programme 
und Qualifizierungen zur interkulturellen Weiterbildung von Lehrer*innen sollten verstärkt ange-
boten werden.

•	 Daraus ergeben sich vornehmlich Handlungsschritte zur geschichtlichen Wissensvermittlung 
bei Jugendlichen und Erwachsenen. Die Erinnerung an die Gräuel der NS-Diktatur ist eine 
Mahnung zur Verteidigung der Demokratie. Diese geschichtliche Erinnerung stellt sogar ein 
Vermächtnis für die Zukunft der Demokratie dar. Sie muss wach gehalten werden. Projekte zur 
NS-Geschichte sollten deshalb entwickelt und gefördert werden.

•	 Nicht nur für Schüler*innen, sondern auch in Bezug auf erwachsene Menschen, die nicht 
deutscher Herkunft sind, erscheint eine besonders sensible Vermittlung der NS-Geschichte als 
Notwendigkeit.

• 	Die Vermittlung von deutscher und europäischer Geschichte mit dem Schwerpunkt historischer 
und aktueller Kämpfe für Menschen- und Bürgerrechte, soziale Errungenschaften und Frieden 
kann als ein zusätzlicher wichtiger Punkt von integrativer Bildungsarbeit angesetzt werden.
•	 Am Beispiel von Einzelschicksalen „vor Ort“ könnten z. B. anhand von Stolpersteinen 
Schüler*innen und andere junge Menschen „geistige Patenschaften“ übernehmen.

•	 Die Einladung von Zeitzeug*innen ist ein weiterer wichtiger Aspekt der Vermittlung.
•	 Die Frage nach dem häufig recht schwierigen Verhältnis von Muslim*innen zur jüdischen 

Geschichte steht ebenso auf der Tagesordnung wie die Frage von Sprachproblemen.

„Wenn die Integration sich ver-
bessert, lässt auch der Rassis-
mus nach.“    Online-Befragung

„Aufklärung schadet nie. 
Flüchtlinge werden oft diskri-
miniert. Sie haben selber aber 
oft eine rassistische Einstel-
lung anderen gegenüber. 
Gerade im Bereich der Flücht-
lingsarbeit sollte Aufklärung 
angeboten werden!“

 Online-Befragung

„Die Organisationen, die 
etwas machen könnten, sollen 
sichtbarer werden. Es gibt 
Facebook, Twitter, Podcast, 
YouTube, Bürgermedien wie 
nrwision.de oder das Bür-
gerfernsehen und -radio. In 
Münster ind unterschiedliche 
Gruppen in Bürgermedien 
aktiv: Radio Fluchtpunkt.“ 

Online-Befragung 

„Ich denke, dass in Sprock-
hövel schon einiges gegen 
Rechtsextremismus getan 
wird; man aber die Integration 
der Flüchtlinge weiter verbes-
sern könnte, um den Rechts-
extremismus gegen diese 
mehr zu lindern!“

Online-Befragung
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3.5

Handlungsempfehlungen:

•	 Turnusmäßig zu veranstaltende Begegnungsfeste zur Vielfalt der Kulturen, wie in einigen Kommunen des 
   EN-Kreises praktiziert, sollten weiter gefördert und ggf. ausgebaut werden.

•	 Programme zur Vermittlung von außereuropäischer Kultur und Geschichte (Naher und Mittlerer Osten, Afrika, Asien,   
   Lateinamerika) für Deutsche sollten an Schulen, Volkshochschulen etc. ausgebaut werden.

•	 Eine sensible Vermittlung der NS-Geschichte für Menschen, die nicht deutscher Herkunft sind ebenso wie die Ver-
   mittlung deutscher und europäischer Geschichte. Historische und aktuelle Kämpfe für Menschen- und Bürgerrechte,   
   soziale Errungenschaften und Frieden sollten bekannter gemacht werden.

•	 Die bereits vorhandenen Sprach- und Integrationskurse sowie weitere (berufsfördernde) Programme für Geflüchtete 
   kontinuierlich weiter fördern. Integrationsketten über JobCenter, Wohlfahrtsverbände, Volkshochschulen in Verbin-
   dung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren aufbauen.

•	 Gemeinsame Kinderbetreuung für deutsche, eingewanderte und geflohene Kinder ausbauen.

•	 Fortbildungen zum interkulturellen Umgang in Ämtern und Behörden.

3.5	 Handlungsfeld Medien und Kultur

Medien haben als „vierte Macht“ oder „publikative Gewalt“ in einer Demokratie großen Einfluss 
sowohl auf das politische Geschehen als auch auf die Meinungsbildung in der Bevölkerung. Medi-
en sollen informieren, aufklären und damit zur Stärkung der Demokratie und der Meinungsvielfalt 
beitragen.

Wachsende Bedeutung kommt bei der Meinungsbildung dem Internet und den sozialen Medien zu. 
Diese können ebenfalls einen Beitrag zur Demokratieförderung leisten, indem sie vielfältige Mög-
lichkeiten bieten, Informationen zu erhalten oder Angebote für den Meinungsaustausch schaffen.

Alle Medien können aber auch Verstärker für undemokratische und rassistische Einstellungen sein. 
Unqualifizierte und emotionsgeladene Äußerungen scheinen durch die Anonymität des Internets 
befördert zu werden. In Zeiten von „Fake-News“ und Hasskommentaren wird der Erwerb von Medi-
enkompetenz zunehmend wichtiger.

Jugendliche sind besonders durch die sozialen Medien von Rassismus und Diskriminierung 
bedroht. An dieser Stelle muss noch viel Arbeit geleistet werden. Das Erlernen bzw. Vertiefen von 
Medienkompetenz sowohl für Kinder als auch für deren Eltern, aber auch für Aktive aus Politik und 
Verwaltung, sollte gefördert werden. Es gibt bereits viele Anbieter für entsprechende Schulungen, 
z. B. die Amadeu-Antonio-Stiftung. 

Um das Eintreten für demokratische Werte und die Anerkennung von unterschiedlichen Weltan-
schauungen, Kulturen und Lebensformen zu fördern, ist bei allen sich bietenden Gelegenheiten 
auch Politik und kommunale Verwaltung angehalten, „Flagge zu zeigen“, sowohl durch entspre-
chende Aussagen und Bekenntnisse als auch z. B. durch Banner oder einen gemeinsamen Slogan. 
Mehr Offenheit und Transparenz bei politischen Entscheidungen kann „Fake-News“ entlarven. 
Auch das Eingestehen von möglichen Fehlern z. B. bei Integrationsbemühungen wirkt Politikver-
drossenheit und Populismus entgegen.
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Um bereits bestehende Vorurteile abzubauen, hilft es, über den Tellerrand zu schauen und den 
eigenen Horizont zu erweitern. Zu diesem Zweck kann u. a. ein Internationaler Austausch geför-
dert werden, z. B. im Rahmen von Städtepartnerschaften oder themenbezogenen Delegationen.
Die Zivilgesellschaft kann auch mit künstlerischen Mitteln (z. B. Musik, Theater) interkulturelles 
Kennenlernen und Verständnis fördern. Hilfreich kann dabei eine Kooperation mit der Universität 
Witten/Herdecke sein oder Einzelaktionen wie Musik- oder Theateraufführungen, Integrations-
messen, Ausstellungen, Schreibprojekte, uvm.

Auch multikulturelle Feste haben ihre Berechtigung wie alle Aktionen, die Menschen unter-
schiedlicher Kulturen einander näher bringen. Das lokale bürgerschaftliche Engagement zu den 
Programmthemen ist ein wertvoller Baustein der lokalen Arbeit gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus und sollte deshalb gefördert werden, z. B. durch die Vorteile einer Ehrenamtskarte 
oder das Ausloben eines Bürgerschaftspreises.
Lokales bürgerschaftliches Engagement ist auch bei der Aufarbeitung lokaler Vorkommnisse 
wichtig. In einem der von uns durchgeführten Beteiligungsverfahren wurde z. B. angeregt, die 
„nationalsozialistische“ Vergangenheit der Stadt Wetter aufzuarbeiten. Auch in jüngster Vergan-
genheit musste sich Wetter mit einem Brandanschlag auf ein von Syrern geführtes Geschäft aus-
einandersetzen. Im Wetter trat auch eine mutmaßlich rechtsextrem orientierte Facebook-Gruppe 
in Erscheinung mit dem Namen „Fallersleben Bund“, die beobachtet werden sollte.

Die Unterschiedlichkeit der Kulturen offenbart sich besonders in den Religionen. Sie stiften mit 
ihren Ritualen, Geschichten und Bildern eine kulturelle Identität, mit der sich viele Menschen 
identifizieren. Es gelten verschiedene Werte und Normen. Andere Feste werden gefeiert. Ohne 
einen Austausch über diese Unterschiedlichkeit gedeihen Vorurteile und Abneigungen. Daher ist 
es wichtig, den interreligiösen Dialog zu fördern, z. B. durch Runde Tische, an denen sich Ver-
treter*innen aller lokal repräsentierten Religionen aktiv beteiligen. In Witten ist z. B. das Bündnis 
„Religions for Peace“ aktiv, ein weiterer Zugang kann über die Dachverbände erfolgen.

Handlungsempfehlungen:

•	Kritischen Umgang mit sozialen Medien erlernen bzw. vertiefen.

•	Vortragsreihen und Diskussionsrunden zu relevanten Themen organisieren (z. B. Bildungsträger).

•	Lokales bürgerschaftliches Engagement zu den Programmthemen fördern.

•	 Interreligiösen Dialog fördern, z. B. durch Runde Tische.

•	Netzwerkarbeit stärken, z. B. kreisweiter Runder Tisch gegen Rassismus.

•	 Internationalen Austausch fördern (Städtepartnerschaften, themenbezogene Delegationen).

•	 „Flagge zeigen“ bei allen sich bietenden Gelegenheiten (offizielle Veranstaltungen, Feste, Konferenzen), z. B. durch 
   Banner oder einen gemeinsamen Slogan.

•	Mit künstlerischen Mitteln (z. B. Musik, Theater) interkulturelles Kennenlernen und Verständnis fördern. 
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3.6

3.6	 Handlungsfeld Beratungsinfrastruktur gegen 
	 Rechtsextremismus und Rassismus

Landesweit existieren bereits zahlreiche und vielfältige Beratungsinstitutionen und -strukturen 
zum Thema Rechtsextremismus- und Rassismusprävention, wie z. B.:

•	 „BackUp“ berät Opfer rechter Gewalt,
•	 „Wegweiser“ unterstützt bei der Verhinderung des Einstiegs junger Menschen in extremisti-

schen Salafismus,
•	 „NinA NRW“ und das „staatliche Aussteigerprogramm NRW“ beraten jeweils Ausstiegswillige 

aus der rechtsextremen Szene,
•	 „Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus NRW“.

Besonders die Beratungsangebote für Opfer rechtsextremer oder rassistischer Gewalt sollten 
ortsnah implementiert werden. Die nächsten Beratungsstellen sind in Dortmund, Bochum oder 
Recklinghausen. Beratungsangebote müssen leicht und niederschwellig erreichbar sein. Zum 
Beispiel könnten die vorhandenen Bildungsträger sich untereinander besser vernetzen und ent-
sprechende Anlaufstellen vor Ort in Kooperation mit den o. a. Trägern bilden.

Zudem wird in absehbarer Zeit die langjährige Ausstiegsberatung der Stadt Witten schließen 
(2020), da die zuständige Person in den Ruhestand wechselt. Es ist zu prüfen, inwieweit ein 
kreisweites adäquates Angebot implementiert werden kann. 

Für Eltern rechtsextrem orientierter Jugendlicher besteht ein landesweites Beratungsnetzwerk 
mit über 100 Berater*innen aus Jugendämtern und Familienberatungsstellen, das durch „IDA-
NRW“ koordiniert wird.

In NRW gibt es zahlreiche  Integrationsagenturen, von denen fünf im Bereich der Anti-Diskri-
minierungsarbeit eine besondere Funktion wahrnehmen, wie z. B. das „Anti-Rassismus Informa-
tions-Centrum, ARIC-NRW e.V.“. Alle benannten Beratungsangebote sollten kreisweit bei allen 
Akteuren und Institutionen bekannter gemacht werden.

Auch kleine Initiativen vor Ort beraten und unterstützen im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Sie 
sollten dabei gefördert werden, ihre Bekanntheit zu erhöhen oder sich zusammenzuschließen, 
z. B. in einem Dachverband. Unterstützungsvereine für Geflüchtete benötigen Schulung und 
Weiterbildung. 

Um institutionellem Rassismus entgegenzuwirken, sollten Mitarbeitende in Institutionen zu den 
Themen Ausgrenzung, Rechtsextremismus und Rassismus geschult und sensibilisiert werden. 
Das Kommunale Integrationszentrum organisiert bereits, dass ab Herbst 2018 Schulungen zur 
Interkulturellen Öffnung (IKÖ) für alle Auszubildenden in der Kreisverwaltung durchgeführt und 
ab 2019 IKÖ-Fortbildungen für alle Verwaltungen angeboten werden. Schulungen sollten obliga-
torisch für alle Mitarbeiter*innen der Verwaltung implementiert werden.
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Für Amtsträger ist es besonders wichtig, als Vorbilder gegen Rechtsextremismus und Rassis-
mus einzutreten und auch als solche wahrgenommen zu werden. Auch sie sollten obligatorisch 
entsprechend geschult werden. Alle genannten Schulungen sollten auch eine Verbesserung der 
Argumentationsfähigkeit gegen Stammtischparolen enthalten.

Oft erzielen scheinbar einfache Mittel wie Bilder, Plakate oder Flyer gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus, die in Ämtern und Behörden sichtbar sind, eine fühlbare Wirkung, um deutlich 
zu machen: Hier werden demokratische Werte gelebt und unterschiedliche Weltanschauungen, 
Kulturen und Lebensformen als gleichwertig anerkannt.

Sollte es dennoch dazu kommen, dass sich Personen in Ämtern in rassistischer Weise diskri-
miniert oder ungleich behandelt fühlen, sollte es eine einfache, gut sichtbare Möglichkeit der 
Beschwerde oder Rückmeldung geben.

Bei all den zahlreichen Angeboten darf nicht vergessen werden, Gruppen und Einzelpersonen zu 
identifizieren und zu erreichen, die sich trotz aller Bemühungen ausgegrenzt fühlen und voraus-
sichtlich nicht proaktiv ein Beratungsangebot in Anspruch nehmen würden. 

Es wird eine wichtige Aufgabe sein, diese Menschen davon zu überzeugen, dass der Ennepe-
Ruhr-Kreis allen Menschen in den neun Kommunen, die sich darum bemühen, die Möglichkeit 
zur Teilhabe, Gemeinschaft und Gleichstellung bietet. Bei Kindern und Jugendlichen kann diese 
wichtige Arbeit möglicherweise über die Schulen/Schulsozialarbeit erfolgen.

Handlungsempfehlungen:

•	 Mitarbeitende in Institutionen zu Ausgrenzung, Rechtsextremismus und Rassismus schulen und sensibilisieren.

•	 Ausstiegsberatung in Witten erhalten.

•	 Initiativen/Engagement vor Ort schulen und unterstützen.

•	 Bestehende Beratungsangebote bekannt machen, Beratungsangebot für Opfer rechtsextremer oder rassistischer
   Gewalt ortsnah implementieren.

•	 Ausgegrenzte Gruppen identifizieren und erreichen.

•	 Argumentationsfähigkeit gegen Stammtischparolen trainieren.

•	 Beratungsangebote sollten leicht und niederschwellig erreichbar sein.

•	 Amtsträger müssen als Vorbilder gegen Rechtsextremismus und Rassismus eintreten.
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3.7

3.7 	Handlungsfeld Sport

Der Bereich Breitensport wird von fast allen Beteiligten als einer der Kernbereiche in der Arbeit 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus gesehen. Insbesondere ist es wichtig, alle, die sich 
ehrenamtlich im Bereich Sport engagieren, in ihrer Arbeit zu stärken und ihnen Wertschätzung 
und Aufmerksamkeit zu geben. Beispielsweise könnten bei Kampagnen und Sportveranstaltungen 
ehrenamtliche Trainer (Vorschlag: FSV Witten), die einen direkten Bezug zum regionalen Gesche-
hen haben, mehr zu Wort kommen als prominente Sportler, die aus den Medien bekannt sind.

Einige Sportvereine des nördlichen EN-Kreises werden als Stützpunktvereine für Integration 
durch Sport von dem Deutschen Olympischen Sportbund gezielt gefördert. Dazu gehören die 
Vereine FSV Witten, DJK Blauweiß Annen, TV Witten, SG Welper und TUS Wengern. Der Kreis-
SportBund Ennepe-Ruhr e. V. (Jonas Maier, KSB EN) hat sich vorgenommen, verstärkt Vereine 
aus dem südlichen EN-Kreis zu Stützpunktvereinen zu akquirieren und diese Förderung hier zu 
erweitern.

Gemeinsam mit dem Kommunalen Integrationszentrum führt der KSB EN das Sportlotsenprojekt 
im Kreis ein, in dem insbesondere Menschen mit Kenntnissen über Flüchtlingsstrukturen und 
entsprechenden Vernetzungen zu den Zielgruppen (regional bekannte Landsleute, Flüchtlingspa-
ten) gehören.

Seit vielen Jahren bietet der KSB EN die bundesweit lizenzierte Fortbildung „Fit für die Vielfalt“ 
für Vereinsmitglieder und andere Interessierte regelmäßig an. Dieses Angebot kann auch zur 
Verlängerung von Lizenzen genutzt werden.

In Bezug auf beanstandete Verbesserungsbedarfe auf der operativen Ebene und auf gewünsch-
te Vereinheitlichung in den Vereinsstrukturen betont der KSB EN in denen mit uns geführten 
Gesprächen, dass die überwiegende Mehrzahl der Sportvereine hinsichtlich der Regelungen der 
Tarifgestaltung, Anmeldeprozesse und Versicherungsfragen – insbesondere für Geflüchtete und 
sozial Benachteiligte – im Rahmen ihrer Möglichkeiten (ehrenamtliches Personal, unterschiedli-
che Sportarten) gut und transparent aufgestellt ist.
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Zu weiteren geplanten Angeboten und Maßnahmen des KSB EN 
gehören u.a.:

•	 Durchführung von regelmäßigen Aktionstagen in den Vereinen mit Schnupperangeboten für po-
tenzielle Mitglieder. So können sich die Vereine noch mehr öffnen (Unterstützung von verschie-
denen Flüchtlingshilfen und Initiativen, wie z. B. dem Nachbarschaftsnetzwerk Herdecke).

•	 Schwimmkurse für Geflüchtete in verschiedenen Städten des Kreises in Kooperationen mit 
Sportvereinen und anderen Institutionen, wie z. B. mit Wohlfahrtsverbänden.

•	 Fahrradkurse für Geflüchtete sollen die Mobilität und Sicherheit im Straßenverkehr stärken. 
Hier werden noch Kooperationspartner gesucht, insbesondere für den technischen Bereich 
(Fahrrad zusammenbasteln und reparieren).

•	 Verbesserung der Pressearbeit des KSB EN zur Stärkung des Ehrenamtes.
•	 Der KSB EN sucht weiterhin nach Zuschussmöglichkeiten für Mitgliedsbeiträge für sozial 

benachteiligte junge Erwachsene ab 18 Jahren, die keinen Anspruch auf eine Förderung über 
das Bildungs- und Teilhabepaket haben.

Um Frauen mit Zuwanderungshintergrund und/oder Fluchterfahrung den Zugang zum 
Vereinssport zu erleichtern, bedarf es einer gezielten Ansprache. Sportvereine sollen darin 
bestärkt werden bei Bedarf Frauensportgruppen als geschützten Raum zu initiieren. 

Handlungsempfehlungen:

•	 Sport als Türöffner verstehen und fördern.

•	 Menschen mit Migrationshintergrund für Sportvereine gewinnen.

•	 Zentrale Rolle des Stadtsportbundes und des Kreissportbundes stärken und fördern.

•	 Öffentlichkeit herstellen, z. B. prominente, aber auch regional bekannte Vorzeigesportler als Vorbilder gewinnen. 

•	 Sport ohne Rassismus durch Aktionen und Öffentlichkeitsarbeit fördern.

„Ich habe persönlich das Gefühl, dass immer über Flüchtlinge und Auslän-
der gesprochen wird, aber kaum jemand auf die Betroffenen zugeht, um 
zu zeigen, dass er sich gegen Rassismus stellt. Außerdem muss man der 
Gesellschaft klar machen, dass niemand, der woanders herkommt, komplett 
anders ist als man selbst und das schafft man nur, wenn man es den Leuten 
beweist. Dass, was mich und meine Freunde zusammen gebracht hat, war 
die Integration an unserer Schule und die Möglichkeit, bei meinem Fußball-
training mitzumachen. Das schafft soziale Kontakte und man macht etwas 
gemeinsam, denn Sport kennt keine Hautfarbe. Jeder kann seinen Teil bei-
tragen und man hat zusammen Spaß. Solche Programme muss es für jeden 
geben, um dem Rassismus entgegenzuwirken.“	       Online-Befragung



46

3.8

3.8	 Handlungsfeld Emanzipation/Gleichstellung

Interkulturelle Programme zur Gleichstellung der Geschlechter wie auch die Entwicklung von 
Toleranz gegenüber unterschiedlichen sexuellen Orientierungen werden als dringliche Aufga-
ben eingeschätzt. Parallel dazu betrifft die Forderung nach Gleichstellung auch den Abbau von 
Hindernissen zwischen den Angehörigen verschiedener Herkunftskulturen. Diese Einschätzun-
gen verbinden sich mit dem Postulat nach interkulturellem Demokratieunterricht. Auch in diesen 
Zusammenhängen stellt die Verwendung einer leicht verständlichen Sprechweise eine wichtige 
Voraussetzung dar.

Programmpunkte zur Umsetzung der genannten 
Forderungen sind:

•	 Förderprogramme zur Erforschung und Vermittlung von Zusammenhängen zwischen Rassis-
mus, Sexismus, Behindertenfeindlichkeit, Sozialdarwinismus und anderen menschenfeind-
lichen Einstellungen können einen Rahmen für die Entwicklung von Zusammenleben und 
gegenseitiger Toleranz setzen.

•	 Auch hier kann das bereits existierende Lernprogramm Lions-Quest genutzt werden.
•	 Die Förderung der interkulturellen Weiterbildung für Mitarbeiter*innen von Gleichstellungsbü-

ros wird als notwendig erachtet.
•	 Programme zur schulischen und außerschulischen Bildung, Ausbildung und Weiterbildung und 

zur Stärkung des Selbstvertrauens insbesondere für geflüchtete und eingewanderte Frauen 
und Mädchen stehen als Forderung auf der Tagesordnung.

•	 Sportunterricht sollte für muslimische Mädchen und Jungen ab der Pubertät je nach Sportart 
auch getrennt stattfinden können.

•	 Mitarbeiter*innen aus den regionalen psychosozialen Beratungszentren „Rosa Strippe“ kön-
nen für Informationsveranstaltungen über sexuelle Orientierungen eingeladen werden.

•	 Ein Fonds für Ausflugsbegleiter*innen bei interkulturellen Bildungsausflügen zur Thematik 
Emanzipation/Gleichstellung ist anzulegen. In diesem Zusammenhang können aber auch Politi-
ker*innen nach ihrer „Reisekasse“ für Besuchsprogramme gefragt werden, wenn die Bildungs-
ausflüge es gemäß Reiseziel und Thematik möglich machen, diese mit nutzen zu können.

Handlungsempfehlungen:

•	 Förderung von Programmen für geflüchtete und eingewanderte Frauen und Mädchen.

•	 Programme zur Entwicklung von Toleranz gegenüber unterschiedlichen sexuellen Orientierungen.

•	 Sensibilisierung der Wahrnehmung und des Bewusstseins für patriarchale Gewaltstrukturen im Alltag.

•	 Sozialpolitische Gegenmaßnahmen zur wachsenden sozialen Ungleichheit.

•	 Eine bessere personelle und finanzielle Ausstattung der städtischen Gleichstellungsstellen und der  
   Frauenberatungsstellen wird von eigen Interviewten gewünscht.

•	 Wissenschaftliche Begleitung von Gleichstellungsprogrammen durch Evaluationen und Forschungsprojekte an den   
   Hochschulen.
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3.9 	Handlungsfeld Politische Bildungsarbeit

Das Bild der rechtsextremen Szene ist heute moderner als je zuvor. Jugendliche sind zur wichtigsten 
Zielgruppe des Rechtsextremismus geworden. Jugendliche werden oft von der alles andere als altba-
cken daher kommenden Erlebniswelt Rechtsextremismus und Rassismus angesprochen. „Kamerad-
schaft“, Zusammenhalt in unsicheren Zeiten sind Werbebotschaften, die in Verbindung mit Symbolen 
und Aktionsformen sowie rechtsextremistischen Medien für Jugendliche und rechtsextremen CD’s, 
Comics, Graffitis, Schülerzeitungen, Internetseiten, Profilen und Clips in Online-Communitys eine 
große Faszinationskraft und Attraktivität ausstrahlen. Musik und Websites spielen dabei eine heraus-
ragende Rolle. Es gilt hier insbesondere, die multimediale mobilisierende Präsenz der rechten Szene 
mit ihren ködernden Agitationstechniken und politischen Botschaften sichtbar zu machen.

An dieser Stelle gilt es, neue Methoden und Ansätze in Schulen, Jugendeinrichtungen, Volkshoch-
schulen und Wohlfahrtsverbänden zu finden, um in der schulischen und außerschulischen Bildungs-
arbeit mit Jugendlichen den kritischen Blick auf Rassismus und Rechtsextremismus zu schärfen und 
die rassistischen und nazistischen Strategien zu entlarven. Es gilt, entsprechende für Jugendliche 
geeignete Projekte und Ansprechformen zu finden.

Bildungsarbeit ist Präventionsarbeit. Es gilt, Menschen und primär Jugendliche in die Lage zu verset-
zen und zu sensibilisieren, den menschenverachtenden Charakter rechtsextremistischer Angebote zu 
entschlüsseln. Politische Bildung fällt in einer offenen Gesellschaft dann auf fruchtbaren Boden, wenn 
Menschen sich ernstgenommen wissen und eine Verbesserung ihrer Lebenslage verspüren. Durch 
gezielte Angebote der außerschulischen Bildungsarbeit in ausgewählten Quartieren kann zudem eine 
Stärkung von strukturschwachen Regionen initiiert und gefördert werden, wenn populistische und 
alltagsrassistische Parolen und Einstellungen entlarvt und vermieden werden.

Eine offene, freie und tolerante Gesellschaft muss ständig gefördert werden, sie ist keine Selbst-
verständlichkeit. Neben herkömmlichen Veranstaltungen sind auch multimediale Aktionen und 
ungewöhnliche Formen der Öffentlichkeitsarbeit zu überlegen. Denkbar sind z.B. Plakataktionen auf 
Litfaßsäulen vor Einkaufszentren, auf denen Menschen und Familien aus der Nachbarschaft als gute 
Beispiele abgebildet werden. Oder Kochvideos mit lokalen Prominenten (nach dem Beispiel „alfredis-
simo“ von Alfred Biolek), wo lockere Gespräche mit lokalen Prominenten zu verschiedenen Themen 
geführt werden. Anschließend können diese z. B. auf YouTube veröffentlicht werden.

Auch die Arbeit bei und unter den Trägern wie Wohlfahrtsverbänden, Kirchen, Glaubensgemeinschaf-
ten und kommunalen Einrichtungen sollte im Hinblick auf die Stärkung demokratischer Kompetenzen 
durch Vernetzung und gemeinsame Fortbildungen gestärkt werden.

„Man könnte über Aufklä-
rungsaktionen gegen All-
tagsrassismus nachdenken. 
Insbesondere auch in den 
sozialen Netzwerken.“ 

„In den Ortsteilen mit hohem 
Stimmenanteil der AfD (z.B. 
Hattingen-Welper) müsste 
mehr Aufklärungsarbeit statt-
finden.“

„Ich finde es besonders 
wichtig, dass man mehr Leute 
erreicht.“                  (Schüler*in)

„Medizin und Bildung. So 
etwas muss es für alle Men-
schen geben.“    (Geflüchtete*r)

Bildung ist für mich ein 
Schlüssel gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus, 
der immer weiter ausgebaut 
werden muss. 

Politiker*in im persönlichen 
Interview.
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3.10

Handlungsempfehlungen:

•	 Rechtsextremismusprävention ist vor allem Demokratieerziehung: Aufklärung und Politische Bildungsarbeit sollten 
   durch Informationsangebote, Tagungen und Schulungen der Multiplikator*innen wie Lehrer*innen, Jugendhelfer*innen 
   gestärkt und gefördert werden.

•	 Demokratie braucht Erinnerung und Vorbilder: Multiplikator*innen und Vorbilder sollten stärker in die schulische und 
   außerschulische Bildungsarbeit vor Ort eingebaut werden.

•	 Demokratie braucht Werte: Begegnungen unterschiedlicher Gruppen organisieren und Orte für fruchtbare (auch 
   kritische und kontroverse) Auseinandersetzung schaffen.

•	 Demokratie braucht Empathie für die Betroffenen: Ängste und Sorgen der Bürger*innen in die Bildungsarbeit aufnehmen.

•	 Vernetzung der Akteure und Institutionen fördern.

•	 Infrastruktur und Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement verbessern.

3.10	 Handlungsfeld Wissenschaft, Forschung, Hochschule

Der Bereich Politikwissenschaft der Fakultät für Kulturreflexion – Studium fundamentale an der 
Universität Witten/Herdecke hat sich entschlossen, an der Entwicklung eines Handlungskonzepts 
gegen Rassismus und Rechtsextremismus für den EN-Kreis teilzunehmen, koordiniert durch 
die drei Volkshochschulen VHS Ennepe-Ruhr-Süd, VHS Witten | Wetter | Herdecke sowie VHS 
Hattingen. Gemäß des Handlungsfelds „Wissenschaft, Forschung und Hochschule“ konzentriert 
sich die Beteiligung auf den Zusammenhang von Forschung, Lehre und sozialem Engagement 
der Studierenden. Durch ein Lehrforschungsprojekt „Handlungskonzepte gegen Rassismus 
und Rechtsextremismus“, das im Wintersemester 2017/18 und Sommersemester 2018 für die 
verschiedene Studiengänge der Universität angeboten wurde, konnten diese drei Bereiche 
aufeinander bezogen und dadurch ein Mehrwert für die Studierenden und Praxispartner erreicht 
werden. Das Lehrforschungsprojekt fokussierte auf das praxisrelevante Forschen, indem die 
Seminarteilnehmer*innen ein Handlungsfeld auswählten und hierauf bezogen ein Erkenntnis- 
interesse und eine Fragestellung bildeten. Im Wintersemester 2017/18 kamen so insgesamt vier 
studentische Forscher*innengruppen (jeweils 4-5 Studierende) mit den folgenden Forschungsfra-
gen zustande:
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1.	 Wie gestaltet sich der Austausch von kommunaler Kinder- und Jugendarbeit im 
	 Ennepe-Ruhr-Kreis mit landesgeförderten Projekten gegen Rassismus?

2.	 In welchen sozialen Milieus ist Rassismus besonders verbreitet und welche Bedeutung 	
	 haben hierbei regionale Phänomene im Ennepe-Ruhr-Kreis? 

3.	 Finden sich kulturrassistische Stereotype in Integrationskonzepten des Ennepe-Ruhr-Kreises 	
	 und welche politisch-administrative Bedeutung haben diese?

4.	 Welche rassistischen Einstellungen zeigen Schüler*innen und welche Präventionskonzepte 	
	 der politischen Bildung verfolgen Lehrer*innen an Gymnasien im Ennepe-Ruhr-Kreis?

Sämtliche Gruppen erarbeiteten zunächst Projektberichte aus theoretisch-analytischer Perspek-
tive und stellten ihre Forschungsvorhaben bei der Regionalkonferenz am 28. November 2017 
vor. Der besonders gelungene Forschungsbericht der Gruppe 2 aus dieser Phase ist im Anhang 
aufgeführt15. Die Gruppen 2 und 4 nahmen auch an der Fortsetzung des Lehrforschungsprojekts 
im Sommersemester 2018 teil, um für die Beantwortung ihrer Forschungsfragen zusätzlich em-
pirische Daten zu erheben. Die empirischen Datenerhebungen sind zum Zeitpunkt der Fertig-
stellung des Handlungskonzepts noch nicht gänzlich abgeschlossen. Die Gruppe 2 führt eine 
repräsentative Bürger*innenbefragung und die Gruppe 4 sowohl eine Vollerhebung der Schü-
ler*innen des städtischen Gymnasiums Friedrich-Harkort als auch eine Expert*innenbefragung 
der Lehrer*innen aus dem Bereich der politischen Bildung durch.

Im Rahmen des Lehrforschungsprojekts haben sich die Studierenden mit den Phänomenen 
Rassismus und Rechtsextremismus forschend beschäftigt und zugleich ihre Forschungsvorha-
ben und gewonnenen Erkenntnisse in die Gesellschaft getragen. Insofern haben sie sich sowohl 
politikwissenschaftlich als auch politisch engagiert. So sensibilisiert erfahren sie sich selbst als 
Forscher*innen, die ihre Erkenntnisinteressen mit praxisrelevanten Bezügen koppeln können, um 
als besondere Expert*innen in diesem Bereich (und darüber hinaus) sozial wirken zu können.

Handlungsempfehlung:

•	 Bei der Arbeit gegen Rechtsextremismus und Rassismus sollte auf verschiedenen Ebenen eine Kooperation mit der 
   einzigen Universität des Kreises, der Universität Witten/Herdecke, angestrebt werden.

15  Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis. 
Eine Milieustudie. Siehe Seite 131 
im Anhang.
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4.1

4.	 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen
4.1 	Konzeptionelle Umsetzung

Das integrierte Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus für den 
Ennepe-Ruhr-Kreis geht von folgendem (für ganz NRW geltendem) Leitziel aus:

„Der Ennepe-Ruhr-Kreis handelt geschlossen für ein respektvolles gesellschaftliches 
Miteinander gegen Rechtsextremismus und Rassismus.“

Im Folgenden geht es um eine stärkere Strukturierung und Systematisierung der bisher erzielten 
Ergebnisse und Befunde. Dabei werden, ausgehend von dem übergeordneten Leitziel, vier Säulen 
benannt und skizziert, die die bisherigen Ergebnisse systematisieren und zugleich als strategische 
Ziele dienen, um daraus die wichtigsten zehn Handlungsempfehlungen abzuleiten. Diese werden 
abschließend anhand von elf Indikatoren konkretisiert. 

„Meiner Meinung nach wird fast nichts unternommen. Man könnte große Aufkleber aufkleben, mit denen 
man die Angst/Wut/Trauer/Verzweiflung der Betroffenen verdeutlicht. Man könnte mehr Polizisten in 
diesem Bereich einsetzen … Außerdem könnten bei der Arbeit und an den Schulen über rechtsextreme 
Menschen und deren Handeln aufgeklärt werden.“			                             Online-Befragung

„Mehr aufsuchende, zugehende Sozialarbeit an Brennpunkten; mehr Polizeipräsenz. Mehr politische 
Bildung in der Schule anstatt der „Pisaisierung des Schulsystems“, mehr Kommunikation zwischen 
politischen Entscheidungsträgern und den Wählern, Aufstockung der finanziellen Mittel bspw. für Prä-
vention, Aussteigerprogramme, Förderung der hier ansässigen Bevölkerung.“	           Online-Befragung

„Aufklärungsarbeit über z.B. die Identitäre Bewegung, konsequente Anzeigen von rechter Hetze in loka-
len Facebook-Gruppen, an politischer Bildung mangelt es im ganzen Kreisgebiet in vielen Schichten der 
Gesellschaft. Die Sozialsysteme reichen nicht mehr aus, um in den Menschen keinen Neid, Hass oder 
Missgunst mehr hervorzurufen. Es gibt sicherlich einige Tausend Menschen im Kreis, die gesellschaft-
lich und finanziell abgehängt sind. Das ist der Nährboden von rechter Politik.“	           Online-Befragung

„Mehr Aufklärung und Projekte in Schulen und Sportvereinen gegen Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit sowie für mehr Toleranz und Respekt.“			            		            Online-Befragung

„Man könnte mehr dafür sorgen, dass einigen Menschen deutlicher gemacht wird, dass jeder Mensch 
gleich ist und man ihn nicht anders behandeln sollte nur weil er muslimisch, schwul oder transsexuell 
ist oder in der Art (also anders als der „typische“ Deutsche). Manchmal bekomme ich das Gefühl, dass 
solche Menschen ausgegrenzt werden, auch wenn man es nicht beabsichtigt. Vielleicht könnte man 
diese Region bunter gestalten, denn der Regenbogen steht ja sozusagen für diese Freiheit. Oder man 
könnte Plakate aufhängen.“						                Online-Befragung

„Ich finde, es kann nie schaden, dass mehr gegen Rechtsextremismus getan wird und besonders
in den frühen Lebensjahren von Kindern Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus gemacht wird 
und diese vorsichtig aufgeklärt werden (Mitte Grundschule).“			             Online-Befragung
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Abbildung 4: Leitbild – Strategische Ziele – Handlungsempfehlungen
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4.1

Erfolgreiche Präventionsarbeit, wie in der ersten Säule beschrieben, muss so früh als möglich 
einsetzen, um rassistische und rechtsextreme Einstellungen zu verhindern bzw. bereits vorhandene 
Einstellungen zu revidieren. Prävention ist dabei mehr als Faktenwissen. Die Bandbreite des Bereichs 
„Vorbeugen“ reicht von der schulischen Bildung über Aus- und Fortbildungen bis hin zu speziellen 
Maßnahmen, um Sensibilität und Wachsamkeit sowie eine humane und demokratische Orientierung 
bei Kindern und Jugendlichen zu unterstützen. Prävention hilft, Probleme zu vermeiden, bevor sie 
entstehen. Deshalb müssen unerwünschte Erscheinungen möglichst konkret und aktuell benannt 
und bekannt sein, um effektiv gegensteuern zu können. Die erste Säule spielt deshalb innerhalb des 
Handlungskonzepts eine besonders wichtige Rolle. 

Um präventiv oder als Reaktion auf Aktivitäten der rechten Szene tätig zu werden, sind Fortbildungen 
oder Informationsveranstaltungen unerlässlich. Ob im Lehrerkollegium, in der Verwaltung oder für 
zivilgesellschaftliche Initiativen, es gibt zu vielen Themen Vorträge oder Workshops, die von unter-
schiedlichen Einrichtungen oder Institutionen angeboten werden. Schulungen zu rechter Symbolik, 
rechtsextremer Ideologie oder Argumentationstrainings gegen rassistische Stammtischparolen bilden 
häufig den Anfang der inhaltlichen Auseinandersetzung.

Die zweite Säule „Unterstützung“ umfasst die bereits vorhandenen umfangreichen Beratungs-
angebote vor Ort und in NRW sowie Deradikalisierungsmaßnahmen. Zielgruppen, Akteure und 
Orte werden benannt, um spezifische Antworten im Ennepe-Ruhr-Kreis geben zu können. Greifen 
verschiedene Handlungsstrategien ineinander, können Rechtsextremismus und Rassismus zurück-
gedrängt werden. Mobile Beratung, Opferberatung und Register liefern ein detailliertes Bild zu den 
Erscheinungsformen des Rechtsextremismus und helfen dabei, weitere Handlungsstrategien in den 
Kommunen zu entwickeln. Träger der politischen Bildung wie AWO, Caritas, Diakonie, Kirchen, Glau-
bensgemeinschaften und Volkshochschulen vermitteln die Inhalte, die für die Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus nötig sind. Unerlässlich für eine erfolgreiche Strategie bleibt dabei die Arbeit von 
Engagierten vor Ort, die durch eine Kommune resp. den Kreis unterstützt werden sollten.

Die dritte Säule „Vernetzen“ ist insbesondere aus Kreisperspektive elementar, um die bereits vorhan-
denen Aktivitäten in den neun Kommunen des Kreises sinnvoll zu bündeln und weitere als notwendig 
erachtete Schritte der Vernetzung einzuleiten. Hierbei wird es darum gehen, sowohl die Gemeinsam-
keiten zu stärken als auch erkannte Defizite mit entsprechenden Lösungsansätzen zu präsentieren. 
Wie ein solches Netzwerk aufgebaut werden könnte, findet sich in der Konkretisierung zur Handlungs-
empfehlung „Kreisweites Netzwerk“. Verschiedene Optionen der Federführung und Verantwortlichkei-
ten werden benannt.

Die vierte Säule „Demokratie fördern“ setzt positive Signale, versucht Menschen auch mit unter-
schiedlichen Einstellungen zusammenzubringen. Vorbilder, Förderung von Zivilcourage und von 
bürgerschaftlichem Engagement spielen dabei eine besondere Rolle. Manche Projektideen auf lokaler 
Ebene sind bereits in den Kommunen des Ennepe-Ruhr-Kreises  in den letzten Jahren umgesetzt 
worden. So war Witten Teil des Bundesprogramms „TOLERANZ FÖRDERN - KOMPETENZ STÄR-
KEN“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend; zurzeit sind Gevelsberg, 
Hattingen und Witten Teil des aktuellen Bundesprogramms „Demokratie leben!“. Dabei werden bereits 
gemeinsame Aktionen und Vorhaben von Kommunalpolitik, Verwaltung und Zivilgesellschaft erarbei-
tet. Für die Dauer von einigen Jahren (Laufzeit bis 2019, danach in Aussicht gestellte Regelförderung) 
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16  Nicht alle rassistischen und fremdenfeindli-

chen Handlungen und Einstellungen lassen sich 

durch vorbeugende, unterstützende und vernetz-

te Strukturen verhindern. Deshalb gehören das 

konsequente Eingreifen und repressive Maßnah-

men gegen extremistische Aktionen und politisch 

motivierte Straftaten unverzichtbar zum Kanon 

einer wehrhaften Demokratie. Die mögliche fünfte 

Säule „Eingreifen und Repression“ mit den Stich-

worten „Beobachtung durch Verfassungsschutz, 

Polizeiliches Einschreiten, Vereinigungs- und 

Parteiverbote, Ausschluss von der Parteifinanzie-

rung, Strafverfolgung, Strafvollzug, Öffentlicher 

Dienst“ entzieht sich i. d. R. jedoch kommunaler 

Verantwortung und Beeinflussung und wird im 

hier vorliegenden Entwurf deshalb auch nicht wei-

ter verfolgt. Zudem spielte dieses Handlungsfeld 

bzw. diese Säule im bisherigen Entwicklungspro-

zess in den Workshops und Interviews nur eine 

sehr marginale Rolle.

17  Damit die weiteren Ideen und Vorschläge 

nicht untergehen, werden diese im Anhang 

unter „Übersicht aller Handlungsempfehlungen“ 

stichwortartig in Kapitel 5.3 aufgeführt. 

18  Jenseits von professioneller Beratungs- und 

Bildungsarbeit ist auf kommunaler Ebene die 

Vernetzung und Unterstützung von Engagierten 

notwendig, will man Rechtsextremismus lang-

fristig und effektiv zurückdrängen. Zivilgesell-

schaftliche Akteure genießen durch die lokale 

Verankerung oftmals mehr Glaubwürdigkeit als 

externe Expert*innen. Besonders erfolgreich sind 

lokale Bündnisse und Initiativen, in denen sich 

neben Anwohner*innen und zivilgesellschaftli-

chen Akteuren auch Lokalpolitik und Verwaltung 

einbringen. Aktivitäten, die zum Mitmachen anre-

gen und einen niedrigschwelligen Zugang bieten, 

sich gegen Neonazis zu positionieren, erzielen 

i.d.R. die größten Mobilisierungserfolge.

versuchen die drei Kommunen im Zusammenspiel der Ebenen eine „lokal integrierte Strategie“ umzu-
setzen, die der Zurückdrängung von Rechtsextremismus und Rassismus dient und die die Akzeptanz 
von Vielfalt und Demokratie fördert. Diese Erfahrungen und Kompetenzen gilt es zukünftig auf Kreise-
bene zu überführen, um Synergien zu ermöglichen, Potenziale zu stärken.

Die vier Säulen „Vorbeugen, Unterstützen, Vernetzen und Demokratieförderung“  bilden als strategi-
sche Ziele den zentralen Kern des hier vorgeschlagenen Handlungskonzeptes16. Daraus wiederum 
werden konkrete Handlungsempfehlungen und Handlungsziele abgeleitet, die aus den Befragun-
gen und Workshops generiert wurden. 
 

4.2 	Konkrete Handlungsempfehlungen

Insgesamt fanden über 100 kleine und große Vorschläge und Projektideen Eingang in den Entste-
hungsprozess des Handlungskonzeptes17. Die im Folgenden vorgestellten Handlungsempfehlungen18  
sind eine Auswahl nach der in den Workshops erfolgten Priorisierung aufgrund der Ergebnisse der 
Regionalkonferenz und der weiterführenden Diskussion in den anschließenden Arbeitskreisen, Work-
shops und Interviews. Es ergeben sich bis zur jetzigen Prozessphase neun (bzw. mit der Universität 
Witten/Herdecke zehn) Handlungsfelder, ein Leitziel, vier strategische Ziele und zehn von uns ausge-
wählte Kernvorschläge. Es wird die zukünftige Aufgabe in der zu erfolgenden Umsetzungsphase sein, 
die Handlungsempfehlungen weiter zu verfolgen und nach Möglichkeit zu realisieren.

Übersicht „Top Ten“ der Handlungsempfehlung

 „Weitreichende Aufklärung ist notwendig, dass wir in einer Migra-
tionsgesellschaft leben. Konsequentes Einschreiten von Zeugen 
und Behörden, öffentliche Wahrnehmung verbessern, das Problem 
bewusst machen, aufklären.“		          Online-Befragung

„Es könnten häufiger Demonstrationen stattfinden, um gegen 
Rassismus Position zu beziehen. Außerdem sollte von Fällen von 
Diskriminierungen, Rassismus oder rechtsextremen Beleidigun-
gen je nach Härte deutlicher in den Medien berichtet werden. In 
den Schulen kann man Fördergelder bereitstellen und Gemein-
schaftsprojekte (z.B. zwischen den beiden Hattinger Gymnasien) 
zum Thema anregen.“
			    Online-Befragung



54

4.2

Tabelle 3: „Top Ten“ der Handlungsempfehlungen

Handlungsempfehlungen gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis Erläuterung

1
Kreisweite Gesamtstrategie herstellen: 

Prävention – Support – Networking – Demokratie fördern  
Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus als Querschnittsaufgabe verstehen.

Handlungs-
konzept 

S. 56

2

Kreisweites Netzwerk zur Bekämpfung von Rassismus  
und Rechtsextremismus initiieren

Professionelle Vernetzung zwischen kommunalen Akteuren moderieren – Austausch stärken – 
Koordinierungs-, Anlauf- und Beratungsstelle schaffen (feste Beratungszeiten, regelmäßige Tagungen, 

Konferenzen und Runde Tische). 

Handlungs-
konzept 

S. 57

3

Beratungsinfrastruktur aufbauen und bekannt machen                                                                             
Fachstellen/Ombudsleute benennen - Frühwarn- und Ampelsystem (Monitoring) mit fester Anlaufstelle/ 

Beschwerdestelle und regelmäßigem Austausch mit Schulen, Quartieren und Kommunen (Verwaltung, Polizei, 
Jugendhilfe…) – Verstetigung der Berichterstattung über rassistische und rechtsextreme Einstellungen und 

Handlungen im Ennepe-Ruhr-Kreis.

Handlungs-
konzept 
S. 58 f.

4

Präventions- und Bildungskonzept mit kontinuierlichen 
Aus- und Fortbildungsangeboten entwickeln        

Jährliches Angebot zu Gewaltpräventionstrainings, Argumentationstraining gegen Stammtischparolen, Medien-
bildung, interkulturelle Wissensvermittlung und Trainings, Erinnerungskultur, Gedenkstättenpädagogik etc. für 

Schulen, Verwaltungen, Erwachsenenbildung, Betriebe, Ehrenamtliche etc.

Handlungs-
konzept 
S. 60 ff.

5
Öffentlichkeitsarbeit verstetigen                                                                                                                    

Sensibilisierung und Aufklärung über rassistische und rechtsextreme Erscheinungsformen –               
Informationsportal und Internetplattform herstellen – soziale Medien nutzen.

Handlungs-
konzept    
S. 63 f.

6 Vorbilder und starkes bürgerschaftliches Engagement fördern 
Starke Bürgergesellschaft – Beteiligungsmöglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger stärken.

Handlungs-
konzept    

S. 65

7 Stärkung der Entwicklung von Zivilcourage 
Anregung für Auszeichnungen – Selbstverpflichtung für Institutionen und Unternehmen gegen Rassismus.

Handlungs-
konzept 
S. 66 f.

8
Sport, Sportler und Sportvereine 

als tragende Säule fördern und unterstützen 
Förderprogramme des LSB und KSB implementieren. 

Handlungs-
konzept 

S. 68

9 Dialog der Kulturen und Religionen fördern
Handlungs-

konzept 
S. 69

10 Best Practice Beispiele fördern
Ggf. in andere Kommunen/Quartiere übertragen.

Handlungs-
konzept 

S. 70
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Konkrete Umsetzung der zehn Handlungsempfehlungen

Im Folgenden werden, abgeleitet von den oben aufgeführten zehn grundlegenden Empfeh-
lungen, konkrete in Workshops und Befragungen vorgeschlagene Handlungsempfehlungen in 
einem Raster näher beschrieben und erläutert. Es handelt sich i. d. R. um kurzfristig realisierbare 
Vorschläge, die zum Teil mit bereits vorhandenen Ressourcen und Akteuren, zum Teil mit relativ 
geringem Kostenaufwand, im Ennepe-Ruhr-Kreis und in den neun Kommunen als sichtbares 
Zeichen gegen Rassismus und Rechtsextremismus umzusetzen wären.

Die ersten drei Handlungsempfehlungen sind für die strukturelle 
und konzeptionelle Umsetzung des Handlungskonzeptes von 
besonderer Relevanz:

	 1.	 Kreisweite Gesamtstrategie gegen Rassismus und Rechtsextremismus herstellen.
	 2.	 Kreisweites Netzwerk zur Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus initiieren.   
	 3.	 Beratungsinfrastruktur aufbauen und bekannt machen.    

Wenn es gelingt, zeitnah eine kreisweite Gesamtstrategie mit einem kreisweiten Netzwerk und 
einer entsprechenden Beratungsstruktur aufzubauen, können die konkreten weiteren Hand-
lungsempfehlungen wesentlich leichter und schneller umgesetzt und möglicherweise kreisweit 
implementiert werden. 
Zu diesen Handlungsempfehlungen zählen:
 
	 4.	 Präventions- und Bildungskonzept mit kontinuierlichen Aus- und Fortbildungsangeboten entwicken.
	 5.	 Öffentlichkeitsarbeit verstetigen.
	 6.	 Vorbilder und starkes bürgerschaftliches Engagement fördern.
	 7.	 Stärkung der Entwicklung von Zivilcourage.
	 8.	 Sport, Sportler und Sportvereine fördern und unterstützen.
	 9.	 Dialog der Kulturen und Religionen fördern.
	10.	 Best Practice Beispiele übertragen und fördern.

Zu den Handlungsfeldern vier bis zehn werden beispielhaft konkrete praxisnahe Projektvorschläge 
gemacht, die zeitnah und ohne großen Kostenaufwand zu realisieren sind. Die Projektvorschlä-
ge können und sollten auch jederzeit durch weitere Ideen und Vorschläge, die im Rahmen des 
Entstehungsprozess gemacht worden sind19, ergänzt, ausgebaut und erweitert werden.

19  siehe im Anhang insbesondere die 

Auswertungen der beiden Befragungen in den 

Kapiteln 5.1 und 5.2.
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  1.	 Handlungsempfehlung: 

Kreisweite Gesamtstrategie gegen Rassismus und Rechtsextremismus herstellen 

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Das verabschiedete Handlungskonzept gegen Rassismus und Rechtsextremismus muss 
relativ schnell mit Leben gefüllt werden. Ausgehend von den vier strategischen Zielen 
„Vorbeugen, Unterstützen, Vernetzen und Demokratieförderung“ sollten Handlungsemp-
fehlungen des Handlungskonzeptes kurz- und mittelfristig umgesetzt werden: In Abspra-
che mit den neun Kommunen sowie den wichtigsten zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und Einrichtungen sollten konkrete Handlungsempfehlungen ausgewählt und umgesetzt 
werden. Ein entsprechender Zeit- und Aktionsplan mit klarer Aufgabenverteilung sollte 
gemeinsam aufgestellt werden. 

Zielgruppen 1.	 Kommunen, Kreis und die am Entstehungsprozess beteiligten Akteure.
2.	 Alle Einwohner*innen im Ennepe-Ruhr-Kreis.
3.	 Speziell Kinder und Jugendliche in der schulischen und außerschulischen 
        Präventionsarbeit.
4.	 Multiplikator*innen und Vorbilder aus dem EN-Kreis.

Ziel der Maßnahme Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus sowie Aufklärung gegen Populis-
mus und Stammtischparolen. Bei der Umsetzung könnten auch auf die bereits vorhande-
nen Akteure und Gremien von NRWeltoffen zurückgegriffen werden.

Beschreibung der 
Maßnahme

1.	 Schaffung von Verantwortlichkeiten, Gremien und Netzwerken
2.	 Auswahl der umzusetzenden Handlungsempfehlungen
3.	 Evaluation der Handlungsempfehlungen
4.	 Aufstellung, Anpassung und Überarbeitung von strategischen Zielen und 
        Handlungsempfehlungen 

Ausrichtung Übergreifend werden alle vier strategischen Ziele mit in die Umsetzung eingebunden.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Die Vernetzung der verschiedenen Akteure und die Delegation von Verantwortung für die 
jeweiligen Handlungsempfehlungen bilden den Kern der Gesamtstrategie. Der Prozess 
resp. der weitere Handlungsprozess sollten schnell „ins Laufen kommen“.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab 2019 - zeitnah.

Ansprechpartner*innen Offen

4.2
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  2. 	 Handlungsempfehlung: 

Kreisweites Netzwerk zur Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus initiieren           

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Verstetigte Vernetzung zwischen kommunalen und zivilgesellschaftlichen Akteuren mo-
derieren – Austausch stärken – Koordinierungs-, Anlauf- und Beratungsstelle(n) schaffen 
(feste Beratungszeiten, regelmäßige Tagungen, Konferenzen und Runde Tische).

Zielgruppen 1.	 Alle am Entstehungsprozess beteiligten Akteure und Institutionen sowie weitere   
         interessierte zivilgesellschaftliche Akteure und Organisationen.
2.	 Schulische und außerschulische Träger wie Schulen, Jugendzentren, offene 
        Jugendhilfe, Jugendträger, Sportvereine, Wohlfahrtsverbände, Kirchen und 
        Glaubensgemeinschaften etc.

Ziel der Maßnahme Ausgehend von der Gesamtstrategie sollte ein kreisweites Netzwerk geschaffen werden, 
das in enger Anbindung an den Ennepe-Ruhr-Kreis und an die Kommunen für die Ge-
samtstrategie und die Umsetzung des Handlungskonzeptes verantwortlich ist. 

Beschreibung der 
Maßnahme

Analog zu den Beteiligungsformen im Rahmen von „Demokratie leben“ – Demokratie-
konferenz, Begleitausschuss, Jugendforum – sollten kreisweite und/oder interkommuna-
le Netzwerke/Gremien/Aktionsbündnisse unterschiedlicher Größenordnungen geschaf-
fen werden, um konkrete Umsetzungsschritte, angelehnt an die vier strategischen Ziele 
der hier vorgelegten Handlungskonzeption, zu beschließen und zu initiieren.

Ausrichtung Die dritte Säule des Handlungskonzeptes lautet „Vernetzen“. Das strategische Ziel 
“Vernetzung“ ist elementar für alle im Rahmen der Handlungskonzeption umzusetzen-
den Handlungsempfehlungen. „Struktur und Menschen“ bilden die beiden Pfeiler eines 
Netzwerks zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus 

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Alle im Netzwerk vertretenen Akteure und Institutionen. Weitere Verbreitung über 
analoge und digitale Medien. Gezielte Öffentlichkeits- und Netzwerkarbeit.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab 2019 – zeitnahe Umsetzung erforderlich.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Bereits vorhandene Kooperationen, kommunale Netzwerke, Runde Tische zur Willkom-
menskultur, Begleitausschüsse im Rahmen von „Demokratie leben“, Aktionsbündnisse, 
antifaschistische, kirchliche und zivilgesellschaftliche Arbeitskreise können als Basis für 
den Aufbau des Netzwerkes dienen.
Hinzu kommen die im Laufe des Entstehungsprozess dieses Handlungskonzeptes 
generierten Kontakte (z. B. Universität Witten/Herdecke, Beratungsstellen außerhalb des 
Ennepe-Ruhr-Kreises, zivilgesellschaftliche Akteure etc.).

Ansprechpartner*innen Offen
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	3. 	 Handlungsempfehlung: 

Beratungsinfrastruktur aufbauen und bekannt machen

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

1.	 Unterstützungs- und Beratungsangebote sollten nach Zielgruppen und thematischen 
        Schwerpunkten systematisiert und veröffentlicht werden.
2.	 Feste Anlaufstelle(n) mit klaren Zuständigkeiten schaffen.
3.	 Frühwarn – und Ampelsystem über Problemlagen, Befunde, rassistische und 
        rechtsextreme Handlungen und Aktionen im Ennepe-Ruhr-Kreis schaffen.

Zielgruppen 1.	 Opfer- und Angehörige
2.	 Täter: Ausstiegsberatung
3.	 Schulische und außerschulische Einrichtungen: Multiplikator*innen wie Lehrer*innen, 
        Sozialpädagog*innen, Psycholog*innen…
4.	 Jugendliche

Ziel der Maßnahme 1.	 Verstetigung der Berichterstattung mit einer festen Anlaufstelle über rassistische 
        und rechtsextreme Einstellungen und Handlungen im Ennepe-Ruhr-Kreis 
2.	 Regelmäßiger Austausch mit Schulen und außerschulischen Einrichtungen  über 
        die Situation vor Ort (ggf. über das kreisweite Netzwerk).
3.	 Informations- und Beratungsangebote für die o. a. Zielgruppen erstellen und entwickeln.
4.	 Ggf. Fortbildungsangebote und Aktionen für spezifische Problemlagen (bspw. 
        besonders starker Rassismus oder Rechtsextremismus in einzelnen Quartieren 
        oder Schulen, Umgang mit Internet und sozialen Medien…) entwickeln.

Beschreibung der 
Maßnahme

Um zukünftig noch passgenauere Handlungsempfehlungen und Projekte zur Bekämp-
fung von Rassismus und Rechtsextremismus im Ennepe-Ruhr-Kreis entwickeln zu 
können, ist eine bessere Daten- und Informationslage als jetzt erforderlich. Wie sieht 
die Lage vor Ort aus, was (ist) passiert, was kann getan werden? Wo liegen Probleme? 
Dazu muss die Berichterstattung zukünftig verstetigt und analysiert werden.
Es sind – ausgehend von den in den ersten beiden oben skizzierten Handlungsempfeh-
lungen „Gesamtstrategie und Netzwerk“ – zukünftig klare Zuständigkeiten zu schaffen. 
Es geht dann im nächsten Schritt um gezielte Informationsbeschaffung, deren Analyse 
und welche Konsequenzen daraus gezogen werden (sollten). Die ausgewerteten Infor-
mationen bilden dann die Grundlage, um gezielte Handlungsempfehlungen einleiten zu 
können. Dazu gehören bspw. eine gezielte Strategie im Umgang mit dem „aufgedeckten“ 
Rassismus über Aufklärungs- und Fortbildungsaktionen bis hin zu gezielt benötigten 
Informations- und  Beratungsangeboten für die o. a. Zielgruppen. 

Ausrichtung Die strategische Ausrichtung der zweiten Säule liegt auf der „Unterstützung“ in Form von 
Analyse, Information und Beratung.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Landesweit existieren bereits zahlreiche und vielfältige Beratungsinstitutionen und -struk-
turen zum Thema Rechtsextremismus- und Rassismusprävention, wie z. B. „BackUp“ 
berät Opfer rechter Gewalt, „Wegweiser“ unterstützt bei der Verhinderung des Einstiegs 
junger Menschen in extremistischen Salafismus, „NinA NRW“ und das „staatliche Aus-
steigerprogramm NRW“ beraten jeweils Ausstiegswillige aus der rechtsextremen Szene, 
„Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus NRW“.
Unterstützung bei der Vermittlung von Referent*innen im Themenfeld Rechtsextremis-
mus bundesweit leisten z.B. die oder das Antifaschistische Pressearchiv und Bildungs-
zentrum Berlin (apabiz).

4.2
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Beratungsinfrastruktur aufbauen und bekannt machen

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab 2019 möglich

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Da es eine Reihe von Beratungsstellen gibt, die i. d. R. außerhalb des Ennepe-Ruhr- 
Kreises liegen, bietet es sich an, über verstetigte Kontakte und einen regelmäßigen 
Austausch über engere Formen der Kooperation und entsprechende Beratungsangebote 
nachzudenken.

Ansprechpartner*innen Offen
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	4a. 	 Handlungsempfehlung: 

Präventions- und Bildungskonzept entwickeln 
Hier das Beispiel: Schulungen zu Rassismusarbeit

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Rassismusarbeit ist die gezielte und wirksame Intervention/Schulung zur Vermeidung 
und Verringerung von Rassismus.  Sie beinhaltet Anti-Mobbing-Training, Coolness-Trai-
ning, Deeskalationstraining, Diversity Management, Inter-/transkulturelles Lernen, Kons-
truktive Konfliktbearbeitung, Rassismuskritisches Training, Selbstbehauptung, Soziales 
Kompetenz-Training, Streitschlichtung an Schulen, Zivilcourage-Training – all diese 
Aspekte können Rassismusarbeit je nach regionalem oder individuellem Bedarf beinhalten.

Zielgruppen Schüler*innen, Lehrer*innen, Multiplikator*innen

Ziel der Maßnahme Durchführung von bedarfsgerechten Schulungen, um folgende Befähigungen zu erlangen: 
•	 das Erkennen und Benennen von (alltäglichen) rassistischen Situationen und Ereignissen, 
•	 die Überprüfung und Korrektur eigener Positionen, Rassismen und Widersprüchlichkeiten, 
•	 die Entwicklung und Erprobung von Interventionsmöglichkeiten in rassistischen Situationen, 
•	 die Entwicklung von deeskalierenden Maßnahmen, 
•	 die Erweiterung von deeskalierenden Verhaltens- und Handlungsrepertoires. 

Beschreibung der 
Maßnahme

Schulungen zum Erlangen oben genannter Fähigkeiten, Verständigung mit Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen darüber, dass Rassismus die Gleichwertigkeit von Menschen 
leugnet, um Menschen „minderen Wertes” scheinbar legitimiert schädigen und verletzen zu 
können. Rassismusarbeit soll zudem Zivilcourage entwickeln, fördern und erproben.

Ausrichtung Das Beispiel gehört zur vierten Handlungsempfehlung „Aufbau eines Präventions- und 
„Bildungskonzeptes“ für den Ennepe-Ruhr-Kreis und entspricht dem strategischen Ziel 
„Vorbeugen“. 

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

•	 Vernetzung von schulischen und außerschulischen Bildungsakteuren und -orten,
•	 Gewaltakademie Villigst,
•	 Amadeu-Antonio-Stiftung, 
•	 schule-ohne-rassismus.org ist das Internetportal von Schule ohne Rassismus – Schule 
   mit Courage, einem Projekt von Aktion Courage e. V.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Jährlich fortlaufende Angebote der schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Im EN-Kreis gibt es bereits Schulen ohne Rassismus sowie Friedensstifter-Schulen. 
Die Finanzierung erfolgte zum Teil über die Fördervereine der Schulen sowie über das 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“
Bei Bedarf kann kollegiale gegenseitige Beratung initiiert werden.

4.2
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Präventions- und Bildungskonzept entwickeln 
Hier das Beispiel: Schulungen zu Rassismusarbeit

Mögliche 
Ansprechpartner*innen

•	 Schule ohne Rassismus: Landeskoordination Nordrhein-Westfalen. Träger der 
   Landeskoordination Nordrhein-Westfalen ist der Trägerverbund Courage, bestehend 
   aus der Landesweiten Koordinierungsstelle Kommunale Integrationszentren (LaKi) und    
   der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Nordrhein-Westfalen.
   Kontakt: 
   Renate Bonow, Katharina Miekley, Julia Rombeck und Nora Schomacher
   Tel.: 02931 8252-14/ -09
   Fax: 02931 824 8248/ -49
   renate.bonow(at)bra.nrw.de
   katharina.miekley(at)bra.nrw.de
   j.rombeck(at)stadt-duisburg.de
   nora.schomacher(at)bra.nrw.de
•	 Amadeu Antonio Stiftung
   Novalisstraße 12
   10115 Berlin
   Tel.: +49 (0)30 240886-10
   info@amadeu-antonio-stiftung.de
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	4b. 	 Handlungsempfehlung: 

Präventions- und Bildungskonzept entwickeln 
Hier das Beispiel: Projekte zur Erinnerungskultur

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Initiierung von Gedenkstättenfahrten und Gedenkveranstaltungen 
(z. B. Stolpersteinverlegungen)

Zielgruppen Schüler*innen ab der 10 Klasse/Oberstufen 

Ziel der Maßnahme Einige Schulen nutzen bereits die Möglichkeit, Gedenkstätten wie Auschwitz oder Bu-
chenwald zu besuchen, und damit die Schrecken der Vernichtungslager als Folgen des 
rassistischen Weltbilds des nationalsozialistischen Regimes anders zu vermitteln, als es 
durch Geschichtsbücher möglich wäre.
Es gibt zahlreiche Berichte von Schüler*innen über den nachhaltigen Eindruck solcher 
Gedenkstättenfahrten.
Um den lokalen Bezug herzustellen, sollte als Vor- oder Nachbereitung solcher Fahrten 
die lokale nationalsozialistische Vergangenheit erforscht werden. Dies kann z. B. über 
bereits vorhandene Stolpersteine oder historische Orte (z. B. ehem. Synagogen) erfolgen.

Beschreibung der 
Maßnahme

Im Rahmen der Entwicklung einer Präventions- und Bildungskonzeption könnte dies ein 
Baustein sein.

Ausrichtung Teil und Beispiel der vierten Handlungsempfehlung „Aufbau eines Präventions- und 
„Bildungskonzeptes“ für den Ennepe-Ruhr-Kreis. 

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Mit lokalen weiterführende Schulen und/oder Stadtarchiven (Museen) sowie Büchereien 
der jeweiligen Kommunen könnte ein entsprechendes Netzwerk aufgebaut werden.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Jede*r Schüler*in sollte bis zum Schulabschluss einmal eine Gedenkstätte besucht 
haben.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

•	 Bildungspartner NRW – Gedenkstätte-Schule, 
•	 Erfahrungen lokaler Schulen,
•	 Stadtarchive, Büchereien,
•	 Museen.

Zusätzlich
benötigte
Ressourcen

Es gibt Fördergelder und Stiftungen, welche die Finanzierung von Gedenkstättenfahr-
ten möglich machen. Es sollte dringend darauf geachtet werden, dass Schüler*innen 
aus einkommensschwachen Familien ohne Hürden an den Fahrten teilnehmen können 
(normal: 20%iger Eigenanteil).

Förder- und 
Finanzmöglichkeiten

•	 Bildungsportal des Landes NRW (Informationen zur Antragstellung) 
   http://www.bildungspartner.schulministerium.nrw.de/Bildungspartner/
   Die-Bildungspartner/Förderung-von-Fahrten/
•	 Bundesverband deutscher Stiftungen

Mögliche 
Ansprechpartner*innen

Gedenkstättenfahrten: Johannes Versante, Bildungspartner NRW – Gedenkstätte-Schule
versante@bildungspartner.nrw
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	5a. 	 Handlungsempfehlung: 

Öffentlichkeitsarbeit verstetigen
Hier das Beispiel: Info-Broschüre und Website zum Bereich Antirassismus

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Info-Broschüre und Internetauftritt mit Adressen, Kurzbeschreibungen und thematischen Schwer-
punkten von Beratungsstellen, Bildungseinrichtungen, öffentlichen Institutionen und zivilgesellschaft-
lichen Vereinen, Gruppen und Projekten im Bereich antirassistisches Engagement.

Zielgruppen Menschen mit Beratungsbedarf: Betroffene und Opfer von Gewalt und Diskriminierung; potenti-
elle Aussteiger aus rechtsextremen Milieus; Schüler*innen, Lehrer*innen und Multiplikator*innen. 
Menschen, die sich gegen Rechtsextremismus und Rassismus engagieren wollen und Anschlüsse  
oder entsprechende Weiterbildung suchen. 

Ziel der Maßnahme Diese Handlungsempfehlung soll der Unterstützung der vorhandenen Beratungsträger, der zivilgesell-
schaftlich engagierten Gruppen und Bündnisse sowie der Institutionen, die Bildungs- und Erinnerungs-
arbeit leisten, dienen und kreisweit auf ihre Angebote in den neun Städten aufmerksam machen.

Beschreibung der 
Maßnahme

Um alle relevanten Informationen zum Themenbereich auf aktuellem Stand zusammenzufassen, wird 
eine kreisweite Info-Broschüre benötigt, die in den Ämtern, Stadtbüchereien, Bildungseinrichtungen 
etc. ausgelegt werden soll, damit möglichst viele interessierte Menschen erreicht werden können. 
Zusätzlich soll eine Website eingerichtet werden, auf der die Informationen aktuell gehalten und neu-
esten Entwicklungen angepasst werden. Diese Empfehlung einer Website trägt zugleich der allgemei-
nen Tendenz Rechnung, dass Schüler*innen und Jugendliche sich viel eher Informationen aus dem 
Internet holen als aus Druckerzeugnissen. Außerdem könnten im Kontext einer Website auch rechts-
extreme Vorfälle in eine interaktive EN-Landkarte eingetragen und somit laufend dokumentiert werden.

Ausrichtung Unterstützung der vorhandenen Institutionen und Gruppen durch zusammenfassende, kreisweite 
Öffentlichkeitsarbeit. Eine sehr brauchbare Handreichung dieser Art liefert beispielsweise die vom 
Kinder- und Jugendring der Stadt Bochum herausgegebene Broschüre „Antirassistisches Engage-
ment in Bochum“, April 2018.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – 
Kooperationen

Aktive aus NRWeltoffen und „Demokratie leben“ führen das Projekt in Kooperation mit den Volkshoch-
schulen durch. Als Kooperationspartner bieten sich Bildungs- und Beratungseinrichtungen an, die 
bereits entsprechende Informationen gesammelt haben. 

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Im Laufe des Jahres 2019.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Die bei den kreisweiten und städtischen Institutionen sowie den oben genannten möglichen Koope-
rationspartnern bereits vorhandenen Informationen können als Grundlage genutzt werden.

Mögliche
Ansprechpartner*innen

VHS Ennepe-Ruhr Süd, VHS Hattingen, VHS Witten ǀ Wetter ǀ Herdecke.
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	5b.  	 Handlungsempfehlung: 

Öffentlichkeitsarbeit verstetigen
Hier das Beispiel: Plakate und Transparente mit Slogans gegen Rechtsextremismus und Rassismus

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Aktive Öffentlichkeitsarbeit mit Plakaten und Transparenten, auf denen 
Slogans gegen Rechtsextremismus und Rassismus zu lesen sind.

Zielgruppen Alle Bürger*innen des EN-Kreises.

Ziel der Maßnahme Es geht zuerst einmal darum, deutlich „Flagge zu zeigen.“
Die Verbreitung von Plakaten, evtl. auch von Stickern und Buttons, soll die bereits beste-
hende Öffentlichkeitsarbeit ergänzen. Es soll damit eine aktive, sichtbare Öffentlichkeits-
arbeit betrieben und Aufklärung und Aktion miteinander verbunden werden.

Beschreibung der 
Maßnahme

Die anzufertigenden Großtransparente sollen von engagierten Gruppen bei den Stadt-
verwaltungen ausgeliehen werden können. Die jeweiligen Auftritte der Gruppen mit ei-
nem Transparent bei öffentlichen Gelegenheiten können mit dem Angebot an Info-Mate-
rialien und Diskussionen verbunden werden. Es sollten Fotos bei den Aktionen gemacht 
und den Lokalredaktionen der Tages- und Wochenzeitungen angeboten werden.

Ausrichtung Die Aktionen sollen auf die schulische und außerschulische Bildungsarbeit gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus aufmerksam machen und zeigen, dass es Gruppen 
gibt, die sich bereits engagieren und anderen Bürger*innen Mut machen, sich ebenfalls 
zu betätigen. Sie sollen gleichzeitig die Möglichkeit zu weiterreichenden Informationen 
an die Hand geben und auf diese Weise zur Präventionsarbeit beitragen.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Aktive aus NRWeltoffen und „Demokratie leben!“

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab Beginn des Jahres 2019.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Es bestehen positive Erfahrungen mit einer ähnlichen Maßnahme, die in Hattingen mit 
Fördergeldern aus dem Fonds von „Demokratie leben!“ durchgeführt wird. Gruppen aus 
der Stadtverwaltung wie auch aus Vereinen und Initiativen zeigten sich unter gelben 
Transparenten mit der Aufschrift „Hattingen hat keinen Platz für Rassismus“. Die Auftritte 
bekamen positive Resonanz und wurden zum Teil auch in der Lokalpresse oder im Inter-
net dokumentiert. An diese lokal erprobte Praxis lässt sich gut anknüpfen.

Zusätzlich
benötigte
Ressourcen

Eine Planungsgruppe - evtl. auch in und mit Schulen und Jugendforen, Jugendeinrich-
tungen - soll ein geeignetes Konzept ausarbeiten (Slogans entwickeln, evtl. auch Bilder 
oder Logos vorschlagen). Als Nächstes muss ein*e Grafiker*in mit der Ausgestaltung 
und Umsetzung der Ergebnisse beauftragt werden; evtl. soll auch eine Werbeagentur 
beauftragt werden. Ggf. auch über die Grafikerin der VHS Ennepe-Ruhr-Süd.
Es werden begrenzt finanzielle Mittel benötigt.

Möglche
Ansprechpartner*innen

Begleitausschüsse von „Demokratie leben!“ in Gevelsberg, Hattingen und Witten; 
Volkshochschulen im EN-Kreis

4.2
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	6. 	 Handlungsempfehlung: 

Vorbilder und starkes bürgerschaftliches Engagement fördern 
Hier das Beispiel: Ausloben eines Ehrenamtspreises

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Zur Wertschätzung und Unterstützung ehrenamtlich tätiger Menschen soll ein Preis für 
beispielhaftes ehrenamtliches Engagement kreisweit ausgelobt werden.

Zielgruppen Ehrenamtlich engagierte Bürger*innen des EN-Kreises.

Ziel der Maßnahme Belohnen und Bekanntmachung/Werbung/Marketing der Bedeutung von ehrenamtlichem 
Engagement für eine demokratische, freie und weltoffene Gesellschaft im EN-Kreis.

Beschreibung der 
Maßnahme

Eine demokratische, freiheitliche, respektvolle und weltoffene Gesellschaft braucht enga-
gierte Menschen auf allen gesellschaftlichen Ebenen. Bürgerschaftliches ehrenamtliches 
Engagement ist eine wichtige Säule und Stütze einer demokratischen Gesellschaft. Da-
mit dies gesellschaftlich wertgeschätzt und öffentlich herausgestellt wird, soll besonderes 
Engagement öffentlichkeitswirksam belohnt werden durch einen Ehrenamtspreis.
Über die Vergabe soll ein noch zu bildendes Gremium entscheiden.

Ausrichtung Unterstützen, Demokratie fördern.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab 2019 jährlich

Förder- und 
Finanzmöglichkeiten

•	 Stiftungen (z. B. Bürgerstiftung Herdecke, Amadeu-Antonio-Stiftung),
•	 Landes- und Bundesprogramme (z. B. „Demokratie leben!“, NRWeltoffen),
•	 Service-Clubs (z. B. Lionsclub), Spenden ortsansässiger Firmen …

Ansprechpartner*innen Offen
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	7.  	 Handlungsempfehlung: 

Stärkung der Entwicklung von Zivilcourage
Hier das Beispiel: Werbekampagne „Ermutigung zur Demokratie - Zivilcourage!“

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Kreisweite öffentlichkeitswirksame Kampagne, um Angebote zum demokratischen Engage-
ment bei Institutionen, Vereinen und Initiativen bekannter zu machen und Bürger*innen zum 
Mitmachen und zur Zivilcourage zu bewegen.

Zielgruppen Alle Bürger*innen des Ennepe-Ruhr-Kreises.

Ziel der Maßnahme Den Institutionen, Vereinen und Initiativen, die sich für ein demokratisches und friedliches 
Zusammenleben einsetzen und Zivilcourage fördern, muss durch öffentliche Anerkennung 
und Unterstützung demonstrativ „der Rücken gestärkt“ werden. Dadurch dass ihre Angebote 
und Programme in einer koordinierten Werbekampagne in den Kommunen jeweils „vor Ort“ 
präsentiert werden, sollen neue Aktive und/oder Mitglieder hinzu gewonnen werden. Ihnen kann 
erprobtes Sachwissen und Praxis vermittelt werden. Noch mehr Menschen müssen es wagen, 
im Beruf und Alltag ihre Stimme gegen Menschenfeindlichkeit und Gewalt zu erheben!

Beschreibung der 
Maßnahme

Vor dem Hintergrund eines wieder stärker hörbar und sichtbar gewordenen Alltagsrassis-
mus, wie auch der Gefahr, dass rechtspopulistische und rechtsextreme Gruppierungen 
in nächster Zeit weiteren Zulauf bekommen könnten, erscheinen Gegenmaßnahmen zur 
Stärkung von demokratischem und friedlichem Handeln als besonders dringlich. Deshalb 
benötigen all die Institutionen, Vereine und Initiativen, die z. B. Trainings- und Beratungs-
angebote gegen Rassismus und Gewalt in ihr Programm aufgenommen haben, interkultu-
relle Begegnungen ermöglichen, Friedenspädagogik praktizieren, soziale Hilfsleistungen 
organisieren oder einfach Demokratie im Alltag erproben etc., eine besondere öffentliche  
und personelle Stärkung. Eine auf die einzelnen Städte je spezifisch abgestimmte, kreisweit 
organisierte Werbekampagne erscheint geeignet, um interessierten, aber noch nicht enga-
gierten Bürger*innen die entsprechenden Angebote und Programme bekannt zu machen, 
näher zu bringen und ihnen Mut zum Mitmachen (Zivilcourage) zu vermitteln. Seminare, 
Theaterworkshops, Coolness- und Deeskalationstaining sowie informative Vorträge in den 
einzelnen Städten könnten den abschließenden, praktischen Teil der Werbekampagne 
bilden. Mehr Teilnahme, Mitarbeit und Mitgliedschaft bedeuten eine Stärkung des demokra-
tischen Engagements und somit einen deutlichen Gegenakzent zu rechten Tendenzen.

Ausrichtung Stärkung von demokratischen Strukturen und Praktiken, Förderung von Zivilcourage. 
Außerdem auch im Rahmen von Präventionsarbeit zu nutzen.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Für die Öffentlichkeitskampagne sollen Prominente aus Sport, Musik, Kunst und Kultur, 
Kirchen, Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbänden sowie Politiker*innen aus allen de-
mokratischen Parteien als Werbeträger und Vorbilder für gesellschaftliches Engagement 
gewonnen werden. Kooperation mit den bereits genannten Einrichtungen und lokalen 
Initiativen. Außerdem: IDA e. V., Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Etwa ab Frühjahr 2019.
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Stärkung der Entwicklung von Zivilcourage
Hier das Beispiel: Werbekampagne „Ermutigung zur Demokratie - Zivilcourage!“

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

In einigen Städten kann die Kampagne sicherlich in den Rahmen von schon bestehen-
den Aktionswochen eingepasst werden (vgl. auch Handlungsempfehlung 10!), so z. B. 
in die jährlich im November durchgeführte Gevelsberger „Aktionswoche für Zivilcoura-
ge und gegen rechte Gewalt“ des Aktionsbündnisses Zivilcourage oder auch in die im 
November 2018 erstmalig stattfindende Gedenk- und Aktionswoche für Toleranz und De-
mokratie und gegen das Vergessen „Hattingen hat Haltung“. An einem besonderen Tag 
der Aktionswochen könnten die Einrichtungen und Initiativen sich in öffentlichen Räum-
lichkeiten (z. B. als eine Art „Marktplatz“) mit ihren Ständen, Angeboten und Programmen 
präsentieren und für Gespräche zur Verfügung stellen.
In allen Städten des Kreises sollte überlegt werden, wie diese Kampagne mit dem 
Schwerpunkt „Demokratieförderung“ konkret umgesetzt werden kann. 

Ansprechpartner*innen Offen

„Je mehr Bürger mit Zivilcourage ein Land hat, desto weniger 
Helden wird es einmal brauchen.“ 

Franca Magnani, italienische Journalistin
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	8.  	 Handlungsempfehlung: 

Sport, Sportler und Sportvereine fördern
Hier das Beispiel: Integration durch Sport

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Stützpunktvereine „Integration durch Sport“.

Zielgruppen Sportvereine im EN-Kreis, insbesondere des südlichen EN-Kreises.

Ziel der Maßnahme Akquise von Vereinen, die als Stützpunktvereine durch den Deutschen Olympischen 
Sportbund DOSB gefördert werden können.

Beschreibung der 
Maßnahme

Nach dem Beschluss des Landessportbundes NRW, die Vereinsförderung und -beglei-
tung in Fragen der Integrationsarbeit mit Zugewanderten und Geflüchteten langfristig 
anzulegen, soll die Einrichtung von Stützpunktvereinen „Integration durch Sport“ (IdS) 
im EN-Kreis weiter ausgebaut werden. Einige Sportvereine des nördlichen EN-Kreises 
werden bereits als Stützpunktvereine für Integration durch Sport gezielt gefördert.

Ausrichtung Die strategischen Ziele „Vorbeugen (1. Säule)“, „Unterstützen (2. Säule)“, „Demokratie 
Fördern (4. Säule)“ werden durch diese Handlungsempfehlung umgesetzt.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Sportvereine und andere mögliche Kooperationspartner.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Die Landesförderung ist für die Legislaturperiode zugesagt und sichergestellt. Die indivi-
duelle Förderperiode pro Verein beträgt fünf Jahre.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

Information und Beratung zu Antragstellung durch den Referenten IdS.

Zusätzlich
benötigte
Ressourcen

Im Einzelfall können Vereine weitere Förderdrittmittel beantragen.

Förder- und 
Finanzmöglichkeiten

Die mögliche Fördersumme pro Jahr und Stützpunktverein beträgt zwischen 500,- € 
und 5.000,- €. Diese Förderung kann gemäß der Vereinbarung mit dem DOSB für einen 
Verein bis zu fünf Jahre erfolgen.

Ansprechpartner*innen Jonas Maier, Referent IdS (Integration durch Sport), jonas.maier@ksb-en.de

4.2
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	9. 	 Handlungsempfehlung: 

Dialog der Kulturen und Religionen fördern
Hier das Beispiel: Unterstützung des interreligiösen Friedensgebets

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Mediale Unterstützung und kulturelles Rahmenprogramm für das jährlich 
stattfindende interreligiöse Friedensgebet.

Zielgruppen Für Frieden, Gerechtigkeit und demokratische Toleranz eintretende Menschen aus 
verschiedenen Religionen, Kulturen und Weltanschauungen: Christ*innen, Muslim*innen, 
Jüd*innen, Buddhist*innen, Hinduist*innen, Baha‘i-Anhänger*innen, Humanist*innen u. a.

Ziel der Maßnahme Das einmal im Jahr stattfindende interreligiöse Friedensgebet soll stärker gefördert und 
unterstützt und in der kreisweiten Öffentlichkeit bekannt gemacht werden.

Beschreibung der 
Maßnahme

Die Maßnahme impliziert vor allem, dass die unterstützenden Gruppen und Institutionen 
sich untereinander abstimmen und im Kontext ihrer jeweils eigenen Öffentlichkeitsarbeit 
auf den Zweck, den Zeitpunkt und den Ort des interreligiösen Friedensgebets hinweisen 
und dazu mobilisieren. Für das Jahr 2019 wird dazu erstmalig ein Rahmenprogramm 
vorgeschlagen. Der Vorschlag für ein Rahmenprogramm besteht aus zwei Teilen:
1. Eine Ausstellung zum Bereich Interkulturalität/Interreligiösität/Integration.
2. Der gemeinsame Besuch einer geeigneten Theateraufführung durch eine 
interreligiös bzw. interkulturell zusammengesetzte Gruppe sowie ein Gespräch über das 
Stück (z. B. das klassische Lessing-Schauspiel „Nathan der Weise“ oder ein aktuelles 
Stück zur Thematik). Zu allen genannten Punkten sind möglichst frühzeitige Recherchen, 
Anfragen und Kontaktaufnahmen, ggf. auch Vertragsabschlüsse, notwendig.

Ausrichtung Die Maßnahme zielt auf die Unterstützung des interreligiösen Dialogs und 
des interkulturellen Bildungsangebots im EN-Kreis.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

Arbeitskreis Christen und Muslime Ennepetal, kreisweiter Begleitausschuss von 
NRWeltoffen Ennepe-Ruhr, Begleitausschüsse von „Demokratie leben“ in Gevelsberg, 
Hattingen und Witten. In Kooperation mit den christlichen Gemeinden, den jüdischen 
Gemeinden, den Moscheevereinen und anderen religiösen Gemeinschaften.

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Ab Beginn des nächsten Jahres für das Friedensgebet 2019/2020.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

1. Eine geeignete Ausstellung ist z. B. „Flucht und Vertreibung – gestern und heute“, die 
    beim Frauennetzwerk Ennepetal ausgeliehen werden kann. Ein Begleitbuch zur 
    Ausstellung ist ebenfalls bereits vorhanden.
2. Aufführungen der Schauspielhäuser des Ruhrgebiets und des angrenzenden Rhein-
    landes sowie die Angebote von diversen Theaterprojekten können genutzt werden.

Ansprechpartner*innen Arbeitskreis Christen und Muslime Ennepetal, Interreligiöser Gesprächskreis in Hattin-
gen, Volkshochschulen des EN-Kreises
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	10.  	 Handlungsempfehlung: 

Best Practice Beispiele fördern
Hier das Beispiel: Kreisweite Aktionswoche für Zivilcourage und gegen rechte Gewalt

Idee/Bezeichnung
der Maßnahme

Durchführung einer kreisweiten Aktionswoche für Zivilcourage und gegen rechte Gewalt 
rund um den 9. November nach dem Beispiel des Gevelsberger Aktionsbündnisses

Zielgruppen Alle Bürger*innen des EN-Kreises.

Ziel der Maßnahme Bewahren und Fördern des friedlichen Zusammenlebens von Menschen unterschiedli-
cher Herkunft und Kultur im EN-Kreis.
Kreisweite Übertragung eines Best-Practice-Beispiels durch Vernetzung, Kooperation 
und gegenseitige Unterstützung. 

Beschreibung der 
Maßnahme

Um das friedliche Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Herkunft und Kultur 
zu bewahren und zu fördern, veranstaltet das Gevelsberger Aktionsbündnis für Zivil-
courage im Jahr 2018 bereits zum 11. Mal eine Aktionswoche für Zivilcourage und gegen 
rechte Gewalt rund um das geschichtsträchtige Datum 9. November. 
Auch Hattingen veranstaltet 2018 erstmals eine Aktionswoche rund um dieses Datum.
Durch Vernetzung und gegenseitige Unterstützung sollen mehr Kommunen des EN-Krei-
ses gewonnen werden, die ebenfalls Veranstaltungen durchführen. Gemeinsam könnten 
diese koordiniert und kreisweit beworben werden, um deutlich zu machen: Der EN-Kreis 
hat keinen Platz für Rechtsextremismus und Rassismus.

Ausrichtung Vernetzung, kreisweite Übertragung von Best Practice.

Maßnahmebezogene
Vernetzung – Kooperationen

•	Partnerschaft für Demokratie Gevelsberg
•	Partnerschaft für Demokratie Hattingen
•	Partnerschaft für Demokratie Witten
•	Weitere Kommunen des EN-Kreises, die an einer Beteiligung interessiert sind

Geplante zeitliche
Umsetzung der Maßnahme

Jährlich ab 2019.

Nutzung bereits
vorhandener Ressourcen

•	Partnerschaften für Demokratie Gevelsberg, Hattingen und Witten
•	Erfahrungen des Gevelsberger Bündnisses und der PfD Hattingen
•	Kooperationspartner der PfD Gevelsberg, Hattingen und Witten

Mögliche
Ansprechpartner*innen

Koordinierungs- und Fachstellen der Partnerschaften für Demokratie in Gevelsberg, 
Hattingen und Witten, Volkshochschulen
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Umsetzungsphase

Nach der Verabschiedung des Handungskonzepts sollte die Umsetzung der ausgewählten Hand-
lungsepfehlungen eingeleitet werden.

Konzeptionell und strategisch abgestimmtes Vorgehen bildet dabei die Grundlage, um effektiv 
mit allen am Handlungskonzept gegen Rassismus und Rechtsextremismus beteiligten staat-
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren konkrete Maßnahmen und Projekte realisieren zu 
können. Während der Umsetzungsphase sollten die Handlungsempfehlungen nach Möglichkeit 
sowohl qualitativ als auch quantitativ evaluiert werden. Dabei sind die im Rahmen von „Demokra-
tie leben!“ erhobenen Indikatoren in der Regel auch auf NRWeltoffen zu übertragen und hilfreich.

„Außerdem muss in der Schule mehr Zeit dafür sein, über derar-
tige Themen zu diskutieren und Schüler*innen zu sensibilisieren. 
Ein Abrutschen Jugendlicher bzw. Heranwachsender in rechte 
oder rassistische Sphären muss unbedingt verhindert werden.“

Online-Befragung

„Es könnte mehr Präventionsarbeit geleistet werden. Ebenfalls 
könnten Sticker und Parolen vermehrt abgerissen werden. Viel-
leicht sollten auch Bürgerveranstaltungen stattfinden. Ich bin erst 
vor kurzer Zeit nach Schwelm gezogen und kann noch keinen 
Weitblick werfen. Vielleicht sollte man auch mit den Schülerver-
tretungen besser zusammen arbeiten. So hat es die Städteregion 
Aachen gemacht (dort habe ich gewohnt und gearbeitet) und auch 
interessante Projekte für Jugendliche gemacht.“  Online-Befragung

„Die Bürger besser aufklären, ihnen aufzeigen in wessen Inte-
resse rassistische oder volksverhetzende Parolen unters Volk 
gestreut werden, auch Radio EN sollte dahingehend mehr und
besser die Hörer informieren und in Sendungen diese Missstände 
aufzeigen.“	  	   	                           Online-Befragung
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Auswertung 
der mündlichen Befragung 
in den Städten Breckerfeld, Ennepetal, Gevelsberg, Hattingen, 
Herdecke, Schwelm, Sprockhövel, Wetter und Witten

112 Interviews
wurden im Zeitraum 28.12.2017 bis 30.03.2018 erhoben. 
Die Interviews wurden i.d.R. von Mitarbeiter*innen der drei Volkshochschulen persönlich, 
in Ausnahmefällen schriftlich, mit den ausgewählten Interviewpartner*innen durchgeführt.

Handlungskonzept 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis

5.1 
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Anhang5.1

A.	 Hauptaussagen 

Hauptaussagen

Wahrnehmung: 
Einzelfälle – kein systema-
tischer Extremismus

Insgesamt scheint sich der wahrnehmbare Rechtsextremismus und Rassismus im EN-
Kreis auf Einzelaktionen wie Schmierereien an Hauswänden, das Kleben von Aufklebern 
und vereinzelten Beleidigungen zu beschränken. Es ist laut Aussagen der interviewten 
Personen kein systematischer und struktureller Rechtsextremismus im EN-Kreis erkenn-
bar, obwohl immer wieder neue Gruppierungen wie „Pro NRW“, die „Identitäre Bewe-
gung“ oder die „Reichsbürger“ versuchen, ihre Ideologien zu verbreiten.

Salonfähig geworden: Offe-
ner und latenter Rassismus 
(sog. Alltagsrassismus)

Trotz des grundlegenden Sicherheitsgefühls empfinden viele Menschen ein Unbehagen. 
Die Wahlergebnisse rechtspopulistischer Parteien tragen ebenso dazu bei wie latente 
oder sogar offene rassistische Äußerungen. Vorurteile, verdrehte Fakten und menschen-
verachtende Äußerungen finden sich vor allem in sozialen Netzwerken. Sie finden sich 
aber auch in alltäglichen Lebenssituationen wie z. B. im Bus, im Wartezimmer des Arztes 
oder in Geschäften. Es wurde festgestellt, dass rassistische Einstellungen zwar alt, ras-
sistische Äußerungen aber inzwischen „sagbarer“ geworden seien.

Prävention Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nimmt bei der Präventionsarbeit eine herausra-
gende Rolle ein. Es gibt bereits gute Präventionsangebote im EN-Kreis. Viele Schulen 
engagieren sich über den Schulalltag hinaus, z. B. durch Projektwochen, oder nehmen 
am Programm Schule ohne Rassismus teil. Jugendliche sind besonders durch die sozi-
alen Medien von Rassismus und Diskriminierung bedroht. An dieser Stelle muss noch 
viel Arbeit geleistet werden, wie z. B. Kontrolle der Netzwerkbetreiber, Schulungen der 
Nutzer, uvm.

Vernetzung Eine gute Vernetzung aller Akteure innerhalb des Ennepe-Ruhr-Kreises scheint sowohl 
für die Präventionsarbeit, die Planung und Erstellung von Angeboten, als auch für ein 
schnelles Reagieren auf mögliche Missstände besonders wichtig. Gutes Beispiel: In 
Gevelsberg findet seit 10 Jahren eine Aktionswoche für Zivilcourage und gegen rechte 
Gewalt statt organisiert durch ein Aktionsbündnis.

Geflüchtete Das Bedrohungsszenario für Geflüchtete scheint gering zu sein. Als problematisch wur-
den Konflikte der Geflüchteten untereinander wahrgenommen.

Schulen Schulen seien oft wie „Inseln“ der Toleranz und Antidiskriminierung mit vielen positiven 
Ansätzen und Pilotprojekten.
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A.1		 Ausgewählte Zitate/Aussagen aus den Interviews 

„Es ist salonfähig geworden, rechte Meinungen zu äußern.“
„Man sollte den Rechten Raum geben, um mit ihnen zu diskutieren.“
„Mit einem ausländischen Nachnamen wird man schon nachrangig behandelt.“ 

(Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband)

„Rechtsextremismus und Rassismus ist im EN-Kreis nur latent vorhanden.“
„Rassismus untereinander.“„Wenn ich weiß, welche Religion bzw. aus welchem Heimatland 
die Flüchtlinge kommen, gibt es keine Probleme“	 (Hausmeister*in eines Flüchtlingsheims)

„Ich werde als Ausländer häufiger kontrolliert.“
„Seit ich den schwarzen Humor verstehe, stören mich viele Aussagen nicht mehr“ 

(Geflüchtete*r)

„Ich habe Diskriminierung aufgrund von Homosexualität erfahren, im Alltag z. B. an der 
Kasse im Supermarkt.“ 	 (Bürger*in)

„Die Menschen suchen Halt in Vorurteilen.“  
	                                                  (Schulleiter*in)

„Den Satz: Ich hab ja nichts gegen Ausländer, aber… Den höre ich schon immer“.
„Doch als ich beim letzten Wahlkampf auf der Homepage der NPD angegriffen wurde, hatte 
ich sogar Angst um meine Familie.“	 (Mitglied Integrationsrat)

„Schwelm ist glücklich.“
	                            (Imam)

„Die neue Partei AfD ist Sammelbecken für rechtes Gedankengut.“  (Gewerkschafter*in) 

„Die Leute empfinden eine diffuse Bedrohung in den Köpfen.“ 	 (Engagierte*r Bürger*in)
„Die Flüchtlinge finden zu langsam Arbeit und landen auf der schiefen Bahn.“ 
		  (Engagierte*r Bürger*in)

„Ich finde es wichtig, auch über unterschwelliges Verhalten in unserer Gesellschaft zu reden.
Rechte Gesinnung hat in unserer Gesellschaft keinen Platz. Es darf keine rechte Hetze 
zugelassen werden. Wir müssen aus Rostock, aus Mölln und Solingen lernen.“ 
		  (Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband).

„Es ist bedauerlich, dass Unternehmern bei zivilgesellschaftlichem Einsatz leider oft ein 
finanzielles Interesse unterstellt wird. Mehr öffentliche Personen müssen sich öffentlich gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus aussprechen und Gesicht zeigen. Erschreckend und 
gefährlich ist, dass die Menschen in vielen verschiedenen Situationen immer einen Schuldigen 
suchen müssen. Immer ist jemand anderes für Fehler oder Probleme verantwortlich.“
(Unternehmer*in)
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„Wir nehmen insgesamt eine Polarisierung und Enthemmung wahr. Angriffe auf Unterkünf-
te von Geflüchteten werden landesweit zu zwei Drittel von Personen begangen, die vorher 
nicht als „rechtsextrem“ wahrgenommen wurden. Dass es auch solche Angriffe im EN-Kreis 
gegeben hat, macht für mich deutlich, dass es offenbar auch eine Zunahme von Rassismus 
und Flüchtlingsfeindlichkeit im EN-Kreis gibt.“ 	 (Politiker*in)

„Neu und auffällig sind Transparente und Aufkleber der Identitären Bewegung, die seit 2017 
vermehrt im Stadtbild sichtbar waren.“	 (Städt. Jugendhilfeplaner*in)

„Es gibt viele Kräfte, die sich gegen rechtsextreme Tendenzen wenden.“ 
(Bürgermeister*in)

„Wir müssen es schaffen, dass die Zivilbevölkerung motiviert wird, sich an den 
Veranstaltungen gegen „Rechts“ zu beteiligen“. 	 (Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband)

„Viele Menschen überschreiten jetzt in ihren Aussagen Grenzen, die sie früher nicht 
überschritten hätten.“	 (Engagierte*r Bürger*in)

„Wichtig ist, Menschen, die rechtsextremistische oder rassistische Tendenzen erkennen 
lassen, ein Integrationsangebot zu machen. Ich halte nicht viel davon, Empörung zu üben 
und auf maximale Distanzierung zu setzen, sondern vielmehr auf entsprechende Gruppen 
zuzugehen und auch nach den Ursachen dieser Tendenzen zu fragen.“ 	 (Student*in, 21 J.)

,,Böse Blicke spüre ich, aber was kann ich sagen.“	
	                                                            (Geflüchtete*r)

„Nein, also selbst habe ich solche Erfahrungen nicht gemacht. Ich habe aber eine Cousine, 
die so etwas schon einmal erlebt hat. Die Geschichte war so, dass irgendwelche Rechtsradi-
kalen ausländische Jungs angegriffen haben. Und da ist meine Cousine dazwischen gegan-
gen, und dann wurde sie massiv bedroht, mit Umbringen und so...“ 	 (Engagierte*r Bürger*in)

„Nein, das ist ja hier ein Multikulti-Verein und die kommen alle miteinander klar. Und so 
etwas wie Rassismus oder Ausgrenzung gibt es hier nicht.“	 (Fußballtrainer*in)

„Aber man muss sagen, man ist als Mensch, der vielleicht auch etwas anders aussieht, doch 
immer auf der Hut. Das ist wahrscheinlich ein Schicksal, das man mit Frauen dann teilt.
Den Menschen in der Stadt muss zweierlei klar sein: Den potenziellen Opfern muss klar sein, 
dass sie in einer Stadt leben, in der sie sicher leben können, unabhängig von Rechtsextre-
mismus oder rassistischen Tendenzen, die es vielleicht geben mag, dass diese aber keine 
Chance haben. Und den Tätern muss klar sein, dass das, was sie tun, mit der vollen Härte 
des Gesetzes bestraft wird. Ich würde mir auch wünschen - das ist aber auch ein frommer 
Wunsch – dass sich die demokratischen Parteien öfter zusammentun und auch mal die Diffe-
renzen beilegen. Denn egal auf welcher Seite des Spektrums man steht, man kann sich ja auf 
die grundsätzlichen Themen einigen.“ 	 (Musiker*in)

„Bildung ist für mich ein Schlüssel gegen Rechtsextremismus und Rassismus, der immer 
weiter ausgebaut werden muss.“	 (Politiker*in)

5.1
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„Für mich ist es positiv, dass ich auch ganz viele Frauen z. B. im Internationalen Frauencafé 
kennengelernt habe, die ein großes Herz haben für das Miteinander. Sich so selbstlos zu en-
gagieren und alles zu geben, damit dieses Miteinander auch demokratisch und auf gleicher 
Ebene erfolgt, ist positiv - zusammengehen nach vorn.“	 (Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband)

„Man soll nicht immer nur gegen Rassismus sein, sondern man soll für positive Sachen sein 
und Positives entwickeln.“ „Die Sache ist, wenn man für etwas Positives ist, dann hat man in der 
Gemeinde keine sturen Dummköpfe. Genau das sollte man mehr entwickeln, da ist zu wenig.“ 
		  (Mitarbeiter*in Wohlfahrtsverband)

„Ja also, ich denke so, man muss nichts dagegen machen. Für mich ist eigentlich wichtiger, 
das ich Sachen unterstütze, um was positiv zu machen, was kann man besser machen: Die 
Demokratie muss gestärkt werden! 	 (Rentner*in)

„Ich sehe das Problem eher im allgemeinen Rassismus.“ „Die Leute müssen miteinander 
reden anstatt übereinander zu reden. Wenn man das institutionalisiert, wenn man das hat, 
dann kommt man wahrscheinlich am weitesten.“ 	 (Politiker*in)

„Also ich würde sagen, dass vor allem der wahrnehmbare Rassismus zugenommen hat.“
„Ich würde vor allem behaupten, dass sich das, was man sagen darf, nach rechts verscho-
ben hat.“ „Das ist meiner Meinung nach ein Problem, da man nicht weiß, wie man die Leute 
erreicht, die vor allem anfällig für solche Meinungen sind.“	 (Politiker*in)

„Der Rechtsextremismus ist in der Mitte der Gesellschaft angekommen.“ 
		  (Städt. Mitarbeiter*in)

„Auf der anderen Seite nimmt aber das Schweigen derjenigen zu, die bislang dagegen gehal-
ten haben.“ „Es kann eigentlich nie genug gemacht werden. Alles, was nicht gemacht wird, 
ist Versäumnis.“	 (Gewerkschafter*in)

„Deshalb hat man den Verdacht: Da schlummert noch etwas im Untergrund.“
„Man muss auch mit denen diskutieren, mit denen man eigentlich gar nicht reden würde.“
		  (Sachkundige*r Bürger*in)

„Dennoch glaube ich, dass wir den Rassismus und die Sensibilisierung strukturell zu einem 
Thema machen müssten und nicht immer darüber sprechen sollten, wogegen wir sind. Ich 
finde, das ist ein ganz großer Fehler, den wir immer wieder machen in dieser ganzen Antiras-
sismusarbeit.“ „Da ist, glaube ich, noch Potential, um ein Klima in dieser Stadt zu erzeugen, 
in dem auch Leute, die Rassismuserfahrung gemacht haben, merken: Wir sind hier willkom-
men.“	 (Gewerkschafter*in)

„Wir müssen alle lernen, besser miteinander umzugehen und miteinander zu sprechen.“
		  (Geflüchtete*r)
„Ich finde es besonders wichtig, dass man mehr Leute erreicht.“	
	                                                                                     (Schüler*in)

„Medizin und Bildung. So etwas muss es für alle Menschen geben.“	
	                                                                                   (Geflüchtete*r)
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A.2	  To-Do: Was sollte vor Ort verbessert werden?
	
Ausgewählte Zitate und Aussagen aus den Interviews:

•	 Öffentliche Personen müssen sich positionieren.

•	 Woche gegen rechte Gewalt sollte kreisweit stattfinden, wie in Gevelsberg.

•	 Vorhandene Angebote noch mehr an den Schulen verankern, bspw. eine (Aktions-) Woche gegen 
	 „rechts“ oder mehr Präventionsarbeit leisten bezüglich Rassismus und Rechtsextremismus.

•	 Vernetzung der Städte untereinander optimieren.

•	 Begegnungen schaffen – positiv „NRWeltoffen“ dafür nutzen.

•	 Die Programme „Demokratie leben!“ und „NRWeltoffen“ für weitere Projekte nutzen, Kontinuität 	
	 schaffen. 

•	 Jugendarbeit verstärken – soziale Medien sind sehr beeinflussend. Hier gezielt ansetzen.

•	 Die lokale „Nazi-Vergangenheit“ in Wetter aufarbeiten.

•	 Die kritische Aufarbeitung der Geschichte der Stadt Hattingen in der NS-Zeit 
	 (Verstrickung und Widerstand) weiterführen.

•	 Exit-Strategien: Ausstiegsberatung Witten sollte gestärkt bzw. weiter geführt  werden.

•	 Das große ehrenamtliche Engagement nutzen, aber nicht überstrapazieren.

•	 Gelassen bleiben und das Richtige tun. Nicht gleich die „Nazi-Keule“ auspacken und unsere 	
	 diesbezüglichen Ängste kultivieren. 

•	 Den zugewanderten Menschen die Chancen geben, Toleranz und Akzeptanz von 
	 Andersdenkenden/-gläubigen zu erlernen. 

•	 Ein noch stärkeres Engagement der Gewerkschaften gegen Rassismus.

•	 Positive Ansätze stärker herausstellen: Wir sind für die Stärkung von demokratischen 
	 Strukturen, für interkulturelle Beziehungen, für friedliches Zusammenleben etc. 

5.1
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A.3	  Gesamtfazit in Stichpunkten

•	 Viele der Befragten fühlen sich sehr wenig bis gar nicht bedroht. Die Erfahrungen der 		
interviewten Geflüchteten gehen weit auseinander: Viele, aber nicht alle, haben Rassismus  
	erleben müssen.

•	 Ehrenamtliches Engagement ist zahlreich in allen neun Kommunen vorhanden.

•	 Der Problemschwerpunkt liegt auf dem alltäglichen Rassismus. Alltagsrassismus hat nach 
Meinung der Befragten zugenommen. Bestimmte Dinge, die früher für alle ein „No Go“ waren, 
sind wieder gesellschaftsfähig geworden. Menschen trauen sich mehr, rassistische Phrasen 
zu äußern.

•	 Besonders in den sozialen Medien scheint die Hemmschwelle für Beleidigungen und rassistische 	
	 Äußerungen besonders niedrig zu sein.

•	 Viele der Befragten wünschten sich, dass Amtsträger*innen und andere offizielle Vertreter*innen 	
	 mehr „Flagge zeigen“ und sich eindeutiger gegen Rechtsextremismus und Rassismus positionieren. 

•	 Zivilcourage wird zunehmend wichtiger.

•	 Allgemein ist man der Ansicht, dass schon viel gemacht wird. Die vielen guten Ansätze sollten 	
	 aber gestärkt, ergänzt und in Kontinuität gesetzt werden.

•	 Eine nicht geringe Zahl der Interviewten war der Meinung, dass man dem Rassismus nicht nur 	
	 Kritik entgegensetzen müsse, sondern auch etwas Positives, mit dem man sich identifizieren kann. 
 

B.	 Allgemeine Daten 

Alter der befragten Personen

unter 18 18 - 20 21 - 29 30 - 39 40 - 49 50 - 59 über 60 k. A. gesamt

2 4 16 18 23 26 21 2 112

1,8% 3,6% 14,3% 16,1% 20,5% 23,2% 18,8% 1,8%

Geschlecht der befragten Personen

männlich weiblich

58 54

51,8% 48,2%
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Wohnort der befragten Personen

Wohnort Anzahl

Witten 34 30,4%

Hattingen 13 11,6%

Ennepetal 13 11,6%

Gevelsberg 12 10,7%

Schwelm 11 9,8%

Andere 9 8,0%

Wetter 8 7,1%

Herdecke 7 6,3%

Breckerfeld 3 2,7%

Sprockhövel 2 1,8%

gesamt 112

Alle Befragten gaben entweder ihren Wohnort oder ihren Arbeitsort im EN-Kreis an.

C.	  Beantwortung der Interviewfragen
C.1	 Wie schätzen Sie die Situation bezüglich des Rechtsex-
	  tremismus speziell im Ennepe-Ruhr-Kreis und v. a. in Ihrer 	
	  Stadt ein?

•	 These: Der EN Kreis hat kein erkennbares Problem mit rechtsradikalen Gruppierungen. 	
	 Sie sind nur rudimentär präsent und bedrohlich. Aktionen sind vereinzelt wahrnehmbar: 	
	 einzelne rassistische Spray-Parolen an Bushaltestellen. Neu und auffällig zeigte die so 
	 genannte Identitäre Bewegung seit 2017 durch Transparente und Aufkleber Präsenz. 

•	 These: Es gibt möglicherweise eine latente Struktur von Rechtsextremismus in Hattingen, 	
	 dessen Akteure hier leben, aber an anderen Orten (Dortmund, Wuppertal etc.). politisch tätig sind. 	
	 Es gilt wachsam zu bleiben!

•	 These: Die Sichtbarkeit von Rechtsextremismus hat zugenommen. Schmierereien an 	
	 Hauswänden, Transparente und Aufkleber wurden vermehrt beobachtet.

•	 These: Es ist ein allgemeines gesellschaftliches Problem. Es gibt leichte rechte Strömungen 	
	 und Wähler rechtspopulistischer Parteien, Altersrassismus sowie eine Anti-Haltung gegenüber 
	 Geflüchteten. Auffallend ist der Alltagsrassismus, der durch negative Kommentare und verbale 	
	 Äußerungen im Alltag sichtbar wird. Er ist gesellschaftsfähig geworden.

5.1
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•	 These: Da rassistische und rechtslastige Äußerungen mittlerweile öffentlich „sagbarer“ geworden 	
	 sind, ist auch die Verlockung bei „Anfälligen“ größer geworden, sich an rechtsextremen 	
	 Parteien zu orientieren. Auch das Wahlergebnis der AfD im EN-Kreis bei der Landtagswahl 2017 	
	 (7,5%) scheint darauf hinzudeuten.

•	 These: Es gibt einen latenten Rassismus, insbesondere in den Sozialen Medien. Hier 	
	 sind meistens rechtsorientierte kleine Gruppen von Bürgern vertreten, die sich diskriminierend 	
	 und rassistisch gegenüber Geflüchteten oder ausländischen Bürgern äußern.

•	 These: Es gibt ein starkes bürgerschaftliches Engagement gegen Rechtsextremismus. 	
	 Besonders in Witten ist eine hohe Zahl an engagierten Bürger*innen zu beobachten, die sich 	
	 gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit einsetzen (z. B. Help-Kiosk Witten e. V.).

•	 These: Rassismus und Rechtsextremismus muss stadtteilorientiert differenziert 
	 betrachtet werden; es gibt unterschiedliche Ausrichtungen je nach Quartieren.

•	 These: Rechtsextremismus in unserer Region agiert mit Vorliebe anonym und ohne eine 	
	 Parteiflagge zu zeigen in Internet- und Leserbriefforen und sozialen Medien.

C.2		 Welche Menschen bzw. welche gesellschaftlichen 
		  Gruppen sind in unserer Region (EN-Kreis resp. die 
		  jeweilige Stadt) besonders durch rechtsextreme Tendenzen 
		  gefährdet?

(Anmerkung: die Frage wurde auf unterschiedliche Weise verstan-
den und beantwortet: „Welche Menschen sind gefährdet, Täter zu 
werden?“ oder „Welche Menschen sind gefährdet, Opfer zu wer-
den?“)

•	 These: Es werden verschiedene Zielgruppen von Nationalitäten oder Glaubensrichtun-
gen genannt. Als potenzielle Opfer rechtsextremer Tendenzen wurden genannt:
Geflüchtete, Migranten, Menschen mit dunkler Hautfarbe, Menschen mit Migrationshinter-
grund, gesellschaftliche Randgruppen, Menschen, die sich öffentlich gegen „rechts“ enga-
gieren, Ehrenamtliche, die Geflüchteten helfen, Muslime, Juden, Homosexuelle, Behinderte, 
Aussiedler*innen, Türk*innen, Afrikaner*innen, Senior*innen, Frauen, Sinti und Roma, jugend-
liche Subkulturen wie z. B. Punks; linke Szene; Gewerkschafter*innen.
Als potenzielle Täter wurden genannt: sozial Benachteiligte, Jugendliche, Menschen mit 
geringem Bildungsstand, Menschen die sich benachteiligt fühlen.

•	 These: Allgemein sind es Gruppen und z. T. Minderheiten, die nicht in das Weltbild 	
	 rechtsextremer Menschen passen.
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C.3	 Wie und wo nehmen Sie rechtsextreme und/oder rassistische 	
	 Aktivitäten (Kundgebungen, Plakate, Aufkleber etc.) hier 	
	 im Kreis und speziell in Ihrer Stadt wahr?

•	 These: Aktivitäten werden allgemein im EN-Kreis kaum wahrgenommen, wenn dann 
hauptsächlich durch Schmierereien und durch Aufkleber an Hauswänden und Laternenmas-
ten (Identitäre, NPD u. a., auch Hakenkreuze und antisemitische Progaganda). Im Jahr 2015 
brannten in Witten sowohl eine Moschee als auch eine zukünftige Unterkunft für Geflüchtete. 
Die Taten wurden scheinbar von Einzeltätern verübt.

•	 These: Rassistische Beleidigungen finden auf medialer Bühne wie im Internet statt so-
wie in Gruppen auf Facebook, z. B.  „Du bist Gevelsberger wenn“…, „Du bist Ennepetaler 
wenn…“, „Du bist Wittener, wenn…“ oder allgemein in den sozialen Medien.

•	 These: Pöbeleien und rassistische Beschimpfungen finden vereinzelt auch im Alltag 
statt. Beschrieben wurden rassistische Äußerungen in alltäglichen Lebenssituationen: Im 
Bus, im Wartezimmer des Arztes, in Geschäften, vereinzelt wurde gefährlich aussehenden 
Männergruppen ausgewichen. Pöbeleien und rassistische Beschimpfungen fanden auch auf 
der Straße an bestimmten „No Go Areas“ statt. 

•	 These: Pöbeleien und rassistische Beschimpfungen finden beim Fußball statt.

C.4	 Hatten Sie persönlich Begegnungen mit rechtsextremen 	
	 Personen oder Gruppierungen oder fühlen Sie sich durch 	
	 diese bedroht? Wenn ja, in welcher Form?

•	 These: Die Mehrheit der Befragten fühlte sich nicht bedroht, trotz persönlicher Begegnun-
gen mit rechtsradikalen Menschen und Vorkommnissen, egal ob beruflich oder privat.

•	 These: Bedrohungen werden eher durch Alltagsrassismus empfunden, der extrem zuge-
nommen hat und jetzt gesellschaftsfähig geworden ist.

•	 These: Schwierige Auseinandersetzung auf der politischen Ebene findet vereinzelt 
statt. Zwei Abgeordnete der Partei „Pro NRW“ sitzen im Wittener Rat.

•	 These: Bedrohungsgefühl existiert durch Begegnungen im Internet durch Sprüche, 
Flüchtlingswitze, oder Parolen wie zum Beispiel: „Steuergelder werden verbrannt“, …
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C.5	 Sind Ihnen Vorfälle oder Angriffe durch Rechtsextreme im 	
	 Ennepe-Ruhr-Kreis bzw. hier in Ihrer Stadt bekannt? 

•	 Es wurden folgende Beispiele benannt: zwei Brandanschläge in Witten (Moschee und 
zukünftige Unterkunft für Geflüchtete).

•	 These: Es gab gezielte Angriffe auf Einrichtungen, die sich für Geflüchtete engagieren. 
Großflächige Fassadenschmierereien, z. B. am Jugendzentrum Treff der Werk°stadt Witten, 
oder am Parteibüro der „Piraten“.

•	 These: Es existieren eher Einzelfälle wie z. B. ein Anschlag auf das Parteibüro der „Pira-
ten“, ein Angriff auf einen Farbigen am Rheinischen Esel, das Zeigen verbotener Fahnen, oder 
die scheinbar grundlose Bedrohung von Menschen dunkler Hautfarbe. Auch erlebten Frauen 
vereinzelt verbale Attacken z. B. wenn sie Kopftuchträgerinnen sind.

•	 These: Ein Ort für Angriffe sind Schulen. An diesen Orten gibt es viele verschiedene Grup-
pen, die häufiger in eine Auseinandersetzung geraten oder sich mit rassistischen Äußerungen 
streiten; hier ist aber kein eindeutiger Rechtsextremismus vorhanden.

•	 These: Ein anderer möglicher Ort für Auseinandersetzungen ist auch der Busbahnhof. 
Dort sind eher rechtsgerichtete Gruppen anzutreffen. Diese sind aber meistens nicht aus dem 
EN-Kreis, sondern aus den benachbarten Städten wie Hagen oder Dortmund.

•	 These: Es existiert eine große Ablehnung gegen die Minderheitsgruppe der Sinti und Roma.

C.6	 Sind Sie selber schon einmal in rassistischer Weise 
	 beleidigt worden, oder kennen Sie Menschen oder 
	 Gruppen, die durch rassistische Haltungen diskriminiert 	
	 wurden und werden?

•	 These: Die Mehrheit ist nicht persönlich beleidigt worden, kennt aber dafür einzelne Per-
sonen, die Beschimpfungen erlebt haben. Beispiele: Menschen der bosnischen Gemeinde 
Witten (islamischen Glaubens), Geflüchtete in der Unterkunft in Witten, verbale Beleidigungen 
einer Frau mit dunkler Hautfarbe, Beleidigungen wegen Homosexualität, wegen Behinderung, 
als Flüchtlingshelfer, Mädchen/Frauen mit Kopftuch, anonymer Brief an engagierte Ehrenamt-
lerin in der Flüchtlingshilfe.

•	 These: Bestimmte Gruppen werden schneller und öfter von der Polizei kontrolliert, z. B. 
dunkelhäutige Menschen.

•	 These: Menschen mit bestimmten Namen werden diskriminiert, z. B. bei der Wohnungs- 
oder Arbeitssuche.
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C.7	 Glauben Sie, dass Rassismus in den letzten Jahren bei 	
	 uns in der Region zugenommen hat? Wenn ja, woran 
	 machen Sie das fest?

•	 These: Antisemitismus hat zugenommen. „Jude“ wurde als Schimpfwort auf dem Schulhof 
benutzt. Auffällig: Menschen aus den arabischen Gebieten scheinen zum großen Teil ein 
schwieriges Verhältnis zu Menschen jüdischen Glaubens zu haben.

•	 These: Rassismus hat zugenommen. Subjektiv beobachtet wurde eine Zunahme rassisti-
scher Aussagen seit der Aufnahme zahlreicher geflüchteter Menschen im Jahr 2015. Auch 
statistisch ist die Anzahl politisch rechts motivierter Straftaten im EN-Kreis nach Aussage 
einer Landtagsabgeordneten von 44 in 2014 auf 65 in 2016 angestiegen. Sichtbar wird die 
Zunahme auch durch die Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien.

•	 These: Rassismus ist in der Mitte unserer Gesellschaft angekommen. Eine Polarisierung 
und Enthemmung ist wahrnehmbar. Bestimmte Dinge, die früher für alle ein „No Go“ waren, 
sind wieder gesellschaftsfähig geworden. Menschen trauen sich, Dinge zu sagen oder zu tun, 
die früher gesellschaftlich geächtet waren.

•	 These: Selektive Wahrnehmung entscheidet. Viele Menschen empfinden ein nicht greifba-
res Unwohlsein oder eine diffuse Bedrohung. Die Berichterstattung in den Medien, z. B. über 
den Silvesterabend in Köln, Pegida-Demonstrationen oder die Wahlergebnisse der AfD, dann 
hat man das Gefühl, dass der Rassismus zugenommen hat.

•	 These: Rassismus hat nicht zugenommen, sondern war immer latent vorhanden. Er ist 
durch Äußerungen gegen Flüchtlinge und durch Stammtischparolen, welche die Menschen 
früher vielleicht zurückhielten, gesellschaftsfähig geworden. Solche Ansichten werden jetzt 
offen kundgetan. Rassismus ist in der Mitte unserer Gesellschaft angekommen. Grenzen und 
Tabus werden öffentlich oftmals ohne „Scheu“ gebrochen.

•	 These: Es wird durch die Medien mehr berichtet. 

•	 These: Das Thema ist durch den Flüchtlingszuzug präsenter. Es gibt verhärtete Fronten 
und die Ansicht, für die Menschen stehen, wird oftmals extremer vertreten - man ist schneller 
bei einem Thema entweder „dafür“ oder „dagegen“. Die gesellschaftliche Spaltung ist stärker 
erlebbar.
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C.8	 Sind Ihnen Gruppen oder Institutionen bekannt, die gegen 	
	 Rechtsextremismus und/oder Rassismus aktiv sind?

Alle Nennungen in alphabetischer Reihenfolge ohne Gewichtung:

• Amadeu-Antonio-Stiftung

• Amnesty International

• Antifa aus Gevelsberg 

• Arbeitskreis Christen und Muslime 

• Bezirksschülervertretung

• Bundesprogramm „Demokratie leben!“ in Witten, Gevelsberg und Hattingen

• Bündnis „Buntes Hattingen gegen Rechts“

• Bürger- und Begegnungszentrum Holschentor

• Bürgermeister*innen der Städte

• CVJM (präventive Arbeit)

• Demokratische Parteien und deren Jugendorganisationen

• Deutsch-Polnischer Jugendaustausch

• DGB Bildungsstätte und Jugend Ruhr- Mark

• ehrenamtliche Arbeit insgesamt

• Einzelpersonen in Ämtern

• Elterninitiativen in Schulen

• Ennepetaler Modell gegen Rechts

• Facebook-Gruppe „Freies Witten – Gegen Rassissmus“

• Filmriss Kino

• Flüchtlingscafés

• Flüchtlingshilfen und zahlreiche ehrenamtliche Initiativen für Flüchtlinge

• Flüchtlings-Patenschaften

• Gevelsberger Bündnis gegen rechte Gewalt und für Zivilcourage –  „Woche gegen Rechts“.

• Gewaltakademie Villigst

• Grüne Jugend

• Haus der Jugend in Hattingen

• HAZ und Haus Friede

• Help-Kiosk e. V. Witten

• Hilfsorganisationen für Geflüchtete und Bedürftige (z. B. auch Kleiderkammer)

• IFAK e. V.
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Alle Nennungen in alphabetischer Reihenfolge ohne Gewichtung:

• IG Metall Bildungszentrum 

• Initiative gegen Ausländerfeindlichkeit

• Integrationsagentur des DRK

• Integrationsrat

• Jugendforum „Demokratie leben!“ in Gevelsberg, Hattingen und Witten

• Jugendreferenten der Ev. Jugend

• Jugendzentren

• Jusos

• Kinder- und Jugendparlament Hattingen

• Kinder- und Jugendrat NRW

• Kinderschutzbund

• Kirchen/kirchliche Vereinigungen

• Kommunales Integrationszentrum

• Koordinierungskreis ausländischer Mitbürger in Schwelm

• Künstler für Gerechtigkeit e.V.

• Landesprogramm „NRWeltoffen“ im Ennepe-Ruhr-Kreis

• Liberal-Islamischer Bund, Schwelm

• linke Gruppierungen

• Medizinische Flüchtlingshilfe

• Mehrgenerationenhaus in Ennepetal

• Migrant*innen-Selbstorganisationen

• Partnerschaften für Demokratie in Gevelsberg, Hattingen und Witten

• politische Gruppierungen gegen Rechts

• politische Parteien

• Pro Asyl

• Schulen ohne Rassismus 

• Service Clubs

• Soko e. V./“Trotz allem“

• Sportvereine (z. B. FSV Witten, DJK Blau Weiss Annen)

• Stadt Witten, z. B. Ausländerberatung

• Stadtverwaltung (teilweise)

• Universität Witten/Herdecke
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Alle Nennungen in alphabetischer Reihenfolge ohne Gewichtung:

• Unternehmer (wie z. B. Herr Stoffels)

• VdK (Verband der Kriegsgegner) 

• Volkshochschulen im Ennepe-Ruhr-Kreis

• VVN-BdA

• Willkommensinitiativen

• Wohlfahrtsverbände, z.B. AWO, Diakonie, Caritas

 
C.9	 Wird bei uns in der Region und speziell in Ihrer Stadt 
	 genug getan gegen Rechtsextremismus und Rassismus? 	
	 Was könnte Ihrer Meinung nach besser gemacht werden?

•	 These: Die Mehrheit der Befragten ist der Meinung, dass viel getan wird, es aber nie genug 
sein kann. Mehr Aufklärung, Bildung und/oder Anti-Gewalt-Training soll erfolgen sowie mehr Prä-
ventionsarbeit an Schulen.

•	 These: Zivilcourage ist gefordert. Vor allem der individuelle Einsatz jedes und jeder Einzelnen 
ist gefordert. Nicht wegsehen in kritischen Situationen. Position beziehen sollten auch die breite 
Öffentlichkeit und speziell Politiker. Es sollte immer gegen den sog. Alltagsrassismus und diskrimi-
nierende Bemerkungen angegangen werden. 

•	 These: Öffentliche Personen/ Meinungsführer*innen müssen sich oftmals noch stärker ge-
gen rechts zu erkennen geben und ihre Vorbildfunktion stärker wahrnehmen. Kirchengemeinden, 
Schulen, alle müssen das Thema noch ernster nehmen.

•	 These: In sozialen Netzwerken muss gegen jegliche Form von Rassismus vorgegangen 
werden. Alle müssen lernen, „Fake-News“ besser von Fakten zu unterscheiden. Anbieter müssen 
konsequenter gegen Verstöße vorgehen. Sensibilisierung muss auf breiter Front geschehen mit 
Abstrafen von rechtsextremen Redewendungen.

•	 These: Die Ängste der Menschen müssen ernstgenommen werden. Irreale Ängste der 
Menschen sollten durch konkrete Informationen nach Möglichkeit entkräftet werden. Begründete 
Ängste (z. B. Wohnungsnot oder sozialen Abstieg betreffend) sollte mit sichtbaren Maßnahmen der 
Regierenden begegnet werden. Menschen müssen merken, dass sich Politiker und Behörden um 
ihre Belange genauso intensiv kümmern wie z. B. um die von Geflüchteten.

•	 These: Es herrscht auch rassistisches und antisemitisches Gedankengut unter den geflüch-
teten Menschen. Die zugewanderten Menschen müssen Toleranz und Akzeptanz von 
Andersdenkenden/-gläubigen erlernen.

•	 These: Es ist wichtig, Menschen, die rechtsextremistische oder rassistische Tendenzen 
erkennen lassen, ein Integrationsangebot zu machen. 
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C.10	 Welche guten Beispiele gibt es in Ihrer Region?
		

Beratung und Fortbildung:

• Aussteigerberatung Witten

• Beratungsstelle Back Up in Dortmund

• Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus NRW

• Gewaltakademie Villigst, Anti-Rassismus-Training

• Ev. Erwachsenenbildung - Organisation von Fortbildungsangeboten für ehrenamtlich Tätige 
  in der Arbeit mit Geflüchteten

Veranstaltungen und Ereignisse:

• Das Festival „Witten ist Bunt“ 

• öffentliches Gedenken am Holocaust-Gedenktag, z. B. Gedenken an die Reichsprogromnacht 
  mit Kranzniederlegung

• Große Gegendemonstrationen gegen zwei „rechte“ Kundgebungen in den vergangenen   
  Jahren; Solidaritätskonzert für Flüchtlinge; Theaterstück gegen Rassismus; Veranstaltungen 
  im Rahmen von „Demokratie leben!“ und „NRWeltoffen“. sowie  Internationale Wochen gegen 
  Rassismus im März 2018

• Initiative des DFL (Promis gegen rechts)

• Beschilderung: Stadt gegen Rassismus, z. B. Witten hat keinen Platz für Rechtsextremismus

• Sternlauf aller Schulen, „Tag der Vielfalt“

• Internationales Freundschaftsfest

• Realschule Schwelm organisierte Demo gegen Rassismus 

• Jugendprojekt Horizonte

• Social Cooking (Flüchtlinge haben in der Flüchtlingsunterkunft gekocht und eingeladen)

• Mentorenprojekt/Vorleseprojekt (Stadtbücherei)

• Tag der offenen Moscheen, Gottesdienst mit Iman 
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längerfristige Aktivitäten: 

• Help Kiosk Witten, ehrenamtliche Flüchtlingshilfe, Hilfe bei Behördengängen, Schulanmeldungen, 
   Arztbesuchen, Übersetzungen, Vermittlung von Möbeln, Wäsche, Geschirr, Kleidung…

• Das Unternehmen Dr. Ausbüttel lässt seine Mitarbeiter einmal jährlich einen Tag in einem sozia-
  len Projekt arbeiten.

• Einzelprojekte von Aktiven im Rahmen der Partnerschaft für Demokratie Witten

• Kontrakt - Unternehmen für Bildung richtet sich an Kinder, Jugendliche und deren Eltern

• Programme „Schule ohne Rassismus“ und „Friedensstifterschule“

• Projekte der Blothe Vogel Schule, Institut für Waldorf Pädagogik, z. B.“ Vielfalt ist ein Geschenk“

• Projekte der Integrationsagentur des DRK, z. B. Interkulturelle Kompetenz in der Pflege, Interkul-
  turelle Kompetenz für Pädagoginnen und Pädagogen in Kita, Grundschule und OGS, Frauenfrüh-
  stück in Kooperation mit dem „Ort der Begegnung“, „Land im Koffer“ in Kooperation mit der Caritas.

• Projekte der Volkshochschulen wie z. B. Sprach- und Integrationskurse, Koordination der 
  Partnerschaft für Demokratie Witten, Vortragsreihen

• Projekte des Soziokulturellen Zentrums „Trotz allem“ – z. B. Vortragsreihen, Straßenfeste, 
  Hilfe für Geflüchtete

• Projekte des Stadtarchivs (Erinnerungskultur), z. B. die Begleitung bei der Verlegung von 
  Stolpersteinen

• Projektfabrik Witten, z. B. Quartiers Bühne Witten, Integration durch Kunst und Kultur

• Projektwochen an Schulen

• SaMoFa - Stärkung von Aktiven aus Migrantenorganisationen in der Flüchtlingsarbeit.

• Partnerschaften für Demokratie einschließlich des Jugendforums – Förderung zahlreicher 
  Projekte gegen Rechtsextremismus und Rassismus

• Schulungen von Erzieher*innen im Bereich interkulturelle Kompetenz

• Wittener Internationales Netzwerk (WIN) – Forum für Vertreter*innen aus Migrantenvereinen, 
  hauptamtliche Akteure aus dem Bereich der Integration, Fraktionsmitglieder und interessierte 
  Bürger*innen

• Projekt der Kunstinitiative „Künste eröffnen Welten“, verpflichtende Sprachkurse (sie fördern die 
  Integration und wirken gegen Verständigungsschwierigkeiten) 

• Projekte des IG-Metall-Bildungszentrums (Workshop-Reihen gegen Rassismus)

• Arbeit mit Jugendbetriebsräten

• Aktivitäten der Flüchtlingshilfe Sprockhövel 

• Runde Tische gegen rechte Gewalt 

• Runde Tische der Religionen (z. B. Religions for Peace).
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Orte der Begegnung:

• interkulturelle Familien- und Frauencafés 

• Ort der Begegnung, Raum e. V.

• Städtepartnerschaften: Internationales Jugendcamp in der Partnerstadt Mallnitz

• Jugendzentren, Schulen

• Sportvereine veranstalten Integrationsturniere und nehmen zahlreiche Menschen mit Flucht- 
  und Migrationshintergrund auf, z. B. DJK BW Annen als Stützpunktverein für Geflüchtete

• Weitere Orte: Stadtbibliotheken, Kirchen, Moscheen, Theater, Schulen gegen „rechts“, 
  Kleiderkammern, Diakonische Werk, Flüchtlingsberatung und -hilfen, Wohlfahrtsverbände, 
  Beirat Migration im Kreis, Beratungsstellen und Wohnprojekt der IFAK …

 

Die Befragungen und die Auswertung wurden durchgeführt von:

VHS Ennepe-Ruhr-Süd
Mittelstraße 86
58285 Gevelsberg
Telefon: 02332 9186 0
E-Mail: vhs@vhs-en-sued.de
www.vhs-en-sued.com

VHS Hattingen
Marktplatz 4
45527 Hattingen
Telefon: 02324 204 3511 - 13
E-Mail: vhs@hattingen.de
www.vhs.hattingen.de

VHS Witten | Wetter | Herdecke
Holzkampstraße 7
58453 Witten
Telefon:	  02302 5818610
E-Mail: info@vhs-wwh.de
www.vhs-wwh.de

 

Das Programm NRWeltoffen wird gefördert durch die Landeszentrale für politische Bildung im 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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Auswertung 
der Online-Befragung

265 Personen nahmen teil.
Dauer: 23.10.2017 – 16.02.2018

Handlungskonzept 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis
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	 Online-Fragebogen

A.	 Allgemeine Daten zu den Befragten	 96

B.	 Wie schätzen Sie die Situation bez. des Rechtsextremismus 
	 speziell im Ennepe-Ruhr-Kreis und v. a. in Ihrer Stadt ein?	 99

C.	 Sind Ihrer Meinung nach bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
	 in unserer Region (Ihrer Stadt) besonders durch rechtsextreme 
	 Tendenzen gefährdet?	 100

D.	 Sind Ihnen im EN-Kreis und speziell in Ihrer Stadt vergleichbare 
	 Diskriminierungen bekannt, die sich gegen Menschen mit 
	 homosexueller Orientierung, gegen Obdachlose oder Menschen 
	 mit Behinderung richteten?	 103

E.	 In welcher Form nehmen Sie rechtsextreme Aktivitäten wie 
	 Kundgebungen, Plakate, Aufkleber etc. hier im Kreis und 
	 in Ihrer Stadt wahr?	 105

F.	 Hatten Sie persönlich Begegnungen mit rechtsextremen 
	 Personen oder Gruppierungen oder fühlen Sie sich durch 
	 diese bedroht? Wenn ja, in welcher Form?	 106

G.	 Sind Ihnen Gruppen oder Institutionen bekannt, die gegen 
	 Rechtsextremismus und/oder Rassismus aktiv sind? 
	 Wenn ja, welche?	 109

H.	 Wird bei uns in der Region und speziell in Ihrem Wohnort 	
	 genug getan gegen Rechtsextremismus und/oder Rassismus? 
	 Was könnte Ihrer Meinung nach besser gemacht werden? 		
	 Nennen Sie Beispiele.	 110
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A.	 Allgemeine Daten zu den Befragten

Alter 

Alter		
unter 18 95 36,0%

18-20 36 13,7%

21-29 13 4,9%

30-39 31 11,7%

40-49 31 11,7%

50-59 34 12,9%

über 60 24 9,1%

Gesamt: 264 100 %

Mit der Befragung wurden alle Altersgruppen erreicht. Die Gruppe der unter 18-Jährigen ist die 
größte Gruppe. Der Grund dafür ist, dass die Art der Befragung (online) dieser Gruppe sehr zusagt 
und es wurden viele Schulen und Projekte mit Jugendlichen hierfür beworben. Außerdem hat der 
BSV Ennepe-Ruhr den Link der Befragung an ihre Mitglieder geteilt (www.facebook.com/BSV.
EnnepeRuhr/), die anscheinend der Aufforderung nachgekommen sind.

Die weiteren vier großen Gruppen sind einmal die Gruppe der 18- bis 20-Jährigen sowie die der 
50- bis 59-Jährigen, dicht gefolgt von den beiden Gruppen der 30- bis 39-Jährigen und der 40- 
bis 49-jährigen. Nach der Gruppe der über 60-Jährigen ist die Gruppe der 21-29-Jährigen am 
wenigsten vertreten.

5.2
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Geschlecht
 

Geschlecht

weiblich 117 44,7%

männlich 145 55,3%

Gesamt: 262 100 %

Die Gruppe der Männer in dieser Befragung ist größer als die der Frauen. Drei Personen haben 
diese Frage übersprungen.
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Wohnort
Beantwortet: 258 - Übersprungen: 7

Wohnort

Hattingen 67 26,0%

Gevelsberg 43 16,5%

Witten 36 14,0%

Schwelm 34 13,2%

NRW (Bochum, Dort-
mund, Essen, Hagen, 
Herne, Wuppertal)

29 11,2%

Sprockhövel 28 10,9%

Ennepetal 15 5,8%

Wetter 4 1,6%

Herdecke 1 0,4%

andere (Brasilien) 1 0,4%

Gesamt: 258 100 %

88% der Befragten wohnen im Ennepe-Ruhr-Kreis, der höchste Anteil der Befragten in Hattingen.
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B.	 Wie schätzen Sie die Situation bez. des Rechtsextremismus 	
	 speziell im Ennepe-Ruhr-Kreis und v.a. in Ihrer Stadt ein?
	 Beantwortet: 264 - Übersprungen: 1 
 

Situation des Rechtextremismus

entspannt 115 43,6%

angespannt 94 35,6%

leicht bedrohlich 34 12,9%

beängstigend 18 6,8%

dramatisch 3 1,1%

Gesamt: 264 100 %

Es ist deutlich eine Zweiteilung in der Beurteilung der Lage zu erkennen. Während  43,6% der 
Befragten die Situation als „entspannt“ einschätzen, empfinden 35,6% die Situation als „ange-
spannt“, 12,9% als „leicht bedrohlich“ und 6,8% als „beängstigend“, 1,1% gar als „dramatisch“. 
Fast man letztere vier Gruppen zusammen schätzen gar 56,4% der Befragten die Situation als 
nicht entspannt ein und werten die aktuelle Lage zwischen „angespannt“ und „dramatisch“. Diese 
gefühlte – sicherlich nicht repräsentative – Stimmungslage zeigt, Sorgen und Ängste vor Rassis-
mus und Rechtsextremismus sind im Ennepe-Ruhr-Kreis angekommen.

120

100

80

60

40

20

10

Anzahl

115

94

34

18
3

en
ts

pa
nn

t

an
ge

sp
an

nt

le
ic

ht
 b

ed
ro

hl
ic

h

be
än

gs
tig

en
d

dr
am

at
is

ch



100

5.2 Anhang

C.	 Sind Ihrer Meinung nach bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
	 in unserer Region (Ihrer Stadt) besonders durch rechtsextreme 
	 Tendenzen gefährdet?
	 Beantwortet: 231 - Übersprungen: 34. 
	 Diese Frage haben fast 13% der Befragten übersprungen.
 

Welche gesellschaftlichen Gruppen sind 
in Gefahr?

Flüchtlinge, Asylanten, Migranten 62 40,1%

Alle Schichten, jede Gruppe 34 21,9%

Sozial Benachteiligte, Schwache, 
Bildungsferne

18 11,6%

Weiß nicht, glaube schon, nicht 
aufgefallen

16 10,3%

politische Gruppen (Linke, AfD) 7 4,5%

Andere Gruppen (Jugendliche, Mus-
lime, Homosexuelle, Behinderte, 
Senioren, Frauen, die bürgerl. Mitte)

18 11,6%

Gesamt: 155 100 %
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Beispiele der Antworten auf die Frage, wer besonders gefährdet sei:

„Jugendliche/Jugend“
•	 „Meiner Meinung nach sind vor allem Kinder und Jugendliche aus schlecht situierten Familien 

bedroht, sich rechtsorientiertes Gedankengut anzueignen. Somit ist die Gefahr (primär) für 
sie selbst am größten! Sie disqualifizieren sich häufig eigenständig von der Teilnahme am 
„normalen“ gesellschaftlichen Leben. Ihnen bleibt somit nur die Möglichkeit, sich einer häufig 
rechts-agierenden Subkultur, beispielsweise der Hardcoreszene, anzuschließen und in dieser 
eine Toleranz- und gemeinsamen Werthaltung zu finden. Wittens erhöhte Kinderarmut be-
günstigt solch einen Werdegang schon in jungen Jahren. Ganz klar zu erkennen ist dabei, wer 
aus einem Haushalt kommt, in dem die Eltern arbeitslos sind, oder das Geld verhältnismäßig 
knapp ist, der neigt durch eigene Unzufriedenheit und Werthaltungen oder der der Eltern eher 
zu Rechtsextremismus. Sekundär sind natürlich neuzugewanderte Menschen gefährdet, wenn 
auch nur minimal.“

•	 „Ich glaube, dass sich viele Jugendliche keine Gedanken machen. Schule ist mehr denn je gefragt.“
•	 „Ja. Finanziell schwache Personen. Jugendliche ohne Berufsperspektive.“

„Allgemein“
•	 „Nein, der Mensch findet schon seine Ziele. Rassismus ist ein Konstrukt Verwirrter, die unter-

schiedlichste Anlässe dafür sehen, irgendwelche Personen, die sie als Ziel sehen, zu diskrimi-
nieren.“

Verschiedene weitere „Personengruppen“ werden genannt.
•	 Türken, Juden, Afro-Amerikaner (Afrikaner) 
•	 Muslime/Menschen aus den südlichen Ländern. 
•	 People of colour, Moslems und Muslimas, Behinderte, Linke und Homosexuelle, alle Schwatköppe.
•	 Homosexuelle, Lesben, Behinderte und andere Religionen. 
•	 AfD 
•	 Facebook-Gruppe: Du bist Ennepetaler, wenn... 
•	 Babyboomer-Generation, schlecht gebildete Menschen. 
•	 Jede Gruppe?
•	 Viele Arbeitslose, Rentner, Arbeiter in gering vergüteten Arbeitsverhältnissen. 
•	 Linke, Geflüchtete, Syrer.
•	 Erwerbslose, Rentner/innen in Altersarmut und Menschen mit niedrigem Bildungsabschluss.
•	 Untere Bildungsschicht der Deutschen in Sprockhövel.
•	 Die Personengruppe, die sich am häufigsten antisemitisch verhält, sind nun mal die Moslems 

und Nafris. Jedoch sind Muslime in der BRD „heilig“. Sie sind vom Gesetz befreit und dürfen 
Sachen sagen, die ganz klar rechts sind. Dieses hypokritische Verhalten der Neo-Liberalen 
und Linksextremen kann und will ich nicht länger tolerieren. 

•	 Die bürgerliche Mitte.
•	 Stark rechtsextremistische Gruppierungen gibt es meines Wissen nicht. Rassismus bezie-

hungsweise Abneigung gegenüber Ausländern gibt es jedoch schon in einem Maße, dass 
man es nicht tolerieren könnte. Tendenziell in die Jahr gekommene Menschen, Menschen aus 
etwas bildungsferneren Schichten; jedoch auch manche, die aus sehr gutem Hause kommen 
und sich dementsprechend als ,,besser“ ansehen, sind darin involviert. 

•	 Frauen.
•	 Geringverdienende, Langzeitarbeitslose, Jugend ohne Perspektive.
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5.2 Anhang

•	 „Für mich sind in meiner direkten Umgebung kaum Gruppen als solche erkennbar, denen 
ich solche Tendenzen zuschreiben könnte. Wir haben manchmal das Thema Graue Panther 
oder Graue Wölfe. Ich kenne die Gruppenbezeichnung nicht so genau. Es ist eine Gruppe 
von rechtsgerichteten Leuten mit türkischem Migrationshintergrund. Ansonsten nehme ich ein 
Klima von rechtem Denken wahr.“ 

•	 Bildungsferne, einkommensschwache Bevölkerungsgruppen. Entweder ungebildete Men-
schen oder die, die sich der Ungebildeten bedienen, um persönliche Vorteile zu ziehen z. B. in 
politischen Ämtern.

•	 Menschen in prekären Lebenssituationen, Sozialhilfeempfänger*in.
•	 Linke, Menschen mit Migrationshintergrund.
•	 Potentielle Opfer von Rechtsextremismus, also Menschen anderer Hautfarbe oder Nationalität.
•	 Menschen mit niedrigem Einkommen.
•	 Russische Einwanderer, Aussiedler.
•	 Zukünftig: potentielle Stadträte AfD, Ärmere Bevölkerungsschichten.
•	 Migrant*innen; Politiker*innen; Menschen, die sich in der Arbeit mit Migrant*innen engagieren; 

Homosexuelle, Transgender. In diesem Zusammenhang kenne ich eher den latenten Rassis-
mus. 

•	 Jugendliche, ältere Menschen, Arbeitslose.
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D.	 Sind Ihnen im EN-Kreis und speziell in Ihrer Stadt vergleichbare 
	 Diskriminierungen bekannt, die sich gegen Menschen mit 
	 homosexueller Orientierung, gegen Obdachlose oder Menschen  
	 mit Behinderung richteten?
	 Beantwortet: 226 - Übersprungen: 39 
	 Diese Frage wird überwiegend mit „Nein“ beantwortet. 63 % der Befragten sind keine 
	 Diskriminierungen dieser Art bekannt:
  

Diskriminierungen	
ja 67 29,6%

nein 143 63,3%

teilweise 16 7,1%

Gesamt: 226 100 %

Beispiele für die Beantwortung:

•	 „Nein, grundlegend nicht. Ganz im Gegenteil: Es gibt auch soziale Einrichtungen, die solche 	
	 Themen behandeln.“
•	 Beleidigungen wie „Du Schwuchtel“ o.ä. sind ja leider an der Tagesordnung.
•	 Facebook-Gruppe: „Du bist Ennepetaler, wenn...“, Ennepetaler Facebook Gruppe.
•	 „Es liegen immer mal wieder Zettel aus, dass die Flüchtlinge zurück in ihre Heimat sollen.“
•	 „Ja. Viele Menschen im Umfeld von pro NRW, AFD, Bürgerwehr.“
•	 „Teilweise schon, gerade Obdachlose werden stark diskriminiert.“
•	 „Homosexuelle ja, Obdachlose und Menschen mit Behinderung nicht.“
•	 In Schwelm, keine weiteren Anmerkungen.
•	 „Ja, meist versteckt in den sozialen Medien.“
•	 „In Witten gab es kürzlich einen schweren homophoben Vorfall, sonst eher nicht.“
•	 „Ja, besonders in unserer Schule, z. B. durch Lehrer.“
•	 „Ich kenne solche Tendenzen von manchen Bürgern, aber nicht von größeren Menschengruppen.“

	 ja		  nein		  teilweise	
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5.2 Anhang

•	 „Ja, viele machen sich über diese Menschen lustig, nehmen sie nicht ernst oder beleidigen 
sie. Das passiert besonders an Schulen.“

•	 „Muslime beschimpfen deutsche Juden und verhalten sich nicht gesellschaftskonform. Man 
merkt, dass sie aus dem Dschungel kommen.“

•	 „Ja, aber nur gegen Menschen mit homosexueller Orientierung.“
•	 Rechtsextremistisch veranlagte Menschen haben oft eine gewisse Tendenz auch anderweitige 

Minderheiten abzulehnen. Regional gibt es bei mir persönlich keine Auffälligkeiten.“
•	 „Hauptsächlich Bemerkungen von männlichen Schülern im Alter von 15 bis 18.“
•	 „Ich höre oft, wie andere Menschen (hauptsächlich männlich) in meinem Alter oder unter 18 

Jahren sich sehr negativ gegenüber Homosexuellen äußern.“
•	 „Ja, z. B. bei dieser Umfrage, bei der ausschließlich die Wahl zweier Geschlechter möglich ist. 

Diskriminierend gegenüber Trans-, Intergeschlechtlichen-Personen. Homosexuelle Ehen wer-
den im Computer immer noch zwischen „Mann“ und „Frau“ geschlossen. In meinen Schulen 
wurde mir nie etwas über Homo-, Bisexualität bzw. Transgender etc. vermittelt.“

•	 „Barrierefreiheit ist nicht hinreichend ausgebaut in Schulen, öffentlichen Gebäuden, dem Nah-
verkehr. Homosexualität ist noch immer nicht abschließend als normal anerkannt. Insbeson-
dere in Schulen wird (in Materialien, Gesprächen, Konfliktsituationen) immer von der hetero-
sexuellen Lebenspartnerschaft oder Orientierung gesprochen. Auf der Straße ist „Homo“ ein 
Schimpfwort. Durch nicht ausreichende Finanzierung und schlechte Konzeption der gesamt-
gesellschaftlichen Inklusion (betrieblich und in der Bildung) werden Beeinträchtigte als Risiko 
und Störung wahrgenommen.“

•	 „Es ist latenter Alltagsrassismus, -faschismus, -sexismus. Diskriminierung ist den Menschen 
oft einfach schon „ins Blut übergegangen“.“

•	 „Homosexuell orientierte Menschen, Obdachlose und Menschen mit Behinderung werden 
eher akzeptiert als Flüchtlinge - die unterschiedliche Toleranzschwelle ist meiner Meinung 
nach ziemlich transparent - Frustrationserscheinungen und rechte Tendenzen sind Flüchtlin-
gen gegenüber eher zu sehen. Der Vergleich wird eher zwischen einem gleichgesinnten, auf 
„Augenhöhe“ stehenden Menschen gezogen. Von einem homosexuell orientierten Menschen 
sowie von einem Obdachlosen geht erstmal keine „Gefahr“ aus. Ein Flüchtling aber bekommt 
genauso viel wie ich, oder noch viel mehr. So sind erfahrungsgemäß die Aussagen.“

•	 „Ja, sehr stark sogar vor allem in bildungsarmen Zentren und ausgeführt meist durch Migran-
ten, aber auch durch Jugendliche und junge Erwachsene. Aufklärung ist gefragt, angefangen 
in der Schule.“

•	 „Ja, einen Fall hatten wir erst in Hattingen. Ein junger Mann wurde massiv angegangen wegen 
seiner Homosexualität.“
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E.	 In welcher Form nehmen Sie rechtsextreme Aktivitäten wie 		
	 Kundgebungen, Plakate, Aufkleber etc. hier im Kreis und in 		
	 Ihrer Stadt wahr?
	 Beantwortet: 227  - Übersprungen: 38 

Diese Frage haben die Befragten zu 27% verneint oder angegeben, dass sie rechtsextreme 
Aktivitäten durch Schmierereien, Aufkleber, Graffiti an Hauswänden und Laternenmasten oder 
durch Wahlplakate (48%) wahrnehmen. Die sozialen Medien sind nicht stark betroffen. Es wur-
den dennoch die Gruppen „ Du bist Gevelsberger, wenn …“ und „Du bist Ennepetaler, wenn…“ 
als potentielles Forum für rechte Äußerungen genannt. 

 

rechtsextreme Aktivitäten 		
Schmierereien, Aufkleber, Plakate, Wahlwerbung 
(AfD)

109 48,0%

keine oder kaum Aktivitäten wahrgenommen 62 27,4%

Internet, soziale Medien, Presse 20 8,8%

in der Öffentlichkeit (Pöbeleien, Meinungsäußerungen) 18 7,9%

Demos 7 3,1%

Sonstige (Brandstiftung, Mobbing, Kleidung, Polizei) 11 4,8%

Gesamt: 227 100 %
	

Für Schwelm wurden folgende Punkte genannt: Demos und Anschläge auf das Büro der Linken.
In Schwelm sind im Moment sehr viele Sticker zu finden, die an verschiedenen Orten sind.
Pro NRW war 2015 in Schwelm vertreten, ansonsten vor allem Sticker oder Angriffe auf Parteibüros.
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„Rechtsextreme Tendenzen 
kenne ich hier in Gevels-
berg nur virtuell aus der 
Facebook-Gruppe „Wir sind 
Gevelsberger ....“. 
Dort werden sie aber sehr 
schnell entfernt.“ 
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5.2 Anhang

F.	 Hatten Sie persönlich Begegnungen mit rechtsextremen 		
	 Personen oder Gruppierungen oder fühlen Sie sich durch 		
	 diese bedroht? Wenn ja, in welcher Form?
	 Beantwortet: 225 - Übersprungen: 40 

Diese Frage wurde überwiegend verneint (55,5%). Deutlich ist, dass es immer wieder Begegnun-
gen mit diesem Personenkreis gibt, dass Personen sich aber nicht dadurch bedroht fühlen:
„Ich hatte eine Begegnung mit einer Person mit rechtsextremer Tendenz. Ich fühlte mich nicht 
bedroht, aber abgestoßen.“
„Begegnung ja, bedroht nein.“
„Im Alltag (Fitnessstudio), allerdings nicht bedrohlich.“
„Ich hatte selber Begegnungen mit leicht rechtsextremen Personen, die sich zum Teil (leider) 
auch in meinem weiteren Umfeld befinden. Ich fühle mich durch diese aber nicht bedroht.“

Vielen haben Begegnungen in ihrem beruflichen Leben mit diesem 
Personenkreis. Hier ein paar Beispiele:

•	 „Im Rahmen meiner Arbeit in der offenen Jugendarbeit habe ich sehr häufig mit Kindern und Jugend-
lichen zu tun, die rechtsorientiertes Gedankengut versteckt oder sehr offensichtlich teilen. Aufgrund 
meines Migrationshintergrunds gab es daher leider schon die eine oder andere Situation, in der ich 
als „Nigger!“ beschimpft worden bin oder mir beispielsweise ein zwölfjähriges Mädchen den Hand-
schlag verweigerte und mir sagte, dass ich schwarz sei und sie mir deshalb nicht die Hand geben 
dürfte. Akut bedroht fühle ich mich trotzdem nicht, da Rassismus mir gegenüber zumindest auf der 
Arbeit die absolute Ausnahme ist. Anders sieht es im Privatleben aus, beispielsweise, wenn ich in 
den Bus steige oder mir in einem Café auf Borkum etwas bestellen möchte. Mir wird gesagt, ich 
brauche kein Ticket raussuchen - ich hätte ja sowieso keins oder ich werde gar nicht erst bedient/
beachtet, bzw. mir wird die erwiderte Kommunikation durch Schweigen verweigert, so dass ich mein 
Essen über deutsch-aussehende Bekannte bestellen muss. Rassistische Bemerkungen oder An-
feindungen sind für mich allgegenwärtig, dazu braucht man sich nur mal die mediale „Facebookwelt“ 
anschauen, explizit aber die Wittener Gruppen, die teilweise bis zu 8.000 Mitglieder haben. In diesen 
Gruppen bekommen wenige tagtäglich eine Plattform, um rechte Hetze zu betreiben.“

•	 „In der ehrenamtlichen Tätigkeit bei der Flüchtlingsarbeit“.
•	 „Ja, auf Grund meiner Tätigkeit, aber ich werde nicht bedroht.“

Außerdem scheinen junge Menschen oft mit solchen Situationen konfrontiert 
zu sein:

•	 „In der Schule gibt es eine sehr geringe Minderheit von Schülern, welche sich feindlich bzw. sehr ne-
gativ über Menschen mit Migrationshintergrund und Flüchtlinge äußert. In einem Fall hat eine Person 
sogar gesagt, dass Hitler ihr großes Vorbild ist (allerdings war dies nicht besonders überzeugend, da 
diese Person allgemein merkwürdige und wechselnde Ansichten hat und später mehrere Beziehun-
gen mit „Ausländern“ hatte). Bei allen betroffenen Personen dieser Altersgruppe sind diese Ansichten 
auf Erziehungsberechtigte zurückzuführen. Auch durch den Wahl-o-Mat, welchen wir im Rahmen des 
Sozialwissenschafts-Unterricht letztes Jahr ausprobieren sollten, hatten vereinzelte Personen hohe 
Übereinstimmungen mit rechten und rechtsradikalen Parteien. Auch von einzelnen Lehrern fühlt man 
sich oft benachteiligt, wenn man südländisch aussieht. Allerdings hört man hier und da auch rassis-
tische Aussagen von älteren Menschen, aber diese Personen stammen meistens aus dem Osten 
oder Süden Deutschlands. Andererseits bemerke ich häufiger, dass südländische Jugendliche sich 
herablassend über Menschen mit homosexueller Orientierung äußern. Allgemein fühle ich mich nicht 
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bedroht. Ich kann Personen mit solchen Ansichten nicht ernst nehmen und finde Fremdenfeindlich-
keit auf Basis von Verallgemeinerung (einer Völkergruppe) zurückgeblieben, von daher stellen diese 
Personen keine Bedrohung für mich da.“

•	 „Ja das letzte Mal am 31.12.2017 auf einer Art Silvester-Feier. Dort erklärte mir ein gleichalt-
riger Junge, den ich vorher nicht kannte, dass er eine Abneigung gegen Türken und Kurden 
hat. Diese gewann er nach seinen Aussagen wohl durch Dispute mit Personen eben dieser 
Nationalität. Nach einem langen Gespräch waren wir uns einig, dass eine kleine Gruppierung 
von Menschen nie eine Allgemeinheit repräsentieren kann (zumindest, wenn es um die Nati-
onalität geht) und dass Pauschalisierungen nichts bringen. Mich mochte er aber anscheinend 
von Anfang an (ich bin halb Portugiese und halb Palästinenser).“

•	 „Ja, schon seit meiner Kindheit in Schule, Beruf, auf der Straße, früher in der Tanzschule...“
Begegnungen finden auch in sozialen Netzwerken statt:

•	 „Verleumdung und Beleidigungen in sozialen Netzwerken, Demo der NPD in Witten (ich war 
Teilnehmer der Gegendemo), Freunde wohnen im Haus mit ProNRW-Ratsmitglied und ich 
musste ihnen schon beistehen.“

•	 „Ein alter Freund aus Kindestagen ist mir auf Facebook mit xenophobem Verhalten gegenüber 
Geflüchteten aufgefallen. Ich habe ihn in meiner Freundesliste behalten und antworte jedes 
Mal freundlich und bestimmt, wenn er wieder solche Äußerungen postet. Unter Freunden ist 
das möglich und notwendig.“

•	 „Persönlich nicht, aber in der Facebook-Gruppe „Du bist Ennepetaler, wenn...“ werden ständig 
unbelegte Meldungen verbreitet, die gegen Flüchtlinge hetzen. Ausländerfeindliche Witze 
werden gepostet und die Kommentare gehen zu weit. Selber wurde ich beschimpft, wenn ich 
etwas dagegen geschrieben habe. Die Administratoren sehen entweder weg oder teilen das 
rassistische Gedankengut.“

•	 „Vor allem in bestimmten Wittener Facebook-Gruppen“
•	 „Rassistische Pöbeleien in Kneipen, auf der Limes in Geschäften und auch durch Geschäfts-

inhaber. Rassistische Angriffe auf Facebook, Facebook-Seiten in rechter Hand („Du bist 
Ennepetal, wenn...“).“

Allgemeine Äußerungen:

•	 „Ja, durch die Teilnehmer von den Parteien „Die Rechte“ und „Pro NRW“.“
•	 „Nicht mit Extremen, aber mit generell rechten Menschen. Ich sehe öfter draußen welche und 	
	 fühle mich dann unwohl.“
•	 „Ja, mehrfach, ständig!“
•	 „Mit älteren Leuten.“
•	 „Ja, ich bin schon persönlich angefeindet und bedroht worden, weil ich mich gegen Rechtsext	
	 remismus einsetze.“
•	 „Begegnungen, ja – aber nicht als Gruppe, sondern einzelne Personen.“
•	 „Ja körperlicher Angriff in Schwelm von vier Faschisten.“
•	 „Zudem kann man solche Gruppierungen am Kiosk am Busbahnhof Niedersprockhövel wahrnehmen!“
•	 „Ich persönlich eher nicht, jedoch merke ich es bei einigen Freunden, die aus dem Ausland 

stammen oder auch eine Behinderung haben. Es ist sehr schade, wie respektlos viele Men-
schen sind und andere einfach runter machen, ohne sie überhaupt zu kennen. Ein Freund von 
mir wurde aufgrund seines Migrationshintergrundes regelrecht terrorisiert und sogar verprügelt.“
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•	 „Ich kenne ein paar Leute, die sich durch unqualifizierte Sprüche gegen Homosexuelle und 
Flüchtlinge positionieren, was mich als ein Freund von syrischen und guineischen Flüchtlingen 
beunruhigt. Ich selber habe weder ausländische Wurzeln noch fühle ich mich zum gleichen 
Geschlecht hingezogen.“

•	 „Ich fühle mich nicht konkret durch rechtsextreme Personen oder Gruppierungen bedroht, 
aber hatte z. B. während einer Demonstration der NPD am Busbahnhof in Hattingen Mitte eine 
persönliche Begegnung; ansonsten begegne ich indirekt ab und zu im Bus oder in Supermärk-
ten an der Kasse Menschen, die rechtsgerichtete Kommentare abgeben.“

•	 „Ja, Menschen zwischen 15 und 18 Jahren, die rechtes Gedankengut teilen und gutheißen. 
Bedroht gefühlt: in gewissem Maße ja.“

•	 „Meiner Meinung nach kann man die AfD zumindest als „rechtsorientierte“ Gruppierung auffas-
sen und ich muss sagen, dass ich überrascht war, vor der Landtagswahl einen Stand dieser 
Partei in der Schwelmer Innenstadt zu sehen. Es gibt inoffizielle Gruppierungen in Schwelm, 
die sich als „rechts“ bezeichnen. Ich fühle mich dadurch nicht sonderlich bedroht, weil ich als 
Antifaschistin meine Meinung bereits gefestigt habe, aber ich habe Angst um andere Men-
schen (eben besonders Jugendliche), die sich noch nicht darüber im Klaren sind, welche 
Meinung sie unterstützen.“

•	 „Ich hatte Kontakt zu einem Postboten, der sich als Grauer Panther zu erkennen gegeben hat 
und das als unproblematisch empfand. Er hat sich für ein Sportfest engagiert und war ent-
täuscht, dass wir ihm die Unterstützung verweigert haben. Meine Frau hatte direkten Kontakt 
und fühlte sich bei einer politischen Veranstaltung auf dem Marktplatz bedroht. Das schärft 
die Wahrnehmung für Bedrohung. Aber wir hatten auch in direkter Nachbarschaft Leute, die 
offensichtlich rechtsextrem waren. Die Musik und die verhängten Fenster haben mir kein gu-
tes Gefühl gegeben. Eine direkte Begegnung habe ich nicht im Sinn. Die habe ich auch nicht 
gesucht.“

•	 „Im Wohnumfeld wohnten vor einer Weile Mitglieder von Kameradschaften, Diskussionen im 
Freibad über die „Asylanten“, Begegnungen auf dem Rheinischen Esel, Witten mit rechten 
Gruppierungen, Begegnungen mit Mitgliedern der Grauen Wölfe, Diskussionen und Erstaunen 
über Parallelgesellschaften.“

•	 „Tagtäglich im ÖPNV. Menschen setzen sich ungern neben einen Südländer oder Moslem.“
•	 „Ja. Einschüchterungsversuche auf größeren Stadtfesten gegen alternative oder politisch 

Andersdenkende kommen häufiger vor.“ 
•	 „Ja, Gespräch mit dem ehemaligen örtlichen NPD-Stadtrat. Ein sehr einfach gestrickter harm-

loser Mitläufer, der keiner Argumentation gewachsen war.“
•	 „Ja, in Schwelm mit Nazidrogenhändlern, die in enger Kooperation mit türkischen Drogen-

händlern ein Schweigekartell bildeten und sich gegenseitig vor Strafverfolgung schützten.
Ja, bei einer von Rechtsradikalen angemeldeten Demo gegen die Errichtung einer ambulan-
ten Einrichtung für psychisch Kranke im ehemaligen Gevelsberger Krankenhaus als Mitorga-
nisator der Gegendemonstration. Bislang habe ich mich noch nie von Rechtsradikalen bedroht 
gefühlt. Ein Gefühl des Unwohlseins entsteht aber automatisch, wenn man auf größere 
Gruppen von jungen Männern trifft, die sich gegenseitig in ihrem Imponiergehabe aufschau-
keln. Dabei macht es überhaupt keinen Unterschied, ob es sich um Rechtsradikale, Linksauto-
nome vom schwarzen Block, Türkengangs oder um andere Gruppen handelt, die diesen Staat 
verachten.“ 
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G.	 Sind Ihnen Gruppen oder Institutionen bekannt, die gegen 
	 Rechtsextremismus und/oder Rassismus aktiv sind? 
	 Wenn ja, welche?

Nennungen alphabetisch geordnet.
1.	 Aktionen „ennepetal.bunt.tolerant“, Witten ist bunt, Bunt statt Braun, Freies Witten, trotz 
	 allem, Witten ist bunt, Trotz allem, Ennepe-Ruhr stellt sich quer, ,,Buntes Hattingen gegen rechts“
2.	 Amnesty International
3.	 Antifaschistische Gruppierungen; Antifa Rechtsextremismus und Rassismus im EN-Kreis
4.	 Aussteigerprogramm Rechtsextremismus/Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus
5.	 BSV Ennepe-Ruhr
6.	 Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ Gevelsberg/Witten/Hattingen
7.	 Demokratische Parteien (Bündnis 90 - Die Grünen, SPD, Die Linke, FDP, CDU) 
8.	 Die Identitäre Bewegung
9.	 Facebook-Gruppe „Freies Witten – gegen Rassismus“, Ennepetaler Facebook-Gruppe
10.	 Flüchtlingshilfen und zahlreiche ehrenamtliche Initiativen „mit älteren Leuten“
11.	 Gevelsberger Bündnis gegen rechte Gewalt und für Zivilcourage; die Stadt Gevelsberg mit 	
	 ihrer „Woche gegen rechts“.
12.	 Gevelsberger Kulturverein
13.	 Helpkiosk
14.	 IFAK e. V. - Verein für multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe - Migrationsarbeit. 
15.	 In Witten: Jusos Witten - Die Linke - Trotz Allem (Kulturzentrum) - WERK°STADT (Kultur-

zentrum) - Grenzfrei (Verein) - Stellwerk (Verein) - Trotz allem, PFD - Witten ist bunt, Werk-
Stadt Witten, theaterspiel, Freundschaftsverein Tczew-Witten, Help-Kiosk, MLKG Witten, 
Facebook-Seiten Witten gegen Rassismus, Rotes Kreuz.

16.	 Initiative gegen Ausländerfeindlichkeit, Willkommensinitiativen, Initiativen wie „Mach meinen 	
	 Kumpel nicht an.“
17.	 Jugendforum „Demokratie leben!“ Gevelsberg
18.	 Jugendgruppen mit unterschiedlichem Hintergrund: kirchlich; parteipolitisch (das Projekt 		
	 „Horizonte“ für Jugendliche)
19.	 Kinderschutzbund
20.	 Kirchen, Ev. Kirchengemeinde Sprockhövel
21.	 Kolping
22.	 Kommunale Integrationszentren
23.	 Privatpersonen aus der Zivilgesellschaft
24.	 Schulen ohne Rassismus, Gymnasium Holthausen, Realschule und Gymnasium 
	 Gevelsberg, Das Märkische Gymnasium
25.	 SDAJ - Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend
26.	 Sport- und Jugendorganisationen
27.	 Stadtverwaltung
28.	 Uni Witten/Herdecke
29.	 Verbände und Vereinigungen
30.	 Volkshochschulen
31.	 Wohlfahrtsverbände, z. B. AWO, Diakonie
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5.2 Anhang
H.	 Wird bei uns in der Region und speziell in Ihrem Wohnort 	
	 genug getan gegen Rechtsextremismus und /oder Rassismus? 
	 Was könnte Ihrer Meinung nach besser gemacht werden? 		
	 Nennen Sie Beispiele.
	 Beantwortet: 202 - Übersprungen: 63 

Ca. 4% der Befragten haben diese Frage übersprungen. 20 (10%) Teilnehmende haben die Fra-
ge mit „ja“ beantwortet und ebenso viele (10%) mit „nein“. Alle anderen haben sich geäußert, und 
um ein differenziertes Ergebnis zu erzielen, wurden die Antworten zu dieser Frage kategorisiert. 
Mehrfach Nennungen kommen vor, es wurde aber versucht, diese zu vermeiden. 

Kategorie „Mehr“ – Es sollte mehr getan werden.

•	 „Meiner Meinung nach wird fast nichts dagegen unternommen. Man könnte ebenfalls große 
Aufkleber aufkleben, mit denen man die Angst/Wut/Trauer/Verzweifelung der Betroffenen 
verdeutlicht. Man könnte mehr Polizisten in diesem Bereich einsetzen und stattdessen bspw. 
die Suche nach Haschisch-Konsumenten etwas reduzieren. Außerdem könnten bei der Arbeit 
und an den Schulen über rechtsextreme Menschen und deren Handeln aufgeklärt werden und 
dazu aufgefordert werden, darauf mehr Rücksicht zu nehmen. Eventuell könnte an Schulen 
auch ein neues Fach angeboten werden.“ 

•	 „Mehr aufsuchende, zugehende Sozialarbeit an Brennpunkten; mehr Polizeipräsenz.“
•	 „Mehr politische Bildung in der Schule anstatt der „Pisaisierung des Schulsystems“, mehr 

Kommunikation zwischen politischen Entscheidungsträgern und den Wählern, Aufstockung 
der finanziellen Mittel bspw. Prävention, Aussteigerprogramme, Förderung der hier ansässigen 
Bevölkerung.“ 

•	 „Es wird einiges getan, besonders von überparteilichen Zusammenschlüssen. Es können 
immer mehr Menschen mehr tun. Politik könnte sich noch klarer positionieren. Auch entsteht 
teilweise der Eindruck, Ordnungshüter und Gerichte schützen eher Rechte und ihre Aufmär-
sche. Da sollte Politik sich stärker mit auseinandersetzen und kontrollieren.“ 

•	 „Aufklärungsarbeit über z. B. die identitäre Bewegung, konsequente Anzeigen von rechter 
Hetze in lokalen Facebook-Gruppen, an politischer Bildung mangelt es im ganzen Kreisgebiet 
in vielen Schichten der Gesellschaft. Die Sozialsysteme reichen nicht mehr aus, um in den 
Menschen keinen Neid, Hass oder Missgunst mehr hervorzurufen. Es gibt sicherlich einige 
Tausend Menschen im Kreis, die gesellschaftlich und finanziell abgehängt sind. Das ist der 
Nährboden von rechter Politik.“ 

•	 „Grundsätzlich ist immer Luft nach oben. Aber wir liegen hier wohl im Mittelfeld, was mehr ist, 
wie in anderen Städten/Kreisen. Persönlich finde ich z. B. die „Stolpersteine“ gut. Die Busfahrt 
durch den Kreis/Stadt, die jährlich im Rahmen der Woche gegen rechts stattfindet, sollte öfter 
stattfinden, mehr beworben werden und verbindlich für Schulklassen sein.“ 

•	 „Nein. Mehr Aufklärung und Projekte in Schulen und Sportvereinen gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit sowie für mehr Toleranz und Respekt.“ 

•	 „Man könnte sensibler gegenüber Schmierereien und Aufkleber sein. So etwas sollte schnells-
tens entfernt werden. Es sollten mehr Schutzräume für Randgruppen wie Obdachlose geben. 
Man muss noch mehr die einzelnen Menschen für rechtsextremes Gedankengut sensibilisie-
ren. Heutzutage sind Aussprüche wie „der gehört vergast“ schon fast normal und fallen kaum 
auf. Das ist bedenklich und muss wieder verändert werden.“

•	 „Es könnte immer mehr gemacht werden.“ 
•	 „Mehr Einbindung des Moscheevereins.“ 
•	 „In den Ortsteilen mit hohem Stimmenanteil der AfD (z. B. Hattingen-Welper) müsste mehr 

Aufklärungsarbeit stattfinden.“ 
•	 „Mehr öffentliche Aufmerksamkeit für das Thema herstellen, analog zum „Gesine Netzwerk“.“
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•	 „Organisation und Aufklärung sowie Streetworker und Treffpunkte für alle. Aufklärung sollte 
schon in der Schule beginnen. Wir brauchen mehr Raum für die Betroffenen. Wenn wir Men-
schen näher kennenlernen, scheinen sie nicht so wie wir es auf dem ersten Blick sehen. Wir 
müssen die Chance haben, diese Personen näher kennenzulernen, um dann eine Meinung 
zu bilden. Gemeinsame Treffpunkte mit Aktionen und Gesprächen können helfen. 
Ich finde, dass offene und verdeckte Fremdenfeindlichkeit angesprochen werden sollte. Die 
politischen Begriffe „ Rassismus und Rechtsextremismus“ verdecken mehr als das sie aufklä-
ren. Eine positive Vision „Vielfalt und Weltoffenheit“ wäre hilfreich.“ 

•	 „Mehr Aufklärungsarbeit leisten, Kinder und Jugendliche müssen ihr Bewusstsein erweitern 
und über den Tellerrand schauen können. Dies ist die einzige Chance, um langfristig etwas 
zu erreichen. Einmal im Jahr stattfindendes Konzert gegen Rechts ist schön, nur nicht sehr 
nachhaltig. Zumindest nicht dann, wenn es die einzigen Mechanismen sind. Dokumentatio-
nen, Theaterstücke an Schulen und OGS vorführen, Aufklärung um die Kinder und Jugend-
lichen emotional zu sensibilisieren. Austausch bzw. Expeditionen in Flüchtlingsunterkünfte, 
Patenschaften national und international als Gruppenprojekt, Schul-AG‘S im sozialen Bereich. 
Es ist sehr hilfreich Kinder und Jugendliche in die Rolle des Helfers schlüpfen zu lassen - es 
kann ein gutes Gefühl generieren, das durchaus zu einer positiven Persönlichkeitsentwicklung 
führen kann. Außerdem werden Barrieren abgebaut und das Kind bzw. der Jugendliche macht 
eine eigene Erfahrung, was letztendlich immer besser ist, als sich durch gemachte, vielleicht 
auch negative Erfahrungen, der Eltern oder Bekannten beeinflussen zu lassen.“ 

•	 „Nein. Mehr Aufklärung in Schulen.“ 
•	 „Man kann immer mehr tun!“ 
•	 „Kann besser werden. Mehr darauf aufmerksam machen.“
•	 „Ja, mehr Filme im Unterricht.“ 
•	 „Mehr Jugendliche ansprechen.“
•	 „Es könnte mehr gemacht werden, an der Schule wird zwar viel gemacht aber außerhalb der 

Schule und von der Stadt aus nicht genug.“ 
•	 „Mehr Hilfsbereitschaft.“
•	 „Man könnte mehr dafür sorgen, dass einigen Menschen deutlicher gemacht wird, dass jeder 

Mensch gleich ist und man ihn nicht anders behandeln sollte nur weil er muslimisch, schwul 
oder transsexuell ist oder in der Art (also anders als der „typische“ Deutsche). Manchmal be-
komme ich das Gefühl, dass solche Menschen ausgegrenzt werden, auch wenn man es nicht 
beabsichtigt. Vielleicht könnte man diese Region bunter gestalten, denn der Regenbogen 
steht ja sozusagen für diese Freiheit. Oder man könnte Plakate aufhängen.“ 

•	 „Ich finde, es kann nie schaden, dass mehr gegen Rechtsextremismus getan wird und beson-
ders in den frühen Lebensjahren von Kindern Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus 
gemacht wird und diese vorsichtig aufgeklärt werden (Mitte Grundschule).“ 

•	 „Ich denke, es gibt größere Probleme als Rechtsextremismus. Generell muss die Gesellschaft 
schlichtweg mehr aufgeklärt werden und das allumfassend.“ 

•	 „Derartige Probleme sind nicht unbedingt allgegenwertig und gesellschaftlich präsent. 
Dementsprechend sollten m. E. eher Täter mit dem Rechtsextremismus konfrontiert werden. 
Außerdem muss in der Schule mehr Zeit dafür sein, über derartige Themen zu diskutieren 
und SchülerInnen zu sensibilisieren. Ein Abrutschen Jugendlicher bzw. Heranwachsender in 
rechte oder rassistische Sphären muss unbedingt verhindert werden.“ 
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5.2 Anhang

•	 „Es könnte mehr Präventionsarbeit geleistet werden. Ebenfalls könnten Sticker und Parolen 
auch vermehrt abgerissen werden. Vielleicht sollten auch Bürgerveranstaltungen stattfinden. 
Ich bin erst vor kurzer Zeit nach Schwelm gezogen und kann noch keinen Weitblick werfen. 
Vielleicht sollte man auch mit den Schülervertretungen besser zusammen arbeiten. So hat es 
die Städteregion Aachen gemacht (dort habe ich gewohnt und gearbeitet) und auch interes-
sante Projekte für Jugendliche gemacht.“ 

•	 „Die Bürger besser aufklären, ihnen aufzeigen in wessen Interesse rassistische oder volksver-
hetzende Parolen unters Volk gestreut werden, auch Radio EN sollte dahingehend mehr und 
besser die Hörer informieren und in Sendungen diese Missstände aufzeigen.“ 

•	 „Bei Demonstrationen könnten regierende Parteien mehr Präsenz zeigen.“ 
•	 „Alles ok. Nicht mehr erforderlich.“ 
•	 „Mehr konkrete Angebote/Initiativen zur Integration von Migranten, insbesondere Einbezie-

hung der Kindergärten, Schulen und Sportvereine.“ 
•	 „Es könnte mehr sein z. B. in der Schule oder Plakate.“
•	 „Es könnte mehr Workshops oder Infoveranstaltungen zu diesem Thema geben!“ 
•	 „Nein, es wird nicht genug getan. Der Großteil der Menschen schaut weg, wenn rechtsextre-

mistische Aufkleber den Stadtteil „schmücken“ und rechtsextreme Graffiti am Bahnhof und am 
Gymnasium werden monatelang nicht entfernt. Die Geschichte der Stadt Wetter zur Zeit des 
Nationalsozialismus scheint auch noch nicht aufgearbeitet worden zu sein.“ 

•	 „Es wird viel getan, jedoch nicht genug, so lange es immer noch eine hohe Anzahl an rassis-
tischen Bürgern gibt. Die Zusammenführung vom Rassist mit deren gefürchteten „Gegnern“ 
wäre eine Idee, z. B. durch Kennenlernnachmittage im Café etc.“ 

•	 „Leider wird nicht genug getan, da zu wenig Aufklärungsarbeit geleistet wird. Was ist Ras-
sismus? Was ist Alltagsrassismus? Wie rassistisch ist unsere Gesellschaft, sei es die der 
Mehrheits- oder Minderheitsgesellschaft? Wie kann es dazu kommen, dass soziale Ungleich-
heiten Anschuldigen provozieren, die zu Gewaltakten führen können? Rassismus ist ein breit 
gefächertes Gebiet und es sollte vielmehr versucht werden, aufklärerisch und informativ dem 
entgegenzuwirken.“ 

•	 „Nein, es wird nicht genug getan. Die demokratischen Parteien müssten viel mehr in der Öf-
fentlichkeit gegen den Rechtsextremismus aktiv werden. Außerdem müssten Rat und Verwal-
tung, ähnlich wie einige Schulen, viel stärker Flagge zeigen.“ 
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Kategorie „Genug getan“

•	 „Ich habe nicht das Gefühl, dass der Rechtsextremismus in der Region herrscht. Daher wird 
wahrscheinlich genug getan.“ 

•	 „In meinem Umkreis gibt es meines Wissens nach keine Probleme mit Rechtsextremismus 
oder Rassismus, daher wird denke ich, dass genug dagegen getan wird. Ich denke aber, dass 
Menschen sich sowieso nicht von irgendwelchen Kampagnen etc. beeinflussen lassen.“ 

•	 „Es wird genug getan, jedoch gibt es wohl immer noch Verbesserungen, u. a. in der Flüchtlings-
integration.“ 

•	 „Es wird genug gegen Rassismus getan. Die Integration funktioniert meiner Meinung nach gut.“
•	 „Ja, es wird genug getan.“
•	 „An meiner Schule wird auf jeden Fall genug gegen Rassismus getan. Gerade meine Genera-

tion ist immer mit den Worten aufgewachsen, dass wir Menschen alle gleich sind, egal wo wir 
herkommen. Es ist besonders wichtig, dies auch den nächsten Generationen mit auf den Weg 
zu geben. Es muss klar werden, dass jeder Mensch gleich viel wert ist und ein Recht hat, so 
zu sein wie er ist. In der Stadt generell merkt man allerdings weniger, dass gegen Rassismus 
angegangen wird. Ich schätze, egal was man machen würde, die meisten würde es nicht inter-
essieren und sie bleiben bei ihrer Meinung. Einfach nur, weil es bequemer für sie ist. 

•	 „Es wird viel getan, aber „genug“ gibt es in dieser Frage nicht.“ 

Kategorie „Veranstaltungen“

•	 „Jeder Einzelne kann mit Gesprächen versuchen, gegenzusteuern. In Witten wird viel gegen 
Rassismus getan. Veranstaltungen, Demos...“ 

•	 „Opferberatung, Aufklärungsarbeit, Veranstaltungen (Musik, Info, Workshops) speziell für junge Leute.“ 
•	 „Mehr Veranstaltungen gegen Linksextremismus.“
•	 „Ja, es gibt die Woche für Zivilcourage und gegen rechte Gewalt, über das Jahr hinweg, 

könnte ‘s noch einige Veranstaltungen, Aktionen organisiert werden.“ 
•	 „Man könnte mehr darüber sprechen, Veranstaltungen organisieren, mehr Demos gegen 

Rechtsextremismus durchsetzen.“ 
•	 „Nein, genug wird meiner Meinung nach noch nicht getan. Es müssten mehr Aktionen durchgeführt 

werden, die zeigen, dass es antirassistische Gruppen gibt, zum Beispiel Stände in der Stadt, kleine 
Feiern, Konzerte oder die Gründung von Jugendgruppen. Man könnte Diskussionsrunden stattfin-
den lassen und rechte Argumente in diesen entkräften. Was man auch machen kann, ist Material 
zu erstellen und dieses zu verteilen, gerade bei öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen. Mir ist 
oft aufgefallen, dass viele hetzerische und faktisch falsche Sprüche der Rechten einfach nachge-
quatscht werden, etwas wie “Die Flüchtlinge kriegen alle die neuesten Handys und viel mehr Geld 
als die deutschen Hartz-IV-Empfänger“ oder “Deutschland wird durch die Flüchtlinge islamisiert und 
das deutsche Volk soll gezielt ausgerottet werden“. Solche Aussagen sind einfach falsch und durch 
Material, in dem Zahlen, Daten und Fakten stehen, könnte man ihnen gezielt entgegenwirken.“ 

•	 „Mehrheitsgesellschaft mehr in den Dialog rund um Demokratie und gegen Fremdenfeindlich-
keit einbinden, Aktionen zur Begegnung/Kennenlernen, Schulaktionen gegen Rechts, Theater, 
Vortrag, Workshop-Programme, Stolpersteinverlegungen, Weiterführung Diskussion um Bild 
„Zirkusreiter“ im märkischen Museum – eventuell enteigneter jüdischer Galerist, Diskussionen 
mit Integrationsrat über graue Wölfe, Aktionstage gegen Homophobie, niederschweflige Vertei-
lung von Fördergelder, Einrichtung von Stadtteilzentren für Veranstaltungen; Treffen, Diskussio-
nen – generationsübergreifend, Kunstaktionen ....“ 
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5.2 Anhang

•	 „Weitere Veranstaltungen vor Ort in Ennepetal; Ansprache speziell für junge Menschen/junge 
Zuwanderer.“

•	 „Es fehlt eine Glaubwürdigkeit in die Institutionen und das Vertrauen in diese. Es interessiert aus 
diesem Grund auch niemand, ob der Rassismus oder Rechtsextremismus sein Unwesen treibt 
oder nicht. In den Veranstaltungen gegen Rechtsextremismus und/oder Rassismus sitzen auch 
immer nur dieselben Alibi-Personen. Ich glaube, dass ist auch vielen im Kreis bekannt.“ 

•	 „Mehr Veranstaltungen und Diskussionen zu den unterschiedlichen Hintergründen der ver-
schiedenen „Rechtsgruppen“, besonders zu deren Tätigkeiten in der angrenzenden Nachbar-
schaft Dortmund-Dorstfeld.“

Kategorie „Gevelsberg“

•	 „Genug kann nie getan werden, allerdings ist in Gevelsberg das Angebot sehr groß. Frage ist 
aber, erreiche ich damit auch die, die erreicht werden sollen.“ 

•	 „In Gevelsberg wird hierfür genug getan.“
•	 „In Gevelsberg wird mit der Woche für Zivilcourage und gegen rechte Gewalt bereits einiges gemacht.“ 
•	 „Letztlich ist es nie genug, aber Gevelsberg ist schon vorbildlich aktiv!“ 
•	 „Mehr Information über Flüchtlinge, d. h. sie müssen genauso wie andere Sozialhilfeempfän-

ger ihren Aufgaben nachkommen. Manche Bürger sagen, sie bekommen alles in den Hintern 
geschoben. Sie kennen aber oft keinen Flüchtling persönlich. In Gevelsberg gibt es die von der 
Stadt geschulten Flüchtlingspaten (zu denen auch ich gehöre). Ich betreue seit zwei Jahren 
eine Frau aus Eritrea. So ein Eins-zu-eins-Coaching ist natürlich der Idealfall und sollte fort-
geführt werden. Durch die entsprechenden Verteiler gibt es viele Infos, auch über Projekte für 
Flüchtlinge. Ich finde, es wird schon viel getan.“ 

Kategorie „Schule“ – hier wurden nur Abschnitte herausgefiltert, die bis 
jetzt nicht vorgekommen sind.

•	 „Präventionsprogramme in den Schulen. Aussteiger aus radikalen Szenen zu Gesprächen mit 
Schülerinnen und Schülern einladen. Projekttage, -woche in Schulen zu den Themen Rechtsra-
dikalismus, Salafismus, Homophobie.“ 

•	 „Rassismus, Sexismus beginnt zu Hause. Die Kinder nehmen diese Vision der Welt von ihren 
Eltern mit in die Schule, also in den Schulen agieren. In den Sportvereinen ist keine Rede von 
Rassismus mindestens im Breitensport.“

•	 „Teils teils, es könnte in Schulen und Freizeiteinrichtungen für Jugendliche bessere Aufklärung 
stattfinden. Lehrkräfte könnten sich intensiver damit auseinandersetzen.“

•	 „Eigentlich schon, allerdings erreicht man die Dummköpfe nicht mit solchen Instrumenten. 
Verbindliche Austauschprojekte in Schulen wären sinnvoll, wenn man diese bezahlen könnte. 
Will sagen, dass jeder SuS für ein paar Monate ins Ausland müsste - Ausland ist hier aber nicht 
Frankreich oder USA, eher die Drittstaaten.“ 

•	 „Ich glaube, dass viel getan wird. Allerdings ist Bildung das A und O! Meiner Meinung nach 
muss aber im Elternhaus und/oder der Schule nochmal „nachgebessert“ werden.“ 

•	 „	Präventionsmaßnahmen, insbesondere in den Schulen, die auf Orientierungen, Einstellungen 
und Verhaltensweisen von Risikogruppen aufklären und gegenwirken.“
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•	 Nein, in der Schule wird zu wenig getan. 
•	 Verbesserte Aufklärung in Schulen , Plakate, Aufklärung in sozialen Medien. 
•	 Die Arbeit in den Schulen sollte intensiviert werden. 
•	 „Nein! Weitergehende Förderung von Bürgerinitiativen. Bessere Vernetzung bestehender 

Organisationen. Prävention in Schulen, Ghettoisierung von Migranten entgegenwirken. Ver-
ständnis vermitteln.“ 

•	 „Gegen öffentliche rechte Propaganda vorgehen, vorher muss darüber zum Beispiel in den 
Schulen aufgeklärt werden.“ 

•	 „Ich glaube, dass in unserer Stadt kaum was gegen Rechtsextremismus getan wird, es aber auch 
momentan nicht so notwendig ist. In größeren Nachbarstädten wie Wuppertal könnte ich mir vor-
stellen, dass dort Kurse gegen Rechtsextremismus in Schulen und in den Firmen sinnvoller wären.

•	 „Schulen/Institutionen „gegen Rassismus“.“ 
•	 „Ich finde, gerade in der Schule und im Kontakt mit jungen Menschen (z. B. CVJM) wird viel 

getan, aber vielleicht könnte man den Kontakt zwischen Erwachsenen fördern.“
•	 „Ich habe persönlich das Gefühl, dass immer über Flüchtlinge und Ausländer gesprochen 

wird, aber kaum jemand auf die Betroffenen zugeht, um zu zeigen, dass er sich gegen Rassis-
mus stellt. Außerdem muss man der Gesellschaft klar machen, dass niemand, der woanders 
herkommt, komplett anders ist als man selbst und das schafft man nur, wenn man es den Leu-
ten beweist. Dass, was mich und meine Freunde zusammen gebracht hat, war die Integration 
an unserer Schule und die Möglichkeit, bei meinem Fußballtraining mitzumachen. Das schafft 
soziale Kontakte und man macht etwas gemeinsam, denn Sport kennt keine Hautfarbe. Jeder 
kann seinen Teil beitragen und man hat zusammen Spaß. Solche Programme muss es für 
jeden geben, um dem Rassismus entgegen zu wirken.“ 

•	 „Ich denke, dass gegen Rassismus so gut wie alles bereits getan wird, was nur möglich ist. Zu be-
mängeln habe ich allerdings, dass zu Rechtsextremismus in der Schule viel zu oft und viel zu lange 
das Dritte Reich und der Antisemitismus thematisiert und behandelt wurde. Mit der Zeit wurde es 
sehr lästig, immerzu dasselbe hören zu müssen. Es wäre vielleicht sinnvoller, sich stärker auf die 
Gegenwart zu konzentrieren, als aus der Vergangenheit ein großes Thema zu machen.“ 

•	 „Aufklärung in der Schule.“ 
•	 „Anpassung unserer ausländischen Mitmenschen wäre ein Anfang, um Rechtsextremismus 

einzudämmen. An der Schule von unserem Sohn wurde jetzt beschlossen, dass beim Abholen 
bzw. Wegbringen der Kinder kein Hund mitgenommen werden darf, da die muslimischen Kul-
turen sich bei der Schuldirektorin beschwert haben, dass Hunde schmutzig sind und in ihrem 
Land auf der Straße leben. Wenn Sie einen Hund berühren, müssen sie sich direkt duschen, 
umziehen und beten. Durch dieses nicht Anpassen an unserer Kultur fördern sie Rassismus. 
Des Weiteren möchten diese nicht mit Andersgläubigen reden und sondern sich in Gruppen 
ab. Der erste Ansatz zur Vorbeugung gegen Rechtsextremismus sollte damit anfangen, dass 
sich unsere anders denkenden bzw. gläubigen Mitmenschen in unserem Alltag integrieren und 
sich mit unseren Sitten und Bräuchen abfinden.“ 

•	 „Meiner Meinung nach sollte besonders an Schulen mehr über Rechtsextremismus und Ras-
sismus aufgeklärt werden. Natürlich ist es auch wichtig, dass Erwachsene informiert werden, 
aber ich denke, dass Jugendliche leichter einer Ideologie „verfallen“, da sie noch einfacher zu 
beeinflussen sind. Am Ende des Schuljahres findet am MGS eine Projektwoche zum Thema 
„Lernen wir für die Schule oder für das Leben?“ statt und dort wird sich auch mit politischer 
Bildung beschäftigt. In diesem Zuge wird natürlich auch Extremismus aufgegriffen. Falls Sie 
sich daran beteiligen möchten, richten Sie sich gerne an die SV des MGS.“ 
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5.2 Anhang

Kategorie „Medien“

•	 „Es fehlt vor allem an sachlicher und juristischer Aufklärung über diese gesellschaftliche Fehlentwicklung, 
die sich in zeitlichen Abständen zu wiederholen scheint. Man sollte genau unterscheiden: 1. Wer ist nur 
ein Protestwähler einer der rechtsextremen Parteien? 2. Wer ist ein Aufwiegler oder sogar Gewalttäter 
der allgemeinen ideologischen Richtung? 3. Welche Rolle spielen vor allem Behörden wie z. B. der 
Verfassungsschutz bzw. seine Mitarbeiter als Täter (siehe NSU-Prozess oder Bombenattentat auf der 
Münchner Oktoberwiese)? 4. Wer ist z.B. Reichsbürger und dazu noch eventuell im Polizeidienst? […].“

Kategorie „besser“ – was noch besser gemacht werden sollte

•	 „Grundsätzlich spielt das Angebot, mit dem die „abgehängten“ Zielgruppen erreicht werden 
könn(t)en, eine große Rolle. Es wird schon einiges im Rahmen von Projekten getan. Es wäre 
sicher besser, wenn dieses Angebot verstetigt werden könnte.“ 

•	 „Es wäre in der gesamten Gesellschaft besser, Probleme von Menschen jeder gesellschaftlichen 
Richtung ernst zu nehmen und offen ohne ideologische Scheuklappen zu diskutieren, statt radi-
kale Gruppen in Schubladen zu stecken, die Themen von Andersdenkenden zu tabuisieren und 
dadurch die ausgegrenzten Menschen in die Arme von radikalen Gruppen zu treiben.“ 

•	 „Genug nicht, auch wenn doch viel gemacht wird. Zusammenarbeit und Vernetzung muss bes-
ser laufen.“ 

•	 „Bessere Koordination der Angebote, Runder-Tisch-Bildung.“
•	 „Bessere Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die den Rechten den Nährboden entzieht.“
•	 „Bessere Integration und vor allem schnellere.“ 
•	 „Nein, kann besser sein.“

Kategorie „Integration“

•	 „Eine Überarbeitung der Integration. Wir haben vermehrt mit Asylanten Probleme, da diese ihre 
Sitten hier weiterführen und dies Probleme mit sich bringt.“ 

•	 „Wenn die Integration sich verbessert, lässt auch der Rassismus nach.“

Kategorie „Flüchtlinge“

•	 „Aufklärung schadet nie. Flüchtlinge werden oft diskriminiert. Sie haben selber aber oft eine 
rassistische Einstellung anderen gegenüber. Gerade im Bereich der Flüchtlingsarbeit sollte 
Aufklärung angeboten werden!“ 

•	 „Die Organisationen, die etwas machen könnten, sollen sichtbarer werden. Es gibt Facebook, Twitter, 
Podcast, YouTube, Bürgermedien wie nrwision.de oder das Bürgerfernsehen und -radio. In Münster 
gibt sind unterschiedliche Gruppen in Bürgermedien aktiv: Radio Fluchtpunkt: Integration und sozial-
rechtliche Beratung bei der GGUA-Flüchtlingshilfe, antenne antifa, Young Refugees TV, „save me“ – 
Kampagne für Flüchtlinge in Bonn, Die Macher: Refugees Radio, Medienwerkstatt Minden-Lübbecke.“

•	 „Könnte mehr sein. Besonders ältere Menschen haben teils Vorurteile gegen z.B. Flüchtlinge.“
•	 „Bessere Integration der Flüchtlinge, besseres Lernen der Sprache und mehr.“
•	 „Man sollte eher was gegen diese ganzen Flüchtlinge tun?“ 
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•	 „Ich denke, dass in Sprockhövel schon einiges gegen Rechtsextremismus getan wird; man 
aber die Integration der Flüchtlinge weiter verbessern könnte, um den Rechtsextremismus 
gegen diese mehr zu lindern!“ 

Kategorie „Aufklärung“

•	 „Aufklärung, dass jeder Mensch eine Behinderung bekommen kann und dann den gleichen 
Ressentiments ausgesetzt ist.“

•	 „Für mich war Aufklärung darüber, wie ich rechte Orientierung erkennen kann, wichtig. Welcher 
Sprachgebrauch, welche Aufkleber und welche Kleidung deuten auf eine rechte Orientierung 
hin. Auch die Kenntnis dessen, dass es Zeichen und Aussagen gibt, die regelrecht verboten und 
strafbar sind, hat mir deutlich gemacht, um was es hier geht. Erst als ich das kennen gelernt habe, 
hatte ich eine Wahrnehmungsmöglichkeit dieser Orientierung. In dem Moment habe ich aber auch 
gelernt, wie wenig davon Allgemeinwissen ist und die Thematik auch im bürgerlichen gebildeten 
Milieu unterschätzt wird. Wir leben in unterschiedlichen Milieus, die vergleichsweise wenig vonein-
ander wissen. Die, die es sich leisten können, meiden den Kontakt mit anderen Milieus, in dem sie 
mit ihrem eigenen Auto in eigenem Milieu unterwegs sind. Wir könnten am öffentlichen Nahverkehr 
arbeiten und Menschen animieren, daran teilzunehmen und damit wenigstens ein bisschen davon 
wegkommen, sich nur im eigenen Milieu zu bewegen. Wir könnten dafür sorgen, dass wir Nach-
barn auf der Straße begegnen und dass nachbarschaftliches Leben auf der Straße wahrnehmbar 
ist. Unter anderem deshalb lebe ich an einer Straßenecke mit kleinen unterschiedlichen Geschäf-
ten, die Publikumsverkehr haben, wo man stehen bleiben kann, weil man sich kennt oder weil man 
kontaktbereit ist und wo man sondieren kann, wie die anderen drauf sind und wie man damit in 
Kontakt treten will und kann. Hier ist die Überschneidung von Milieus strukturell angelegt und von 
daher auch wahrnehmbar. In diesem Sinne ist Wohnen, Arbeiten und Einkaufen näher zusammen 
zu bringen, eine wichtige städteplanerische Aufgabe. Ich suche nicht das Leben in einer Gated 
Community, aber unsere Städte und unsere Lebensführung hat eine Tendenz Abschottungen von 
Milieus herzustellen. Das macht blind bezogen auf gesellschaftliche Realität und von daher ist 
Bewegung dagegen wichtig.“ 

•	 „Es gibt viele Anlaufstellen, bei denen man Hilfe und Verständnis bekommt als (potentielles) 
Opfer. Die Ursachen von Rechtsextremismus werden bei weitem nicht genug angegangen. 
Menschen in sichereren Lebenssituationen, die dazu noch Bildung (und Aufklärung) und Medi-
enkritik und echt politische Teilhabe geboten bekommen, sind viel weniger anfällig für rechtes 
Gedankengut. Das muss aber groß gedacht werden.“ 

•	 „Nein, weitreichende Aufklärung ist notwendig, das wir in einer Migrationsgesellschaft leben.
Konsequentes Einschreiten von Zeugen und Behörden, öffentliche Wahrnehmung verbessern, 
das Problem bewusst machen, aufklären.“

•	 „Man könnte über Aufklärungsaktionen gegen Alltagsrassismus nachdenken. Insbesondere 
auch in den sozialen Netzwerken.“ 

•	 „Man könnte aktiv das Gespräch suchen und eventuell Menschen aufklären.“ 
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5.2 Anhang

Kategorie „Maßnahmen“

•	 „Maßnahmen sind mir speziell jetzt nicht bekannt. Jedoch wird man in jedem Fall in dieser Stadt 
mit ausländischen Bürgern konfrontiert. Meines Erachtens nach sollte eine tolerante Denkweise 
schon von Kindesalter bei den Menschen verankert werden. Wenn bereits in Kindergärten und 
Grundschule die Kinder mit Minderheiten bekannt gemacht werden, wird sich das künftig auf 
jeden Fall positiv auswirken. Denn je älter ein Mensch wird, desto eher ist er von seiner Meinung 
überzeugt und hält dran fest. Kinder entdecken ihr Umfeld erst, so dass sie auch merken, dass 
es in nahezu allen Gruppierungen sowohl gute als auch schlechte Menschen gibt.“

•	 „Integrative Maßnahmen für Jugendliche, politische Bildung für Erwachsene, Angebote für 
Arbeitslose und Berentete, sich in ehrenamtlicher Tätigkeit wieder bzw. weiter als dringend 
benötigter Teil der Gesellschaft zu erleben.“ 

•	 „Es fehlt eher an Maßnahmen gegen Linksextremismus.“

Kategorie „Extremismus“

•	 „Nein, zu wenig. Rechtsextremismus auf allen Ebenen nicht nur unter Deutschen auch unter 
Zugewanderten oder religiöser Extremismus etc“. 

•	 „Es wird zu wenig gegen jegliche Art von Extremismus getan.“

Kategorie „Rassismus“

•	 „Das Gymnasium Holthausen, das ich besuche, trägt als Motto „Kein Rassismus“. Aber da der 
Rassismus hier keine so große Rolle spielt, ist dies auch nicht weiter durch neu errichtete Insti-
tutionen zu sichern. Scheint ja genügend zu sein, wenn ich nichts von Rassismus mitbekomme.“

•	 „In meinem Wohnort ist Rassismus beziehungsweise Rechtsextremismus nicht bemerkbar 
vertreten, weshalb keine Gegenmaßnahmen veranlasst werden.“

•	 „Nein, es wird nicht genug gemacht. Jeder sollte nicht die Schuld auf andere schieben und 
sich an die eigene Nase packen und nachdenken, was man machen könnte, um Rassismus 
zu unterbinden.“

•	 „Wenn die Integration sich verbessert, lässt auch der Rassismus nach.“
•	 „Rassismus kann man direkt nicht bekämpfen. Man muss die Ursachen bekämpfen und hier 

wird so gut wie nichts gemacht.“

Kategorie „Symbole“

•	 „Kundgebungen gegen Faschisten, Lehrgänge für Polizei und Ordnungsamt zum Thema Na-
zikleidung und Symbole erkennen und handeln. Outing von Faschisten der Region organisie-
ren, Widerstand aufbauen.“



119

Kategorie „Hattingen“

•	 „Nicht nötig, Hattingen ist ja selber das Ghetto schlechthin: Holthausen, Welper, Hattingen Mitte... „
•	 „Die allgemeine politische „Wetterlage“ in Deutschland, aber auch in der Welt zeigt, dass man 

nie genug in diesem Themenfeld tun kann. Insbesondere die verblassende Demokratiekultur ist 
beängstigend. Programme wie Demokratie leben! oder NRWeltoffen können den Dialog fördern, 
aufrütteln, aufklären und insbesondere junge Menschen aktiv einbinden. In diesem Zusammen-
hang ist in Hattingen im kommenden Jahr eine breit aufgestellte Gedenkwoche zum achtzigsten 
Jahrestag der Reichsprogromnacht mit vielen Aktionen und Veranstaltungen geplant.“

•	 „In den Ortsteilen mit hohem Stimmenanteil der AfD (z. B. Hattingen -Welper) müsste mehr 
Aufklärungsarbeit stattfinden.“

•	 „Es könnten häufiger Demonstrationen stattfinden, um gegen Rassismus Position zu bezie-
hen. Außerdem sollte von Fällen von Diskriminierungen, Rassismus oder rechtsextremen 
Beleidigungen je nach Härte deutlicher in den Medien berichtet werden. In den Schulen kann 
man Fördergelder bereitstellen und Gemeinschaftsprojekte (z. B. zwischen den beiden Hattin-
ger Gymnasien) zum Thema anregen.“

Kategorie „Witten“

•	 „Es gibt zu wenig Zivilcourage im Alltag. Rechte Hetze wird zu sehr toleriert, da die AfD die 
Grenze des Sagbaren verschoben hat. Politische Bildung und Medienkompetenz müssen 
in Schulen und Lehrerausbildung mehr Platz einnehmen, um die Gesellschaft gegen diese 
Entwicklungen wehrhafter zu machen.“ 

•	 „Jeder Einzelne kann mit Gesprächen versuchen gegenzusteuern. In Witten wird viel gegen 
Rassismus getan. Veranstaltungen, Demos...“ 

Kategorie „Sonstiges“

•	 „Das kann ich nicht beurteilen, da ich mich noch nicht mit dem Thema beschäftigt habe.
•	 „Nicht nur gegen etwas sein, sondern für etwas einstehen (Vielfalt). Evtl. direkte Auseinander-

setzung suchen?!“
•	 „Kann ich nicht einschätzen.“
•	 „Ich denke schon. Im Grunde werden die Rechten doch nicht wirklich ernst genommen.
•	 „Ich bin der Meinung, dass nichts dagegen getan wird und immer nur so getan wird als ob. 

Ehrlichkeit möchte ich.“
•	 „Fällt mir konkret nicht ein, grundsätzlich Bildung, Bildung, Bildung und Reisen.“
•	 „Nein, seit Jahrzehnten wird zu wenig das Richtige gemacht. Das Problem der rechten Ideologie in 

der westlichen Wertegemeinschaft wird im alltäglichen Leben nicht erkannt und daher so weiter gelebt.“
•	 „Ja, denke schon, passiert ja nicht viel.“
•	 „Ich denke, dass unsere Region nicht von Rechtsextremismus geprägt ist, und somit sind 

keine großartigen Vorkehrungen notwendig. „
•	 „Es muss nichts gemacht werden.“
•	 „Man sollte nicht gegen die freie Meinung der Menschen in einer Demokratie ankämpfen. 

Zudem sollten auch Projekte gegen Linksextremismus gestartet werden.“
•	 „Es wird meines Wissens nichts gemacht.“
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5.2 Anhang

•	 „Nein, es wird alles den Kosten untergeordnet und nicht wirklich in die Zukunft geschaut. Die 
soziale Schieflage ist das Hauptproblem.“ 

•	 „Ich weiß es doch auch nicht.“
•	 „Es wird nichts dagegen getan.“
•	 „An meinem Wohnort sind wir aufmerksam; wir dürfen nicht wegschauen und müssen Öffentlichkeit her-

stellen.“
•	 „Es wird zu viel Geld dafür ausgegeben. Das Thema wird aufgebauscht. Dialog wäre ange-

bracht, nicht Stigmata.“
•	 „Nein, da man das Denken Anderer nicht ändern kann.“
•	 „Nicht, dass es mir stark auffällt.“
•	 „Da in meiner Region keine rechtsextremen/rassistischen Aktionen durchgeführt werden, 

braucht die Stadt nicht viel verbessern.“
•	 „Vielleicht eine Anlaufstelle mit extra Personal, Opferberatung rechter Taten in Ennepetal.“ 
•	 „Jedes Extrem „bekämpfen“, sowohl rechts als auch links. Wie man 2017 gesehen hat, war 

der Linksextremismus deutlich schlimmer als der Rechtsextremismus (G20).“
•	 „Es gibt viele Menschen, die sich für die Rechte aller einsetzen, man müsste dies nur organi-

sierter tun. Eine große Quelle der Diskriminierung liegt in der Gesetzgebung.“ 
•	 „Ich sehe uns gut aufgestellt im täglichen Leben. Gerne würde ich Musikveranstaltungen 

gegen Rechts bei uns sehen. Da sind uns andere Städte weit voraus.“ 
•	 Politik, Kirchen, Vereine und Verbände müssen offener dieses Problem ansprechen, aber 

auch offener mit den Problemen und Ängsten umgehen, die die Menschen bewegen. 
•	 Dagegen finden 2 Personen „Alles super!“ oder sie finden, dass zu viel getan wird:

„Es wird zu viel dagegen getan! Man sollte sich um wahre Kriminelle kümmern!“

Und zum Schluss:

„Zivilcourage im Alltag und Stellung beziehen im Alltag 
gegen fremdenfeindliche Äußerungen“.
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Übersicht aller Handlungsvorschläge 
aus Befragungen, Workshops 
und Konferenzen

Handlungskonzept 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis

5.3 
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Anhang5.3

Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Kinder- und Jugendhilfe

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Kritischen Umgang mit sozialen Medien 
erlernen

▪ Fake-News erkennen lernen
▪ Medienkompetenz erlernen, sowohl Kinder, Eltern als auch Politik und 
  Verwaltung

Interkulturelles Training für Schüler*in-
nen in das Curriculum aufnehmen

Darüber hinaus sollten Projektwochen und Thementage veranstaltet werden

Lebendige Antisemitismusarbeit an 
Schulen und Jugendeinrichtungen 
(nicht nur im Geschichtsunterricht)

▪ Fahrten zu Gedenkstätten organisieren
▪ Einbindung von Schüler*innen bei Stolpersteinverlegungen

Teilnahme am Programm „Schule ohne 
Rassismus“ fördern

Die Motivation zur Teilnahme sollte aus der Schülerschaft und aus dem 
Kollegium kommen.
Anreize (z. B. Theaterstücke zum Thema) und Angebote sollten an die 
Schulen herangetragen werden.

Kulturellen Austausch/Auslandsreisen für 
Schüler*innen fördern (finanzieren)

z. B. im Rahmen der bestehenden Städtepartnerschaften

Dialog suchen mit den Menschen an 
politischen Rändern – wie sollen sie er-
reicht werden? z. B. durch Elternarbeit

Das Erreichen von Menschen, die nicht zu unseren Veranstaltungen kom-
men, sich ausgegrenzt fühlen, auch durch politische Entscheidungen, wird 
als besonders wichtig angesehen.

Mitarbeiterschulungen zu interkul-
tureller Identität und interkulturellen 
Kompetenzen

Schulungen sollten obligatorisch für alle Mitarbeiter*innen der Verwaltung 
implementiert werden

Sprach- und Argumentationsfähigkeit 
gewinnen – gegen „rechte“ Parolen

Es gibt mittlerweile zahlreiche Trainingsangebote für unterschiedliche Ziel-
gruppen.

Gleichberechtigte Betreuung (Kitas) für 
Kinder aus Zuwandererfamilien

Keine Angabe

Kinder aus verschiedenen Kulturen 
gleichmäßiger an die Schulen verteilen

Ist auf dem direkten Weg nicht möglich, da alle Kinder nach Möglichkeit eine 
wohnortnahe Schule besuchen sollen. Die Wohnverteilung von Menschen 
verschiedener Kulturen sollte anders organisiert werden (gegen Ghettobil-
dung). Wird eher als eine Aufgabe der Stadtentwicklungsplanung angesehen.

Sensibilisierung der Funktionsträger 
(Schulung und Supervision)

Schulungen sollten auch obligatorisch für Funktions- und Amtsträger sein 
(Vorbilder)
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Schule

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Die Förderung der demokratischen 
Selbstverwaltung von Schüler*innen 
und die Integration von Schüler*innen 
nicht-deutscher Herkunft 

In Schulen sollten Projekte zur Stärkung des Demokratiebewusstseins, der 
demokratischen Partizipation und der Weltoffenheit im Mittelpunkt stehen.

Eine Stärkung der Kinder- und Jugend-
parlamente wird als dringlich erachtet. 

Einzelne Vorschläge zur Demokratieförderung an Schulen:
▪ Zentrale Sätze des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Grundgesetzes  
  (Grundrechte) in leicht verständliche Sprache übersetzen und durch Illustrationen 
  verdeutlichen.
▪ Berlin wie auch Düsseldorf besuchen und sich in den Parlamenten „vor Ort“ über 
  die Aufgaben gewählter Vertreter*innen informieren.
▪ In der Schule Planspiele zur Rolle „Politiker“ erproben.
▪ Lions-Quest.

Früh einsetzende Aufklärungsarbeit 
und Argumentationstraining gegen 
Rechtsextremismus. Dabei ist die 
Kommunikation und Vermittlung der 
Inhalte unbedingt unter dem Aspekt der 
unterschiedlichen kulturellen Herkunft 
der Schüler*innen durchzuführen. 

Einzelne Forderungen dazu:
▪ Ethische und demokratische Werte klar benennen.
▪ Coolnesstraining.
▪ Filme einsetzen. 
▪ Programme des Landessportbundes nutzen.
▪ Beim Sport Regeln erlernen.
▪ Polizei in die Schule einladen.
▪ Spiele von Puppenbühnen nutzen.
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Arbeit und Wirtschaft

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Stärkung des Jobcenters Mitarbeiter*innen des Jobcenters benötigen gesundheitsfördernde Maßnah-
men und Supervision.

Ehrenamtlich Tätige unterstützen, sie 
helfen in allen Lebenslagen (Anträge 
stellen, Formulare ausfüllen etc.)

Workshops für ehrenamtlich Tätige initiieren, in denen Werkzeuge und Hilfe-
stellungen für deren Arbeit zur Verfügung gestellt werden.

Firmen unterstützen Firmen müssen über die Möglichkeiten der Hilfestellung durch ehrenamtlich 
Tätige informiert werden. Ein Forum für Unternehmen sollte geschaffen wer-
den.

Ressourcen der Gewerkschaften 
nutzen

Räume, Gewerkschaftsmitglieder, Kooperationen, Vernetzungen mit in die 
Arbeit integrieren.
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Integration

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Es wurde mehrfach die Einschätzung 
geäußert, dass in der Integrationsarbeit 
tätige Mitarbeiter*innen häufig überfor-
dert seien und aus Unkenntnis falsch 
handeln.

Die Forderung nach Fortbildungen zum interkulturellen Umgang in Ämtern 
und Behörden wurde als wichtig angesehen, so z. B. kulturelle Wissensver-
mittlung bei der Kreisverwaltung, dem JobCenter und der Agentur für Arbeit 
(z. B. Hintergrundwissen zum Verhalten von Muslimen während des Rama-
dan, etc.). 
Weitere Vorschläge:
•	 eine leicht verständliche Sprache verwenden, 
•	 Menschen Übersetzungshilfen zur Verfügung zu stellen und 
•	 mehrsprachige Schilder zur Orientierung anzubringen (Deutsch als 
   Amtssprache sollte nicht als Dogma praktiziert werden). 
•	 Ein ganz praktischer Ansatzpunkt wäre die Nachfrage bei Mitarbeiter*innen 
   danach, welche Maßnahmen aus ihrer Sicht helfen würden.

Interkulturelle Kompetenz der Schulen 
fördern.

Programme und Qualifizierungen zur interkulturellen Weiterbildung von Lehrer*in-
nen sollten verstärkt angeboten werden.

Projekte zur NS-Geschichte sollten 
entwickelt und gefördert werden, nicht 
nur für Schüler*innen, sondern auch 
in Bezug auf Menschen, die nicht 
deutscher Herkunft sind. Die Vermitt-
lung von deutscher und europäischer 
Geschichte mit dem Schwerpunkt 
historischer und aktueller Kämpfe für 
Menschen- und Bürgerrechte, soziale 
Errungenschaften und Frieden wurde 
als ein zusätzlicher wichtiger Punkt von 
integrativer Bildungsarbeit aufgeführt

Am Beispiel von Einzelschicksalen „vor Ort“ könnten (z. B. anhand von Stolper-
steinen) Schüler*innen „geistige Patenschaften“ übernehmen. Die Einladung 
von Zeitzeugen wäre ein weiterer wichtiger Aspekt der Vermittlung. Die Frage 
nach dem häufig recht schwierigen Verhältnis von Muslimen zur jüdischen Ge-
schichte wurde ebenso aufgeworfen wie die Frage von Sprachproblemen. Die 
Forderung nach einer leichten Sprache verband sich mit der Idee mehrsprachi-
ger Übersetzungstafeln an Gedenkorten und dem Einsatz bei Gedenktagen. 
Auch die Idee, mehr Bildsprache als Text einzusetzen, wurde diskutiert. 
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Medien und Kultur

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

„Flagge zeigen“ bei allen sich bieten-
den Gelegenheiten (offizielle Veran-
staltungen, Feste, Konferenzen), z. B. 
durch Banner oder einen gemeinsamen 
Slogan

Mehr Offenheit, mehr Transparenz, auch Fehler bei Integration eingestehen.

Mit künstlerischen Mitteln (z. B. Musik, 
Theater) interkulturelles Kennenlernen 
und Verständnis fördern 

▪ Kooperation mit der Uni W/H → Kunstaufführungen
▪ Musikaufführungen
▪ Integrationsmessen
▪ Ausstellungen
▪ Schreibprojekte
▪ Theater

Lokales Bürgerschaftliches Engage-
ment zu den Programmthemen fördern

▪ Engagement belohnen (z. B. Ehrenamtskarte)
▪ Bürgerschaftspreis

Internationalen Austausch fördern 
(Städtepartnerschaften, themenbezo-
gene Delegationen)

Über den Tellerrand schauen und den Horizont erweitern werden als ent-
scheidende Faktoren für den Abbau von Vorurteilen gesehen.

„Nazi“-Vergangenheit in Wetter aufar-
beiten

▪ Hochaktuell: Brandanschlag auf syrisches Geschäft
▪ Facebook-Gruppe „Fallersleben Bund“

Netzwerkarbeit stärken, z. B. kreiswei-
ter runder Tisch gegen Rassismus

Vermeidung von Parallelstrukturen muss angestrebt werden, Sammlung von 
Angeboten und Akteuren.

Multikulturelle Feste veranstalten Auch multikulturelle Feste haben ihre Berechtigung, besser aber verschiede-
ne Zielgruppen zusammen bringen.

Vortragsreihen/Diskussionsrunden zu 
relevanten Themen organisieren (z. B. 
durch Bildungsträger)

Keine Angabe
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld 
Beratungsinfrastruktur gegen Rechtsextremismus und Rassismus

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Schwerpunkt Prävention: alle Religio-
nen aktiv beteiligen, Interreligiösen Dia-
log fördern, z. B. durch Runde Tische

▪ Zugang über die Dachverbände?
▪ Religions for Peace 

Initiativen vor Ort beraten und unter-
stützen (Wer? Mit welchen Mitteln?)

▪ DPWV als Dach für kleine Initiativen
▪ kleine Initiativen tun sich zusammen
▪ Unterstützungsvereine für Geflüchtete schulen und weiterentwickeln
▪ Initiative „Trotz Allem“ (Witten) unterstützen

Mitarbeitende in Institutionen zu 
Ausgrenzung, Rechtsextremismus und 
Rassismus schulen und sensibilisieren

▪ IKÖ-Schulungen für alle Azubis in der Kreisverwaltung ab Herbst 2018
▪ KI bietet IKÖ für alle Verwaltungen an (ab 2019)

Ausstiegsberatung in Witten stärken ▪ kann das Angebot vom Kreis (für den Kreis) übernommen werden?
▪ Kooperation trotz geteilter Förderstruktur zwischen Land (Polizei) und 
  Kommune

Argumentationsfähigkeit gegen Stamm-
tischparolen trainieren

Schulungen

Vernetzung der Bildungsträger initiie-
ren – Beratungsangebote leicht und 
niederschwellig erreichbar sein

Vernetzung zwischen Land und Kommune.

Beratungsangebot für Opfer rechts-
extremer oder rassistischer Gewalt 
ortsnah implementieren (z. B. Bera-
tungsstelle Back Up)

Die nächsten Beratungsstellen sind in Dortmund oder Recklinghausen.
Aussteigerberatung in Witten nur noch für zwei Jahre.

Bestehende Beratungsangebote be-
kannt machen

Keine Angabe

Ausgegrenzte Gruppen identifizie-
ren und erreichen (Wie? – z. B. über 
Schule)

Keine Angabe
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Anhang5.3

Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Sport

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Stärkung des Ehrenamtes Statt prominente Sportler zu engagieren, sollten Ehrenamtler zu Wort 
kommen (Vorschlag als Beispiel: FSV Witten). Könnte auf viele Sportvereine 
übertragen werden.

Der Vereinssport auf der operativen 
Ebene sollte verbessert werden durch 
eine Vereinheitlichung der Ver-
einsstrukturen.

Folgende Möglichkeiten werden benannt:
•	 Tarife: Rabatte für Flüchtlingskinder, Möglichkeit der Ratenzahlung
•	 Anmeldeprozesse vereinfachen
•	 Versicherungsfragen klären
•	 Infrastrukturelle Probleme durch Bildung von Fahrgemeinschaften oder/
   und bessere Erreichbarkeit mit ÖPNV lösen
•	 Interkulturelle Kompetenzen stärken

Stärkere Beteiligung von Frauen in 
Sportvereinen fördern.

Frauensportgruppen als geschützter Raum in Sportvereinen initiieren und 
fördern.

Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Gleichstellung

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Interkulturelle Programme zur Entwick-
lung von Toleranz gegenüber unter-
schiedlichen sexuellen Orientierungen 

•	 Mitarbeiter*innen aus der Beratungsstelle „Rosa Strippe“ einladen
•	 Geld für Ausflugsbegleiter bei Bildungsausflügen zur Thematik bereitstellen.
•	 Lions-Quest nutzen

interkultureller Demokratie-Unterricht Politiker*innen nach ihrer „Reisekasse“ für Besuchsprogramme fragen, um 
diese mit nutzen zu können.
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Übersicht über die sonstigen Handlungsvorschläge nach Handlungsfeldern
Ergebnisse aus dem Handlungsfeld Politische Bildungsarbeit

Forderungen Vorgeschlagene Ergebnisse

Politische Bildung! Wird aber erst mög-
lich, wenn Menschen sich ernstgenom-
men wissen und eine Verbesserung 
ihrer Lebenslage verspüren.

Eine Stärkung strukturschwacher Regionen durch Angebote in den jeweili-
gen Quartieren ist erforderlich.

Die Offene Gesellschaft muss gefördert 
werden.

Es könnten folgende Aktionen geplant werden:
•	 Plakataktionen auf Litfaßsäulen vor Einkaufszentren, auf denen Menschen 
   und Familien aus der Nachbarschaft als gute Beispiele abgebildet werden.
•	 Kochvideos mit lokalen Prominenten, wo lockere Gespräche zu verschie-
   denen Themen geführt werden mit einer anschließenden Veröffentlichung 
   auf YouTube.

Interkulturelle Kompetenz sollte ge-
stärkt werden.

Gemeinsame Fortbildungen für Träger wie Wohlfahrtsverbände, Kirchen, 
Kommunale Einrichtungen sollten angeboten werden.
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Rassismus im Ennepe-Ruhr-Kreis
Eine Milieustudie
der Universität Witten/Herdecke

Sie benötigen hierfür keine eigene App!
Bitte den QR-CODE mit Ihrem Handy fotografieren. Dann öffnet sich automatisch die 103 Seiten 
umfassende Studie der Universität Witten/Herdecke mit einem Link – in der Regel oben auf Ihrem 
Handy. Bitte darauf klicken und schon erscheint die Studie. 

Handlungskonzept 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
im Ennepe-Ruhr-Kreis
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5.6  Abkürzungsverzeichnis

bspw.	 - beispielsweise
bzw.	 - beziehungsweise
d. h.	 - das heißt
etc	 - et cetera
evtl.	 - eventuell
ggf.	 - gegebenenfalls
Hrsg.	 - Herausgeber
i. d. R.	 - in der Regel
o. a.	 - oben angegeben(e)(n)
o. ä.	 - oder ähnliche
PfD 	 - Partnerschaften für Demokratie
s.	 - siehe
S.	 - Seite
sog.	 - sogenannte
u.a.	 - unter anderem
uvm.	 - und vieles mehr
v. a.	 - vor allem
vgl.	 - vergleiche
z. B.	 - zum Beispiel
z. T.	 - zum Teil
rsp.	 - respektive
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